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153. Sitzung 

Bonn, den 28. Februar 1975 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident von Hassel: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesminister für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen hat mit Schreiben vom 26. Februar 1975 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Jobst, Engelsberger, Biechele, 
Schröder (Lüneburg) und Genossen betr. Sicherheit im Eisen-
bahnverkehr — Drucksache 7/3223 — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 7/3301 verteilt. 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
24. Februar 1975 mitgeteilt, daß der Ausschuß gegen die nach-
folgende, bereits verkündete Vorlage keine Bedenken erhoben 
hat: 

Richtlinie des Rates zur Synchronisierung der allgemeinen 
Volkszählungen 
— Drucksache 71815 — 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Mitteilung der Kommission an den Rat über eine Sofort-
nahrungsmittelhilfe für Somalia 
— Drucksache 7/3265 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Mitteilung an den Rat über „Unannehmbare Situation und 
Korrekturmechanismus" 
— Drucksache 7/3266 — 

überwiesen an den Auswärtigen Ausschuß (federführend), Aus-
schuß für Wirtschaft, Finanzausschuß, Haushaltsausschuß mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen 
Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates betreffend die Verschmutzung der 
Meeres- und Süßgewässer für Badezwecke (Qualitätsanforde-
rungen) 
— Drucksache 7/3272 — 

überwiesen an den Innenausschuß (federführend), Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates 

zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein-
schaftszollkontingents für 30 000 Stück Färsen und Kühe be-
stimmter Höhenrassen, nicht zum Schlachten, der Tarifstelle 
ex 01.02 A II b) 2 des Gemeinsamen Zolltarifs 

zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein-
schaftszollkontingents für 5 000 Stück Stiere, Kühe und 
Färsen bestimmter Höhenrassen, nicht zum Schlachten, der 
Tarifstelle ex 01.02 A II b) 2 des Gemeinsamen Zolltarifs 
— Drucksache 7/3273 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 971/68 hinsichtlich des Zeitraums, in dem die 
Käsesorten Grana-Padano und Parmigiano-Reggiano zur 
Intervention angeboten werden können 
— Drucksache 7/3274 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 in bezug auf die Voraussetzungen für eine 
Beihilfegewährung zur privaten Lagerhaltung der Käsesorten 
Grana-Padano und Parmigiano-Reggiano 
— Drucksache 7/3281 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Straßen- und Schienen-Meßkammer-
tankwagen 
— Drucksache 7/2387 — 

jetzt überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft (am 18. 9. 1974 
dem Ausschuß für Verkehr überwiesen) mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im 
Rat 

Meine Damen und Herren, wir fahren in unserer 
Tagesordnung fort. Ich rufe die Punkte 25, 26 und 27 
auf: 

25. Beratung des Agrarberichts 1975 der Bundes-
regierung 

— Drucksachen 7/3210, 7/3211 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder-
führend) 
Haushaltsausschuß 

26. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu Nr. 2 und 3 
des Entschließungsantrags der Fraktion der 
CDU/CSU zur Großen Anfrage der Abgeord-
neten Bewerunge, Eigen, Kiechle, Dr. Ritz, 
Susset, Solke, Freiherr von Kühlmann-Stumm 
und der Fraktion der CDU/CSU betr. Lage der 
deutschen Landwirtschaft 

— Drucksachen aus 7/2617, 7/3077 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Büchler (Hof) 

27. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu 
Nr. 1 des Entschließungsantrags der Fraktion 
der CDU/CSU zur Großen Anfrage der Ab-
geordneten Bewerunge, Eigen, Kiechle, Dr. 
Ritz, Susset, Solke, Freiherr von Kühlmann-
Stumm und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Lage der deutschen Landwirtschaft 

— Drucksachen aus 7/2617, 7/3131 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Ronneburger 
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Vizepräsident von Hassel 
Das Wort hat der Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten, Herr Bundesminister 
Ertl. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Einbringung des Agrarberichts gibt 
mir auch in diesem Jahr wieder die Gelegenheit, 
über die Lage und die Entwicklungsaussichten der 
Landwirtschaft zu berichten und eine Bilanz der 
Agrar- und Ernährungspolitik zu ziehen. 

Ich möchte es mir im Interesse einer möglichst 
eingehenden Erläuterung des Agrarberichts erspa-
ren, hier im einzelnen auf die vielfältigen Folgewir-
kungen der drastischen Energie- und Rohstoffver-
teuerung einzugehen. Die Landwirtschaft muß fertig 
werden mit der Erhöhung der Betriebsmittelpreise, 
mit einem Rückgang des Angebots an außerland-
wirtschaftlichen Arbeitsplätzen sowie mit einer ab-
geschwächten Entwicklung der Nachfrage nach 
hochwertigen Agrarerzeugnissen. Diese gegenwär-
tigen, von der Lage der Weltwirtschaft untrennbaren 
Belastungen stellen schon für sich allein auch die 
Landwirtschaft vor eine Bewährungsprobe. Aber 
sie werden obendrein potenziert durch die außer-
gewöhnlichen Schwierigkeiten, die der gemeinsa-
men Agrarpolitik aus fehlenden Integrationsfort-
schritten in anderen Bereichen der Europapolitik er-
wachsen. Ihnen allen ist ja diese Problematik be-
kannt. 

Bevor ich im einzelnen auf den Agrarbericht 1975 
eingehe, möchte ich zunächst eine Wertung der 
jüngsten Brüsseler Agrarpreisbeschlüsse vorneh-
men. Die Bundesregierung hat sich vor allem aus 
drei Gründen für den Ihnen allen bekannten Kom-
promiß ausgesprochen: 

1. Sie wollte keinen Zweifel darüber aufkommen 
lassen, daß sie an dem Ziel, die Europäische Ge-
meinschaft zu einer politischen Gemeinschaft zu 
entwickeln, unbeirrt festhält. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

2. Ein nationaler Alleingang konnte nicht im 
Interesse der deutschen Landwirtschaft liegen, da 
er die Isolierung der Bundesrepublik heraufbe-
schworen und ihr zudem jegliche Einflußnahme auf 
gemeinsame — also die Partner bindende — Be-
schlüsse genommen hätte. 

3. Sie konnte auch die gegenwärtige schwierige 
Lage Großbritanniens nicht außer acht lassen. 

Der unter großen Anstrengungen erzielte Kom-
promiß war letztlich ein Kompromiß, der allen Part-
nern Zugeständnisse abverlangte. Die Kluft der 
Inflationsraten zwischen den Mitgliedstaaten, die 
sich im Jahre 1974 vergrößerte und die vor allem 
bei den landwirtschaftlichen Betriebsmittelpreisen 
zu einem deutlichen Auseinanderrücken führte, hat 
die Preisverhandlungen außerordentlich belastet. 
Hinzu kamen einzelne nationale Sonderwünsche, 
einmal als Folge innerpolitischer Schwierigkeiten in 
einigen Mitgliedstaaten, zum anderen auf Grund der 
Regelungen des Beitrittsvertrages. In Anbetracht 
dieser Ausgangslage war es daher sehr schwierig, 

zu einem für alle Partner akzeptablen und gerechten 
Ergebnis zu kommen. 

Ausgehend von dem Grundsatz, der deutschen 
Landwirtschaft eine gleichberechtigte Teilnahme an 
der allgemeinen Einkommensentwicklung zu ermög-
lichen, waren für die deutsche Haltung drei Ge-
sichtspunkte maßgebend: ein gemeinsamer Preisbe-
schluß, eine Wiederannäherung des nationalen 
Agrarpreisniveaus nicht zu Lasten der Aufwertungs-
länder, sondern nur durch Konzessionen aller Mit-
gliedstaaten sowie die prinzipielle Beibehaltung des 
Grenzausgleichssystems. Diese drei Punkte haben 
ohne Abstriche Eingang in den Gesamtkompromiß 
gefunden. Zudem hat auch der Aufwertungsaus-
gleich über die Mehrwertsteuer in keiner Phase der 
Verhandlungen zur Diskussion gestanden. 

Es erscheint mir notwendig, daran zu erinnern, 
welches die Ausgangslage in den Brüsseler Preis-
verhandlungen gewesen ist. Auf dem Verhandlungs-
tisch lag der Vorschlag der Kommission über den 
Abbau des deutschen Grenzausgleichs um 5 %, und 
außerdem gab es den Beschluß des Europäischen 
Parlaments über den Abbau des Grenzausgleichs 
um 3 %. Dazu ist es nicht gekommen. 

Wer den erzielten Kompromiß als die schlechteste 
aller denkbaren Lösungen bezeichnet, muß sich al-
lerdings fragen lassen, wo und welche Alternativen 
er sieht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sollten das etwa national festgesetzte Agrarpreise 
sein, die im gegenwärtigen Zustand der Gemein-
schaft nur die Renationalisierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik bedeuten könnten? Das wäre doch ein 
Weg, der von allen Parteien in diesem Parlament 
abgelehnt wird, der politisch nicht verkraftbar ist 
und der nach meiner Auffassung — das sage ich in 
Übereinstimmung mit der berufsständischen Vertre-
tung in Deutschland — letzten Endes den Interessen 
der deutschen Landwirtschaft, der Ernährungswirt-
schaft und der Verbraucher zuwiderlaufen würde. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

So gesehen wäre das doch wohl in Wahrheit eher 
die schlechteste aller denkbaren Lösungen. 

Damit komme ich zur Wertung des Gesamtkom-
promisses. Bei den pflanzlichen Erzeugnissen wur-
den alles in allem befriedigende Preisbeschlüsse er-
zielt. Der neuralgische Punkt des Preiskompromisses 
aber liegt bei den Veredelungserzeugnissen, wo es 
sich erst noch erweisen muß, was am Markt tatsäch-
lich realisiert werden kann. Am problematischsten 
ist für mich der Milchsektor. Auch wenn wir augen-
blicklich bei Butter keine besonderen Schwierigkei-
ten haben — Lagerbestände in der Gemeinschaft 
derzeit rund 61 000 Tonnen, in der Bundesrepublik 
Deutschland 24 000 Tonnen —, so können wir auf 
die Dauer nicht ausschließen, daß die Märkte der-
jenigen Produkte, die keiner Intervention unterlie-
gen, unter Druck geraten. Es kann sicherlich nicht 
Sinn unserer Agrarpolitik sein, daß die Produkte, 
denen durch erhebliches Know-how neue Märkte 
erschlossen wurden, möglicherweise wegen der In- 
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Bundesminister Ertl 
terventionsprodukte dann in eine schlechtere Er-
tragssituation kommen. 

Durch den gemeinsamen Preisbeschluß wurde 
sichergestellt, daß es zu einer für alle Mitgliedstaa-
ten in etwa gleichen absoluten Anhebung der Markt-
ordnungspreise gekommen ist. Der deutsche Grenz-
ausgleich wurde in seiner Summe erhalten. Nicht 
Prozentzahlen sind hier entscheidend, sondern das, 
was im Endeffekt unter dem Strich dabei heraus-
kommt. 

(Zuruf von der FDP: Sehr gut! — Zuruf des 
Abg. Kiechle [CDU/CSU]) 

— Das stimmt. Herr Kiechle, Sie sind doch ein guter 
Rechner. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Ich komme noch dar-
auf zurück!) 

— Herr Kiechle, Sie müssen mir erst Gegenbeweise 
liefern. Dazu fordere ich Sie auf. 

(Beifall bei der FDP) 

Nicht immer solche Behauptungen in den Raum 
stellen und keine Gegenbeweise liefern! 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Das können wir 
erst, wenn wir reden dürfen! — Zuruf von 
der SPD: Hören Sie doch erst dem Bericht 

zu!) 

— Ja, Herr Bewerunge, ich habe nicht angefangen. 
Da müssen Sie mal mit Ihrer Linken reden, aus-
nahmsweise; da sitzen Ihre Freunde aus Bayern. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Sie sollten lieber be-
weisen, daß das stimmt, was Sie sagen!) 

— Sie haben bisher noch nie einen einzigen Gegen-
beweis geliefert, noch nie. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Steht an dieser 
Stelle in Ihrem Konzept: „Streit anfan-
gen!"? — Zuruf des Abg. Kiechle [CDU/ 

CSU]) 
— Ich habe nicht angefangen. — Herr Kiechle, Sie 
müssen mal eine Europareise antreten! Sie müssen 
Ihren Horizont weiten! 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD) 

Die Bundesregierung hat außerdem einen stabili-
tätskonformen Preisbeschluß erzielt. Sie kann damit 
vor Erzeugern wie vor Verbrauchern gleichermaßen 
bestehen. Gegenüber ihren Kollegen in den unter 
einem stärkeren Kostendruck stehenden Mitglied-
staaten haben die deutschen Landwirte ihre Wett-
bewerbsposition behauptet. Alles in allem schließ-
lich ist durch den gemeinsamen Preisbeschluß eine 
weitere Schwächung der gemeinsamen Agrarpolitik 
abgewendet worden. 

Wohin aber Kritik führen kann, dafür bietet die 
Opposition ein anschauliches Beispiel. Während 
Herr Ritz der Bundesregierung vorwirft, sie habe 
einem Verhandlungsergebnis zugestimmt, das  den 

 deutschen Bauern benachteilige, beklagt Frau Wex 
zur gleichen Zeit die Belastungen der Verbraucher 
durch diese Preisbeschlüsse. Ich nehme an, daß die 
Opposition in ihrer Antwort darauf eingehen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sicher!) 

Ich habe auch noch ein drittes Beispiel auf Lager. 
Ich habe noch nicht alle Beispiele angeführt. Ich 
weiß, die Palette ist großartig breit und weit. — 
Ich möchte dem nur soviel hinzufügen. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU]: Herr Ertl, 
wie ist denn hier die Einigkeit? — Abg. Dr. 
Müller-Hermann [CDU/CSU] zeigt 'das Buch 

„Mut zum Markt") 

Sich wahlweise mal auf das eine Pferd, Herr Müller-
Hermann, mal auf das andere Pferd zu setzen, scha-
det der Glaubwürdigkeit der Agrarpolitik in der 
Öffentlichkeit, weil es die Gesamtverantwortung 
vermissen läßt, die wir heute neben der Sachlichkeit 
in der politischen Auseinandersetzung, wie ich 
meine, nötiger denn je haben. 

(Eigen [CDU/CSU] : „Mut zum Markt" !) 

— O ja, für Sie ist diese Lektüre gut, Herr Eigen! 
Da haben Sie nämlich Nachholbedarf! 

(Beifall bei der FDP) 

Bevor ich nun auf den Agrarbericht und die damit 
zusammenhängenden Fragen eingehe, möchte ich 
den Leitern aller Testbetriebe dafür danken, daß 
sie auch in diesem Jahr eine so detaillierte Analyse 
der Lage der deutschen Landwirtschaft ermöglicht 
haben. Mein besonderer Dank gilt dabei den Leitern 
der neu in das Testbetriebsnetz aufgenommenen Ne-
benerwerbsbetriebe, die uns erstmals in die Lage 
versetzen, ein differenziertes Bild von der Einkom-
menslage dieser Betriebe zu gewinnen. 

Danken möchte ich schließlich auch den Mitarbei-
tern meines Hauses, die es auch in diesem Jahr ver-
standen haben, einen umfassenden und zugleich 
übersichtlichen Bericht zu erarbeiten. Die gemein-
same Agrarpolitik wäre um vieles leichter, gäbe es 
Vergleichbares auch in unseren Partnerländern. 

Es war wohl von vornherein klar, daß die Ein-
kommensentwicklung in der Landwirtschaft im Wirt-
schaftsjahr 1973/74 nicht ähnlich günstig verlaufen 
würde wie in den beiden vorausgegangenen Aus-
nahmejahren. Ich gebe zu, daß sich unsere ursprüng-
liche Vorschätzung der Einkommensentwicklung 
nicht bestätigt hat. Das tatsächliche Ergebnis liegt 
im Rahmen unserer revidierten Vorschätzung vom 
Sommer, allerdings an der unteren Grenze. Dafür 
war neben der Verteuerung der landwirtschaftlichen 
Betriebsmittel und der unbefriedigenden Entwick-
lung auf den Märkten für Schweinefleisch und Rind-
fleisch auch der verlangsamte Rückgang des Ar-
beitskräfteeinsatzes in der Landwirtschaft bestim-
mend. 

Wenn es der Landwirtschaft aber allen Wider-
ständen zum Trotz gelungen ist, ihr Einkommen 
gegenüber dem Vorjahr zu halten, so dürfen wir 
dabei nicht übersehen, daß dies nicht allen Berufs-
gruppen gelungen ist. Gegenbeispiel sind diejeni-
gen Wirtschaftszweige, die von Konjunktureinbrü-
chen und von struktureller Arbeitslosigkeit betrof-
fen sind. Schließlich sind auch die Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen in ihrer Ge-
samtheit im Jahre 1974 nicht gewachsen. 
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Die Einkommensentwicklung in der Landwirt-

schaft ist im Berichtsjahr recht unterschiedlich ver-
laufen. Damit erweist sich von neuem, daß es die 
Landwirtschaft nicht gibt, sondern nur ein Spektrum 
unterschiedlicher landwirtschaftlicher Ertragslagen, 
woraus sich die Notwendigkeit einer differenzierten 
Agrarpolitik herleitet. Während in den Betrieben 
über der Grenze nach § 4 des Landwirtschaftsgeset-
zes die Marktfruchtbetriebe und die Veredelungs-
betriebe mit einem Anstieg des Reineinkommens je 
Familienarbeitskraft um 12,5 bzw. 4,9 % ein über-
durchschnittliches Ergebnis erzielten, blieben die 
Gemischtbetriebe um 2,7 % hinter dem Ergebnis des 
letzten Wirtschaftsjahres zurück. Einen Einkom-
mensrückgang um 5,5 % verzeichneten die Futter-
baubetriebe, deren Reineinkommen sich im Vorjahr 
noch um 21 % verbessert hatte. 

Auch in den Weinbaubetrieben und im Gartenbau 
verlief die Einkommensentwicklung unterschiedlich. 
In den weinbaulichen Haupterwerbsbetrieben nahm 
das Reineinkommen in den Betrieben mit Flach- und 
Hanglagen um 4,6 % und in den Betrieben mit Steil-
lagen um 1,7 % zu. Im Gartenbau erzielten die Zier-
pflanzenbetriebe einen Einkommensanstieg von 
2,1 % und die Baumschulen um 14 %. Rückläufig 
entwickelten sich dagegen die Reineinkommen in 
den Gemüsebaubetrieben, in den Gemischtbetrieben 
und besonders in den Obstbaubetrieben. In den 
Obstbaubetrieben hatte sich allerdings im Vorjahr 
das Einkommen verdoppelt. 

Von wesentlichem Einfluß auf die landwirtschaft-
liche Einkommensentwicklung sind der Witterungs-
verlauf, die Marktentwicklung in der Gemeinschaft 
und die Lage auf den Weltagrarmärkten. Der Ver-
gleich der Einkommensentwicklung von Wirtschafts-
jahr zu Wirtschaftsjahr ist nicht immer befriedi-
gend, weil hier notgedrungen Zäsuren in der lau-
fenden Entwicklung vorgenommen werden müssen. 
Bei der Analyse der Einkommensentwicklung der 
letzten fünf Wirtschaftsjahre komme ich zu dem Er-
gebnis, daß das Reineinkommen im jährlichen 
Durchschnitt um 10,4 % gestiegen ist und 1973/74 
19 972 DM je Familienarbeitskraft erreichte. Diese 
jährliche Zuwachsrate werte ich als Ausdruck der 
Leistungsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft und 
nicht zuletzt auch als einen Erfolg der Politik dieser 
Regierung. 

Das Reineinkommen — ich darf das hier noch ein-
mal erläutern — ist der Betrag, der dem Unterneh-
mer und seiner Familie als Entgelt für die Arbeits-
leistung, den Einsatz des Eigenkapitals und die 
unternehmerische Tätigkeit zufließt. Das Reinein-
kommen steht also nicht allein für den privaten Ver-
brauch zur Verfügung, sondern fließt zum Teil als 
Investition in den Betrieb zurück. Es kann daher 
auch nicht direkt mit dem Arbeitseinkommen der 
übrigen Wirtschaft verglichen werden. 

Der große innerlandwirtschaftliche Einkommens-
abstand, meine Damen und Herren, den der Agrar-
bericht auch in diesem Jahr ausweist, kann uns nicht 
gleichgültig sein, auch wenn wir aus einer neueren 
Untersuchung wissen, daß dieser zumindest nicht 
größer als bei den Selbständigen anderer Wirt-
schaftsbereiche ist. Denn er kennzeichnet nicht nur 

die große strukturelle Spannweite, die die Agrar

-

politik allein in unserem Lande zu überbrücken hat 
und die den Einsatz des agrarpolitischen Instrumen-
tariums so außerordentlich erschwert. Er verdeut-
licht zugleich die Schwierigkeiten, die besonders der 
landwirtschaftlichen Einkommenspolitik aus der un-
terschiedlichen agrarpolitischen Interessenlage der 
Partnerstaaten erwachsen. Hier aber sind nicht allein 
die Regierungen aufgerufen, einer differenzierten 
Agrarpolitik auf der Basis regionaler Strukturkon-
zepte zu folgen. Auch der landwirtschaftliche Berufs-
stand bleibt in seiner Mitverantwortung für die Dif-
ferenzierung der Agrarpolitik und ist zur Mitarbeit 
angehalten. 

Wir sollten es andererseits als ein hoffnungsvolles 
Zeichen werten, daß die Zahl der Landwirte wächst, 
die auf Grund ihres Könnens mehr aus ihren Be-
trieben erwirtschaften, als dies nach Standort oder 
Betriebsform zu erwarten wäre. In Anbetracht der 
herausragenden Bedeutung der Betriebsleiterquali-
tät kann ich gar nicht häufig genug hervorheben, 
wie wichtig für den wirtschaftlichen Erfolg eine 
qualifizierte allgemeine und berufliche Ausbildung 
ist und welch große Bedeutung dem Bildungsangebot 
im ländlichen Raum zukommt. 

Angesichts der wachsenden Bedeutung des außer-
betrieblichen Einkommens kann sich schließlich die 
Analyse der Einkommenslage der Landwirtschaft 
und der Landwirte nicht auf das betriebliche Ein-
kommen beschränken. Außerlandwirtschaftliche Ein-
kommen sind heute bereits in zwei Dritteln aller 
Betriebe vorhanden. Auch wenn die Analyse des 
landwirtschaftlichen Einkommens für uns Priorität 
besitzt, so können wir es gleichwohl als ein erfreu-
liches Zeichen ansehen, daß sich der innerlandwirt-
schaftliche Einkommensabstand bei Berücksichtigung 
des außerlandwirtschaftlichen Erwerbseinkommens 
deutlich verringert. 

Im Wirtschaftsjahr 1973/74 wurden, wie schon 
gesagt, erstmals auch die Nebenerwerbsbetriebe in 
das Testbetriebsnetz einbezogen, um repräsentative 
Beurteilungskriterien für die Lage dieser Betriebe zu 
erhalten. Die Ergebnisse lassen — obwohl noch nicht 
ausreichend repräsentativ — bereits eine wichtige 
Feststellung zu: Auf dem Wege kombinierter Er-
werbstätigkeit kann heute selbst in kleineren Be-
trieben ein Einkommen erwirtschaftet werden, das 
hinter demjenigen aus Vollerwerbsbetrieben nicht 
zurückzustehen braucht, sofern diese Betriebe 
arbeitssparend organisiert sind und befriedigende 
außerlandwirtschaftliche Erwerbsmöglichkeiten zur 
Verfügung stehen. 

Die größte Sorge bereitet mir jedoch die ungün-
stige Einkommenslage der Haupterwerbsbetriebe 
mit geringer Produktionskapazität und mit begrenz-
ten außerlandwirtschaftlichen Erwerbsmöglichkeiten. 
Hier bestehen in der Tat ernste Probleme. Eines un-
serer Hauptziele muß es daher weiterhin sein, diese 
überwiegend in schwach strukturierten Gebieten 
liegenden Betriebe in eine integrierte Struktur- und 
Regionalpolitik einzubeziehen. Gerade im zurücklie-
genden Jahr konnte hier eine Reihe von Fortschrit-
ten erzielt werden; ich werde darauf noch zu spre-
chen kommen. 
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Die voraussichtliche Einkommensentwicklung im 

Wirtschaftsjahr 1974/75 können wir schließlich nicht 
losgelöst von dem gegenwärtigen Kostenniveau und 
der unausgeglichenen Lage auf einer Reihe von 
Agrarmärkten sehen. Der Kostenschub, der von der 
Energie- und Rohstoffverteuerung ausgegangen ist, 
kann nicht im Verlaufe eines Wirtschaftsjahres ver-
kraftet werden. Dies gilt für die Agrarwirtschaft wie 
für die übrige Wirtschaft. Die Bundesregierung ist 
hinsichtlich der Kostenentlastung für die Landwirt-
schaft nicht untätig geblieben. Dies zeigt nicht nur 
der Stabilisierungserfolg an der Preisfront, sondern 
auch die Anhebung der Vorsteuerpauschalen für die 
Land- und Forstwirtschaft um 1 % und die Bereit-
stellung von 400 Millionen DM für unmittelbar ein-
kommenswirksame Maßnahmen und zum Ausgleich 
von Wettbewerbsnachteilen infolge der Energiever-
teuerung. Darüber hinaus werden den landwirt-
schaftlichen Familien aus der Kindergeldreform zu-
sätzlich mehrere hundert Millionen DM zufließen. 
Und aus der Inanspruchnahme der 7,5%igen Investi-
tionszulage können nach bisherigen Schätzungen 
etwa 250 bis 300 Millionen DM erwartet werden. 

Unter Berücksichtigung der jüngsten Agrarpreis-
beschlüsse rechne ich für 1974/75 mit einer spürbaren 
Verbesserung des Reineinkommens, die sich im 
darauffolgenden Wirtschaftsjahr — aber stärker aus-
geprägt — fortsetzen dürfte, sofern nicht erneut un-
vorhergesehene Entwicklungen eintreten. Mit der 
landwirtschaftlichen Einkommensentwicklung wird 
es daher nach einem Jahr der Unterbrechung des 
Einkommensanstiegs wieder aufwärtsgehen. 

Die Ernährungs- und Landwirtschaftspolitik, meine 
Damen und Herren, wird nicht nur daran gemessen, 
was sie für den Erzeuger leistet, sondern gleicher-
maßen daran, was sie für den Verbraucher bringt. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade in unserem Lande haben sich in den zurück-
liegenden 1 1 /2 Jahren die Nahrungsmittelpreise als 
ein Puffer gegen die Preisauftriebstendenzen erwie-
sen; sie haben einen wesentlichen Anteil daran, daß 
die Bundesrepublik im internationalen Vergleich die 
geringste Steigerung bei den Lebenshaltungskosten 
zu verzeichnen hatte und auch heute noch zu ver-
zeichnen hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Um so größer mußte daher auch unser Interesse 
sein, diesen Aktivposten für unser Land bei der 
jüngsten Festsetzung der Agrarpreise nicht über 
Gebühr zu strapazieren. Da sich die jüngsten Preis-
beschlüsse auf die Lebenshaltungskosten in der Bun-
desrepublik — auf ein Jahr gesehen — um nicht 
mehr als 0,5 bis 0,6 % auswirken dürften, ist dies 
wohl auch gelungen. Wer den Preisauftrieb weiter 
bekämpfen will — und das bleibt eine unserer zen-
tralen Aufgaben, auch in Form einer verstärkten 
Verbraucheraufklärung —, der muß auch bereit 
sein, dies auf allen Gebieten zu tun. Das positive 
Beispiel, das die Tarifpartner heute geben, konnte 
bei den Preisbeschlüsesn nicht außer acht gelassen 
werden. 

Das EG-Agrarsystem hat sich angesichts der Tur-
bulenzen auf einer Reihe von Weltagrarmärkten als 

elastisch genug erwiesen, die Versorgung mit Nah-
rungsmitteln auch unter erschwerten Bedingungen 
zu gewährleisten. Was eine leistungsstarke hei-
mische Landwirtschaft für die Versorgung unserer 
Bevölkerung bedeutet, können wir wohl am ein-
drucksvollsten an der Tatsache ermessen, daß in 
der Bundesrepublik seit der Aufhebung der Lebens-
mittelrationierung vor genau 25 Jahren — am 
1. März 1950 — keinerlei Probleme der Versorgung 
mit Nahrungsmitteln aufgetreten sind. 

Diese bestandene Bewährungsprobe sollte uns je-
doch aus heutiger Sicht nicht zu falschen Signalen 
für die Erzeuger verleiten. Die Lage auf den Welt-
agrarmärkten ist zwar weiterhin labil, aber sie ten-
diert — wie auch die Lage auf dem Großteil der 
anderen Rohstoffmärkte — zur Entspannung. Gegen-
wärtig liegen die cif-Preise für Weichweizen um 
15 % und für Mais um 14 % unter den gemein-
schaftlichen Schwellenpreisen. Ich möchte daher vor 
einer zu optimistischen Einschätzung der Nachfrage-
entwicklung auf den Weltagrarmärkten warnen. Die 
Europäische Gemeinschaft wird sich zwar in der Zu-
kunft in stärkerem Maße für Aufgaben der Ernäh-
rungssicherung in der Welt bereit halten müssen; 
dies sollte uns jedoch nicht zu der Einschätzung ver-
leiten, die kommerziellen Absatzmöglichkeiten 
könnten im Gleichklang mit dem Bedarf an Nah-
rungsmitteln in der Welt wachsen. Gerade die Ent-
wicklung auf dem EG-Rindermarkt sollte hier zu kri-
tischen Überlegungen Anlaß sein. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Das Jahr 1974, meine Damen und Herren, war 
nicht nur ein Jahr der außergewöhnlichen Belastun-
gen für alle Zweige unserer Wirtschaft, es war auch 
ein Jahr erheblicher Anstrengungen, um die Schwie-
rigkeiten abzuwenden, die sich der Weiterentwick-
lung unserer Landwirtschaft entgegenstellten. 

Lassen Sie mich zunächst auf die Markt- und 
Preispolitik eingehen, die für die Bundesregierung 
nach wie vor der Eckpfeiler der landwirtschaftlichen 
Einkommenspolitik ist. Um das Einkommensziel und 
den notwendigen Strukturwandel nicht zu gefähr-
den, wurden die Marktordnungspreise im Jahre 1974 
zweimal angehoben, und zwar um 8,5 % und um 
5 %. Dieser Anhebung um 13,5 % folgte dann am 
13. Februar dieses Jahres eine weitere um 5,9 %. 
Außerdem wurden erhebliche Mittel für die Stabili-
sierung des Rindfleischmarktes bereitgestellt. Die 
deutsche Landwirtschaft kann auf Grund dieses 
Rückhalts wieder zuversichtlicher in die Zukunft 
blicken. 

Der diesjährige Gesamtkompromiß kann aller-
dings kein Gradmesser für zukünfte Preisbeschlüsse 
sein, weil zu viele Entscheidungen auf die nächste 
Preisrunde vertagt wurden. Das möchte ich hier aus-
drücklich hervorheben. Andererseits ist es nicht 
ohne Wirkung geblieben, daß die Bundesregierung 
ihren Partnern anläßlich der Oktober-Preisverhand-
lungen die Grenzen der Preis- und Beihilfenpolitik 
nachdrücklich vor Augen geführt hat. 

Belastend sind jedoch nach wie vor die unter-
schiedlichen Vorstellungen der Mitgliedstaaten über 
die Richtung der Agrarmarktpolitik der Gemein- 
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Schaft, die ihren Ausdruck in einer offensiven Pro-
duktionspolitik auf der einen und einer auf Markt-
ausgleich bedachten Politik auf der anderen Seite 
finden. Auf die Dauer wird es auch auf wichtigen 
Agrarmärkten mit strukturellen Ungleichgewichten 
nicht zu umgehen sein, die Erzeuger in die Verant-
wortung für das Marktgleichgewicht mit einzubezie-
hen. 

Der strukturelle Anpassungsprozeß in der Land-
wirtschaft wird durch die Vervollständigung und 
Differenzierung des strukturpolitischen Instrumenta-
riums im Jahre 1974 eine weitere Stärkung erfahren. 
Die Erhaltung einer breitgefächerten Struktur land-
wirtschaftlicher Betriebe bleibt so gewährleistet. 

Der Schwerpunkt der strukturellen Verbesserun-
gen liegt bei der Fortentwicklung des Einzelbetrieb-
lichen Förderungsprogramms. Wie in jedem Jahr, so 
sind auch für das Jahr 1975 die Förderungskonditio-
nen verbessert worden. Neu in das Förderungspro-
gramm aufgenommen wurden Investitionen zur 
Energieeinsparung. Schließlich konnte die Über-
brückungshilfe wesentlich attraktiver gestaltet wer-
den, da die Laufzeit der Kredite nicht mehr auf das 
sechzigste Lebensjahr des Antragstellers beschränkt 
wird; außerdem wurde das Förderungsvolumen her-
aufgesetzt. Ich halte es darüber hinaus für einen 
wichtigen Schritt nach vorn, daß die gezielte inve-
stive Förderung von Nebenerwerbsbetrieben in das 
Einzelbetriebliche Förderungsprogramm aufgenom-
men wurde. So kann vom 1. Januar d. J. an in den 
Fällen eine Umstellungshilfe gewährt werden, in  de-

-nen der Übergang vom Haupt- zum Nebenerwerb 
vollzogen werden soll, und eine Anpassungshilfe 
dort, wo in Grünlandbetrieben eine arbeitssparende 
Umorganisation vorgesehen ist. Schließlich steht 
den Nebenerwerbsbetrieben nunmehr auch der Zu-
gang zu Kooperationen offen. 

Jedes strukturelle Förderungsprogramm für die 
Landwirtschaft ist schließlich nur so gut wie das 
Gesamtkonzept für die regionale Wirtschaftsförde-
rung. Ohne die Bereitstellung von 580 000 außer-
landwirtschaftlichen Arbeitsplätzen von 1969 bis 
zum Herbst 1974 wäre der zurückliegende landwirt-
schaftliche Anpassungsprozeß gar nicht möglich 
gewesen. Aber jedes Konzept stößt an seine Gren-
zen, wenn die veränderten gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen — wie gegenwärtig — seine 
volle Entfaltung nicht mehr zulassen. Die Marsch-
richtung der Agrarstrukturpolitik bleibt dennoch 
unverändert. Ihre verringerte Marschgeschwindig-
keit versuchen wir — soweit wie möglich — durch 
die im Jahre 1974 erweiterte Bandbreite der struk-
turpolitischen Maßnahmen auszugleichen, — wenn 
Sie mir diesen Vergleich gestatten. 

Eine auf den ländlichen Raum bezogene Agrar-
politik darf die Leistungen der Landwirtschaft nicht 
allein nach ökonomischen Kriterien messen; sie muß 
dies zugleich nach den Aufgaben tun, die die Land-
wirtschaft für die Gesamtgesellschaft erfüllt. Die 
Landwirtschaft trägt zur Vielfalt der Kulturland-
schaft bei, deren Erhaltung der Allgemeinheit vor 
allem wegen ihres Freizeit- und Erholungswertes 
nützt. Unser Ziel muß es daher sein, Freizeit- und 
Erholungsmöglichkeiten besonders in den von der 

Natur benachteiligten, in der Regel aber land-
schaftlich schönsten Gebieten verstärkt zu entwik-
keln. Damit werden den Landwirten in diesen Ge-
bieten zugleich neue Möglichkeiten der Landbewirt-
schaftung und der Einkommenskombination eröff-
net. 

Als Beispiel für eine neue Initiative in dieser 
Richtung möchte ich hier das EG-Bergbauernpro-
gramm nennen, das in der Bundesrepublik als dem 
einzigen Land vorab zum 1. Oktober 1974 in Kraft 
gesetzt wurde. Eine im Vergleich zum Einzelbetrieb-
lichen Förderungsprogramm günstigere und umfas-
sendere Investitionsförderung soll dazu dienen, eine 
intakte Landwirtschaft in Höhengebieten und ver-
gleichbaren benachteiligten Gebieten zu erhalten. 
Wo diese besonders gefährdet ist, wird erstmals in 
Form der Ausgleichszulage eine direkte Einkom-
mensübertragung gewährt. Ich bin der Auffassung, 
daß mit dem Bergbauernprogramm ein Weg einge-
schlagen wurde, der in besonderer Weise verdeut-
licht, wie die Leistungen für die Landwirtschaft über 
die von ihr übernommene Erhaltung der Kulturland-
schaft und der Freizeiträume an die Allgemeinheit 
zurückfließen. 

Der fortschreitende Industrialisierungsprozeß in 
allen Bereichen des wirtschaftlichen Lebens und die 
wachsenden Bedürfnisse der Bevölkerung führen 
zwangsläufig zu höheren Ansprüchen an Natur und 
Landschaft. Sie verstärken die Belastungen des 
Naturhaushalts und beschleunigen die Wandlung 
der Landschaftsstruktur und des Landschaftsbildes. 
Bund und Länder müssen diesen Entwicklungen im 
Rahmen des Naturschutzes, der Landschaftspflege 
oder des Umweltschutzes verstärkt entgegenwirken. 
Eine wichtige Voraussetzung dafür sind jedoch trag-
fähige gesetzliche Grundlagen. 

Das jetzt verabschiedete Bundeswaldgesetz erfüllt 
gewiß nicht alle Erwartungen. Es schafft jedoch eine 
Grundlage für eine zeitgemäße Forstpolitik und ver-
dient schon von daher nicht die an ihm geübte 
Kritik. Mit der weiteren parlamentarischen Bera-
tung des Entwurfs eines Bundesgesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspflege verbinde ich die Er-
wartung, daß es uns bald gelingt, einen einheit-
lichen Rahmen für seine wichtigsten Bereiche zu 
schaffen. Eine alle Aspekte des ländlichen Raumes 
umfassende Politik ist nicht denkbar ohne ein Min-
destmaß an gemeinsamen Grundsätzen in der Land-
schaftsplanung, bei der Reaktion auf Eingriffe in 
Natur und Landschaft sowie beim Gebiets- und 
Artenschutz. 

Die landwirtschaftliche Sozialpolitik schließlich —
die dritte Säule der Agrar- und Ernährungspolitik — 
ist mit der Dynamisierung der Altershilfe für Land-
wirte und der noch zu beschließenden rückwirken-
den Einführung des Waisengeldes zum 1. Januar 1975 
in ein neues Stadium getreten. Dieser Schritt beweist, 
daß die Agrarsozialpolitik nach Jahren der Erfüllung 
des Nachholbedarfs Anschluß an die allgemeine So-
zialpolitik gefunden hat. Die aktive Generation un-
ter den Landwirten weiß sehr wohl, was sie von den 
agrarsozialen Maßnahmen hat, und kann sehr wohl 
ermessen, daß ihr hier tatkräftig unter die Arme 
gegriffen wird. Ohne die heutige Agrarsozialpolitik 
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müßten die Landwirte für ihre soziale Sicherung 
finanzielle Belastungen tragen, die für viele weniger 
leistungsfähige Betriebe zu gefährlichen Liquiditäts-
engpässen und zum Verlust der betrieblichen Ent-
wicklungsfähigkeit führen würden. Die Tatsache, daß 
die Bundesregierung 1974 für die landwirtschaftliche 
Sozialpolitik rund 2,3 Mrd. DM ausgegeben hat, 
unterstreicht den Rang, den sie der sozialen Gleich-
stellung der landwirtschaftliche Bevölkerung bei-
mißt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Lassen Sie mich abschließend noch einige grund-
sätzlichen Bemerkungen zu der vor uns liegenden 
Entwicklung machen. Wir haben allen Anlaß, die 
Entwicklungsaussichten der deutschen Landwirt-
schaft für das laufende Jahr zuversichtlich einzu-
schätzen. 

Die konsequente Stabilitätspolitik von Bundes-
regierung und Bundesbank, die zu einer — im inter-
nationalen Vergleich unerreichten — Abbremsung 
des Preisauftriebs geführt hat, verschafft der deut-
schen Wirtschaft und damit auch der deutschen Land-
wirtschaft eine günstige Wettbewerbsposition. Zu-
dem unterstreicht die Steigerung des Agrarexports 
im Wirtschaftsjahr 1973/74 um 37 % die Leistungs-
fähigkeit der deutschen Agrarwirtschaft. 

Die beachtliche Anhebung der Marktordnungs-
preise innerhalb der letzten zwölf Monate bildet ein 
festes Fundament für die notwendigen unternehme-
rischen Entscheidungen in der Landwirtschaft. 

Die Agrarstrukturpolitik wurde konsequent fort-
entwickelt, und laufende Förderungsmaßnahmen 
wurden der veränderten Lage angepaßt. 

Angesichts des erreichten Standes der einzel-
betrieblichen Investitionsförderung würde ich es be-
grüßen, wenn Bund und Länder sich über ihre wei-
tere Verfeinerung und ihre Weiterentwicklung an 
Hand objektiver Kriterien verständigen könnten. Da 
bereits im vergangenen Jahr eine Einigung erzielt 
wurde, Betriebsentwicklungspläne und Buchfüh-
rungsabschlüsse gemeinsam auszuwerten, dürfte 
hierfür eine geeignete Basis gegeben sein. Dies 
würde nicht zuletzt auch dazu beitragen, die Bund-
Länder-Abstimmungsprozeduren bei den Gemein-
schaftsaufgaben zu verbessern. 

Die jüngsten Agrarpreisbeschlüsse und die Be-
schlüsse des vergangenen Jahres haben der gemein-
samen Agrarpolitik zwar eine Atempause verschafft; 
ihre grundlegenden Probleme sind jedoch nach wie 
vor ungelöst. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Bestandsaufnahme der gemeinsamen Agrar-
politik hat daher an Dringlichkeit nichts verloren. 
Die Bundesregierung hat dies durch die frühzeitige 
Übermittlung ihrer Vorstellungen an die EG-Kom-
mission und an ihre Partnerländer nachdrücklich 
unterstrichen. Hier hat die Bundesregierung als 
erstes Land konkrete Vorstellungen entwickelt. 

Die aus der unterschiedlichen wirtschaftlichen 
Verfassung der Mitgliedstaaten resultierenden 
Schwierigkeiten lassen Ausnahmeregelungen ver-
tretbar erscheinen, aber nur befristet. Und nur mit  

dieser zeitlichen Befristung haben wir sie akzeptiert. 
Langfristig ist die Rückgewinnung des Gleichge-
wichts auf den wichtigen Agrarmärkten entschei-
dend; 

(Zustimmung bei der SPD) 

hierüber ist ein Konsens mit allen unseren Partnern 
unabdingbar. Marktstörungen, die über das saisonal 
und zyklisch Übliche hinausgehen, schaffen nicht 
nur Marktregulierungs- und Finanzierungsprobleme. 
Schwerer wiegt, daß sie den innerlandwirtschaft-
lichen Wettbewerb beeinträchtigen und damit ge-
rade den tüchtigen Landwirt um seine Chance brin-
gen. Langfristige Ungleichgewichte auf den Märkten 
belasten darüber hinaus nicht nur die finanzielle 
Solidarität unter den Mitgliedstaaten, sie strapazie-
ren auch mehr und mehr die Solidarität des Steuer-
zahlers und damit des Verbrauchers. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir müssen daher, auf eine kurze Formel ge-
bracht, zu einer Agrarmarktpolitik zurückfinden, 
die das gemeinsame Instrumentarium wieder stärker 
in den Dienst der Marktsteuerung stellt und erfor-
derlichenfalls sogar fortentwickelt, nicht der Per-
fektion zuliebe, sondern mit dem eindeutigen Ziel 
der Einkommensverbesserung. Wir sollten zugleich 
die Agrarstrukturpolitik so flexibel an die regiona-
len Erfordernisse anpassen, daß sie in stärkerem 
Maße als bisher zur Entlastung der Agrarpreis- und 
der Agrarmarktpolitik beiträgt. 

Lassen Sie mich nun zusammenfassen: Die Bun-
desregierung geht von der Erwartung aus, daß mit 
den jüngsten Agrarpreisbeschlüssen und allen im 
Jahre 1974 national oder gemeinschaftlich ergriffe-
nen Maßnahmen die Kostenbelastung der deutschen 
Landwirtschaft aufgefangen und damit der Grund-
stein zur Verbesserung der Ertragslage gelegt wer-
den konnte. Diese aber wird in entscheidendem 
Maße von der Lage auf den Agrarmärkten und hier 
vor allem von der Entwicklung der Nachfrage be-
stimmt werden. Wesentliche Voraussetzung für die 
Wiederbelebung der Kaufkraft ist jedoch die kon-
sequente Weiterverfolgung unserer Stabilitätspolitik 
und die Festigung der Beschäftigungslage im Ver-
laufe dieses Jahres. 

Die Landwirtschaft hat bewiesen, daß strukturelle 
Veränderungen die eigene Leistungsfähigkeit er-
heblich zu steigern vermögen. Dies wird auch in 
Zukunft so sein. Dabei steht für die Bundesregierung 
die Förderung der Vollerwerbsbetriebe, der Zuer-
werbsbetriebe und der Nebenerwerbsbetriebe 
gleichrangig nebeneinander, aber differenziert nach 
unterschiedlichen strukturpolitischen Ansätzen. Die 
Entscheidung über das weitere Schicksal seines Be-
triebes trifft der einzelne Landwirt als Unternehmer 
selbst, aber in der Gewißheit, daß er seine Entschei-
dung dank eines umfassenden Netzes sozialer Siche-
rung auch ohne die Inkaufnahme sozialer Härten 
realisieren kann, und zwar unabhängig davon, ob er 
sich für ein Verbleiben in der Landwirtschaft, für 
eine Einkommenskombination oder für ein Aus-
scheiden aus der Landwirtschaft entscheidet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Bundesminister Ertl 
Oberste Richtschnur für die Bundesregierung bleibt 
das Ziel einer gleichberechtigten Teilnahme aller im 
ländlichen Raum lebenden Menschen an der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung unseres Lan-
des. 

Für die Landwirtschaft, für den Weinbau und den 
Gartenbau war das zurückliegende Wirtschaftsjahr 
kein leichtes Jahr. Dies gilt gleichermaßen für die 
Forst- und Holzwirtschaft und besonders für die 
Fischwirtschaft, deren Sorgen nicht an den Grenzen 
unseres Landes haltmachen. Dennoch konnten die 
bestehenden Schwierigkeiten im Rahmen des Mög-
lichen gemeistert werden. 

Eine anpassungsbereite Agrar- und Ernährungs-
wirtschaft hat ihre Zukunft, wenn es uns auch wei-
terhin gelingt, die faire Partnerschaft und die Chan-
cengleichheit für alle ihre Sektoren in der Euro-
päischen Gemeinschaft zu wahren. 

Ich möchte allen im Bereich der Agrar- und Er-
nährungswirtschaft Tätigen meinen aufrichtigen 
Dank für die geleistete Arbeit aussprechen. Ich 
schließe in diesen meinen Dank auch den Verbrau-
cher ein, der der natürliche Partner der Ernährungs-  
und Landwirtschaft ist. Alle zusammen haben im-
merhin Anteil an einem Drittel des Sozialprodukts, 
das in der Bundesrepublik Deutschland erwirt-
schaftet wird. 

Ganz unabhängig davon, daß wir heuer das Jahr 
der Frau begehen, gilt mein besonderer Dank wie 
immer unseren Bäuerinnen, die — allerdings mehr 
im Hintergrund denn im Rampenlicht — als Partner 
des Mannes an der Aufwärtsentwicklung unserer 
Landwirtschaft einen wesentlichen Anteil haben 
durch Übernahme einer dreifachen Bürde: Mitarbeit 
im Betrieb, Führung des Haushalts, Erziehung der 
Kinder. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Das Haus hat die 
Einbringungsrede des Herrn Bundesministers für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten zum Agrarbe-
richt 1975 entgegengenommen. 

Wir treten in die Aussprache ein. Es ist verein-
bart worden, die drei aufgerufenen Punkte in der 
Aussprache gemeinsam zu behandeln. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zum 20. Mal debat-
tiert dieses Haus über den Agrarbericht, früher 
„Grüner Bericht" genannt, um so mehr ein Anlaß, 
den Mitarbeitern und Beamten, die in all diesen 
Jahren das umfangreiche Zahlenmaterial zusammen-
getragen, gewertet und gewichtet haben, ein auf-
richtiges Wort des Dankes zu sagen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ein Wort des Dankes aber auch und vor allem an 
die Bäuerinnen und Bauern in den Testbetrieben, 
die ihre Wirtschaftsergebnisse für die Auswertung 
zusammengetragen haben. Meine Damen und Her-
ren, um die gemeinsame Agrarpolitik wäre es in 
der Tat besser bestellt, wenn in allen Ländern der 

Gemeinschaft ein so umfangreiches, so objektives 
Zahlenmaterial über die Lage der Landwirtschaft 
vorhanden wäre. 

Der Agrarbericht 1975 ist in seinen nüchternen 
Zahlen eine eindrucksvolle Dokumentation über die 
Einkommenslage der Landwirtschaft im Jahre 
1973/74. Er ist aber zugleich eben auch ein Doku-
ment für das agrarpolitische und gesamtwirtschaft-
liche Versagen dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Im Durchschnitt aller Haupterwerbsbetriebe sind 
die Reineinkommen gegenüber dem Vorjahr real 
— nicht nominal, das ist entscheidend — um 
7 bis 7,5 %  gesunken. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Allein diese Zahl dürfte für all jene wie eine 
Ohrfeige wirken, die sich bis vor wenigen Monaten 
an die Vorausschätzungen des Agrarberichts 1974 
klammerten, nach denen die Einkommen im Wirt-
schaftsjahr 1973/74 um 6 bis 10 %  steigen würden. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Steigen sollten!) 

Wer dagegen wie die CDU/CSU in der Agrar-
debatte vom 14. März 1974 vor diesen Vorausschät-
zungen warnte, wurde als Schwarzmaler verschrien. 
Dabei war die Entwicklung im Frühjahr 1974 im 
Grunde klar erkennbar; denn bereits damals be-
wegte sich die Einkommensentwicklung der Land-
wirtschaft im Teufelskreis von Inflation, Rezession 
und erkennbaren Beschäftigungseinbrüchen. 

Diese deprimierende gesamtwirtschaftliche Lage 
führt nun einmal dazu, daß für die Landwirtschaft 
die schlechteste aller möglichen Konstellationen ge-
geben ist, und zwar durch die Inflation, die die Ko-
stenexplosion auslöst, durch das Nullwachstum und 
die wachsende Arbeitslosigkeit, die zu einer 
Stagnation in der Nachfrage nach hochveredelten 
Nahrungsmitteln führen. Hinzu kommt der Rück-
gang in der Abwanderung aus der Landwirtschaft, 
ein Faktor, der den wachsenden Einkommen ja auch 
immer zugeschlagen worden ist, so zweifelhaft die-
ser Einkommensfaktor auch sein mag. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Statt, meine Damen und Herren, also schon im 
Frühjahr 1974 zu einer realistischen Lagebeurtei-
lung zu kommen, hat sich leider auch in der Agrar-
politik das vollzogen, was in anderen Bereichen der 
Politik erprobt und geübt wird. Man flüchtete sich 
nämlich in regierungsamtliche Schönfärberei, res-
sortorientierte Gesundbeterei und ministerielle Be-
ruhigungsparolen und verwies gleichzeitig alle kri-
tischen Mahner in das Reich der Schwarzmalerei 
und Panikmache. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Wie üblich!) 

Hätten wir uns dagegen auf Grund einer kriti-
schen Bestandsaufnahme in der Beurteilung der 
kommenden Entwicklung verständigt, wären wir 
sicher eher zu gemeinsamem Handeln fähig gewe-
sen. Ich denke hier an eine frühere Anhebung der 
Vorsteuerpauschale. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dr. Ritz 
Meine Damen und Herren, wer gemeint hatte, daß 

man aus diesen Erfahrungen der Vorausschau im 
Agrarbericht 1974 für dieses Jahr entprechende Kon-
sequenzen gezogen hat, sieht sich getäuscht, denn 
die Vorausschau für das laufende Jahr 1974/75 weist 
wiederum einen Gewinnzuwachs von 3 bis 8 % aus. 
Dies allerdings scheint wiederum zu optimistisch zu 
sein, auch wenn wir berücksichtigen, daß sicher die 
Anhebung der Vorsteuerpauschale ab 1. Januar und 
auch die 7,5%ige Investitionsprämie die negativen 
Trends ein wenig abbremsen werden. 

(Gallus [FDP] : Ganz erheblich!) 

Das Preis-Kosten-Verhältnis ist aber für das abge-
laufe Dreivierteljahr so schlecht, daß schon deshalb 
diese Annahme des Gewinnwachstums zu optimi-
stisch ist. Wenn man dann hinzunimmt, daß in der 
Vorausschau von einer Abwanderungsrate von 
4,5 % ausgegangen wird, dann ist dies nicht nur un-
realistisch, meine Damen und Herren, sondern ge-
radezu tollkühn, zumal man weiß, daß in einigen 
ländlichen Regionen derzeit die Arbeitslosenquote 
zweistellig ist, wie z. B. in Ostfriesland oder im 
Bayerischen Wald. 

(Zuruf des Abg. Kiechle [CDU/CSU] — 
Bewerunge [CDU/CSU] : Im Münsterland 

7,5 %!) 

Ich komme nunmehr zu den sicher notwendigen 
europäischen Aspekten der Agrarpolitik. Hier hat 
man sich natürlich auch der Taktik des Verharm-
losens bedient. Bis in den September 1974 hinein 
gab es so gut wie gar keine Reaktion auf eine Aus-
uferung nationaler Maßnahmen in anderen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft. Von produktions-
gebundenen Prämien bis zur Senkung der Mehr-
wertsteuer zur Verminderung der Betriebskosten 
reichte der Katalog dieser Maßnahmen. Sie wurden 
regierungsamtlich von Funkstille begleitet, bis hin 
zu dem Kraftakt vom 25. September vorigen Jahres, 
der dann zu der Resolution von Luxemburg am 
2. Oktober führte, wonach eine Bestandsaufnahme 
erfolgen soll, vor allem auch mit dem Ziel, die Wett-
bewerbsverzerrungen auf den Tisch zu legen. Darauf 
komme ich. Das soll ja erst am 1. März beginnen. 

(Löffler [SPD] : Da hat die Opposition laut 
geschrien, als das gesagt wurde! — Wei-

tere Zurufe von der SPD) 

— Sie werden noch Ihre Antworten bekommen, 
Herr Löffler. 

Meine Damen und Herren, diesem 1. März war 
der Aschermittwoch vorgelagert mit seinen Agrar-
preisbeschlüssen vom 13. Februar. Es hat in der Be-
wertung der Ergebnisse der Brüsseler Preisbe-
schlüsse erhebliche Meinungsverschiedenheiten ge-
geben. Der Herr Minister hat ja in seiner Einbrin-
gungsrede gerade darauf sehr stark abgehoben. Ich 
habe in der Tat von der schlechtesten der denkba-
ren Lösungen gesprochen. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Völlig zu Recht! — 
Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

Ich stehe dazu und werde auch deutlich machen, 
warum ich dazu stehe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei ist auch die CDU/CSU — und sie hat dies 
wiederholt, etwa in Interviews oder Stellungnah-
men, deutlich gemacht — davon ausgegangen, daß 
ohne Kompromiß eine Lösung nicht gefunden wer-
den konnte. Die Frage ist nur, wie es um den Kom-
promiß steht und stand. Meine Damen und Herren, 
für einen Kompromiß gab es doch drei verschiedene 
Elemente: einmal differenzierte Preise, zweitens Ab-
bau des positiven wie negativen Grenzausgleichs, 
drittens nationale Beihilfen. Wir haben diesen  Kom-
promiß nicht zuletzt deshalb als den schlechtesten 
aller möglichen bezeichnet, weil er eben alle drei 
Elemente dieser Kompromißmöglichkeiten in sich 
vereinigt. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Meine Damen und Herren, wir haben heute zu regi-
strieren: es gibt differenzierte Preise von 5,9 % An-
hebung für die deutsche Landwirtschaft bis 14 % für 
die irische; es hat nun einmal ein Abbau des 
Grenzausgleichs stattgefunden; wir haben zusätz-
liche nationale Beihilfen. 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang zitieren, 
was Sie, Herr Bundesminister, am 14. März 1974 am 
Schluß Ihrer Rede im Parlament gesagt haben, nach-
dem Sie die Schwierigkeiten dargestellt haben, mit 
denen wir es in Europa zu tun haben. Sie sagten 
wörtlich: 

... das kann uns allerdings nicht daran hindern, 
Lösungen zu suchen, die diesen gemeinsamen 
Agrarmarkt auf die Dauer gerechter und prak-
tikabler machen ... 

Ich stelle fest: Dieser gemeinsame Agrarmarkt ist 
durch die Beschlüsse vom 13. Februar 1975 nicht ge-
rechter und praktikabler, er ist ungerechter, unprak-
tikabler und unübersichtlicher geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Gallus? 

Dr.  Ritz (CDU/CSU) : Bitte schön, Herr Kollege 
Gallus. Ich darf vielleicht gleich noch eins sagen, 
Herr Präsident: Ich lasse diese Zwischenfrage gern 
zu, um deutlich zu machen, daß ich das als Belebung 
der Debatte auffasse und als wohltuend empfinde. 
Aber ich glaube, um der zeitlichen Ökonomie willen 
müssen wir die Zahl der Zwischenfragen begrenzen, 
Herr Kollege Gallus. 

Gallus (FDP) : Herr Kollege Ritz, sind Sie mit mir 
der Auffassung, daß die Preisbeschlüsse von Brüssel 
einen Kompromiß darstellen, der insgesamt getrof-
fen werden mußte, weil wir diese Frage nicht allein 
entscheiden konnten? 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Lieber Herr Kollege, von 
einem Kompromiß habe ich selbst gesprochen. Und 
was ich gegen diesen Kompromiß und gegen die 
Form des Kompromisses einzuwenden habe, habe 
ich auch gesagt. Ich sage es aber noch sehr viel 
deutlicher; wir sind damit noch gar nicht am Ende. 
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Dr. Ritz 
Meine Damen und Herren, ich will es noch einmal 

sagen: Das Wort „gemeinsame Agrarpreispolitik" 
— ich registriere das sehr schmerzlich — ist ange-
sichts dessen, was heute vor uns steht, fast nur noch 
eine Karikatur. 

Lassen Sie mich aber noch drei Anmerkungen zum 
Brüsseler Kompromiß machen. Zunächst zu den Aus-
wirkungen des Abbaus des Grenzausgleichs. Ich 
glaube, wir sollten heute nicht mehr darüber strei-
ten, daß dieser Grenzausgleich in der Tat um 2 % 
abgebaut worden ist. Nach den Zahlen des Bundes-
landwirtschaftsministeriums im Aufwertungsbericht 
bedeutet ein Prozent Grenzausgleich nun einmal 
250 Millionen DM. Ich bin gerne bereit, Herr Mini-
ster, die Zahl 750 Millionen DM zu revidieren, weil 
ich bei der verwirrenden Fülle der Meldungen aus 
Brüssel zunächst davon ausgegangen war, der 
Grenzausgleich sei um 3 % abgebaut. Es sind nur 
2 %; insofern korrigiere ich diese Zahl gern. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Und das ist schlimm 
genug!) 

Bei unserer grundsätzlichen Position hinsichtlich 
des Themas Grenzausgleich haben wir uns aber doch 
immer auf Zahlen der Bundesregierung und des 
Europäischen Statistischen Amtes gestützt. Wir ha-
ben die Auffassung des Herrn Bundeswirtschafts-
ministers doch nicht zuletzt deshalb kritisiert, weil 
eben die Behauptung, wir hätten einen geringeren 
Kostenanstieg durch die Vorteile der Aufwertung, 

(Bundesminister Dr. Friderichs: Haben wir 
auch!) 

auf Grund der Zahlen des Europäischen Statistischen 
Amtes eben nicht haltbar ist; denn in der Relation 
— und das ist letztlich ausschlaggebend — von Er-
zeugerpreisen und Betriebsmittelpreisen hat sich die 
Bundesrepublik seit 1970 von allen EG-Ländern am 
ungünstigsten entwickelt. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das kann überhaupt nicht bestritten werden, oder 
man stellt sich hier hin und sagt: Das, was das 
Europäische Statistische Amt da errechnet hat, ist 
falsch. Das ist aber bisher nicht geschehen, so daß 
wir uns nun einmal auf diese Zahlenangaben stüt-
zen müssen. 

Die zweite Begründung für den Abbau des Grenz-
ausgleichs er führe zu einer Warenstromverän-
derung zugunsten der deutschen Landwirtschaft — 
ist nun durch den Landwirtschaftsminister selbst mit 
seinen Errechnungen und Berechnungen zurückge-
wiesen worden, auf die wir uns nur immer wieder 
stützen können. 

Zweite Anmerkung zum Kompromiß: Die Bundes-
regierung stand und steht — wir haben das nie be-
zweifelt — vor stabilitätspolitischen Erfordernissen. 
Dennoch haben wir gesagt, der Auftrag des Kabi-
netts an den Landwirtschaftsminister, deutlich un-
ter 9 % in Brüssel abzuschließen, sei für uns 
nicht verständlich; denn diese 9 % hätten nun 
einmal nach cien Erfahrungen der lezten zehn Jahre 
bedeutet, daß sich die Erzeugerpreise für die Bau-
ern bestenfalls um 4 bis 4 1 /2 % verbessert hätten. 

Dies aber läge noch unter der selbst von der Regie

-

rung projektierten Preissteigerungsrate im Jahre 
1975. Dies aber, waren wir der Meinung, sollte man 
auch Landwirten zugestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bewerunge 
[CDU/CSU] : Das ist der kostendeckende 

Preis von Ertl!) 

Dritte Anmerkung. Es sind, daran kann kein Zwei-
fel bestehen, zusätzliche Beihilfen beschlossen wor-
den. Was bedeutet das angesichts der gemeinsamen 
Agrarpolitik und angesichts des Strebens nach mehr 
Wettbewerbsgleichheit? 

Meine Damen und Herren, vor noch nicht einem 
halben Jahr, am 25. September, hat das Kabinett den 
Vorbehalt gegen den Preisbeschluß zum Ausdruck 
gebracht und in dem Zusammenhang gesagt — ich 
zitiere jetzt Herrn Ertl aus dem Protokoll der 122. 
Sitzung des Bundestages vom 10. Oktober —: 

Sie wird erst dann zustimmen, wenn vertrags-
widrige nationale Maßnahmen abgebaut wer-
den. 

Wie sieht es damit aus? Am 2. Oktober hat man 
dann in Luxemburg lediglich auf allgemeine Bei-
hilfenvorschriften des Vertrages verwiesen. Der 
Bundesminister hat am 10. Oktober in dieser Debatte 
gesagt, diese deutsche Forderung nach Abbau der 
vertragswidrigen nationalen Maßnahmen sei voll er-
füllt; dies habe im übrigen die ganze deutsche 
Presse bestätigt, mit Ausnahme irgend so eines 
Agrardienstes. 

Heute stellen wir fest, daß dieser Agrardienst sehr 
wohl korrekt berichtet hat. Aber nicht nur das. Am 
13. Februar sind nun zusätzliche nationale Beihilfen 
beschlossen worden, aber mit dem großen Unter-
schied, daß sie künftig auch noch teilweise aus dem 
europäischen Fonds bezahlt und von uns mitfinan-
ziert werden. Nun kann man sagen, dafür hätten 
wir ja auch die Prämien bei Rindfleisch. Nur, Herr 
Minister, hier besteht ein entscheidender Unter-
schied: Diese Bundesregierung geht her und schlägt 
vor, die Erzeuger an der Beseitigung von Produk-
tionsüberhängen bei Milch zu beteiligen. Gleich-
zeitig stimmt sie in Brüssel zu, daß nun mit Hilfe von 
Prämien — und wenn „Le Monde" recht hat, in der 
Größenordnung von 1,3 Milliarden Franc allein in 
Frankreich — die Milchproduktion stimuliert und 
ausgeweitet wird. Meine Damen und Herren, hier 
wird, verzeihen Sie, wenn ich das so hart sage, 
Unsinn zur Methode. 

(Lebhafter Beifall und Sehr richtig! bei der 
CDU/CSU) 

Dies kann doch keiner mehr als eine vernünftige 
gemeinsame Agrarpolitik verkaufen, und schon gar 
nicht kann sich jemand vor die Landwirte in diesem 
Lande hinstellen und sagen: Wir müssen euch an 
der Beseitigung der Überschüsse finanziell durch 
Preisdruck beteiligen, weil wir letztlich anders die-
ses Problem nicht lösen können. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Zweierlei 
Stiefel, mein Lieber!) 

— Nein, das sind nicht zweierlei Stiefel. 
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Dr. Ritz 

Die Beihilfenregelungen — dies zeichnet sich 
heute schon deutlich ab, und lassen Sie mich das 
auch sehr ernst sagen, Herr Bundesminister: Das ist 
auch ein kritischer Punkt bei diesen Beschlüssen — 
werden natürlich auch in diesem Lande die Forde-
rung nach nationalen Maßnahmen auslösen, und Sie 
haben ja gelesen, daß diese Forderungen schon er-
hoben worden sind. 

Ich will eines hier ganz kritisch sagen: Die CDU/ 
CSU hat nicht zuletzt deshalb einen besseren euro-
päischen Kompromiß erwartet und gefordert, weil 
wir wissen, daß durch die Haushaltskrise in diesem 
Lande die Möglichkeiten zu nationalen Maßnahmen 
praktisch auf Null begrenzt sind. Das ist doch das 
Dilemma, vor dem wir stehen, und wir werden uns 
doch sehr schwer tun müssen, überhaupt noch im 
Rahmen der Finanzkrise in diesem Lande Finanz-
masse zu bewegen, um hier zu verhindern, daß wir 
immer weiter hinter unsere Partner in anderen Län-
dern zurückgedrängt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und nun, Herr Minister Ertl, komme ich noch zu 
Frau Wex. Meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich eines sehr ernst sagen. In den letzten Wochen 
und Monaten ist mit den Preisbeschlüssen und dem 
Zahlenspiel um die Preisbeschlüsse geradezu 
Schindluder getrieben worden. Ich darf hier aus 
einer ganz beliebigen Tageszeitung zitieren. Es ist 
die „Neue Osnabrücker Zeitung". Sie können aber 
auch 100 andere deutsche Tageszeitungen nehmen; 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] — zur SPD —: 
Die ihr reduziert! — Franke [Osnabrück] 
[CDU/CSU] : Nur die Zahl 100 stimmt nicht 

mehr! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

ich habe jedenfalls an diesem Tag überall die glei-
che Meldung gelesen. Da heißt es in der Überschrift: 
„Grenzausgleich wird in acht Ländern der EG ab-
gebaut." Das ist das eine. Dann bezieht man sich 
auf dpa; es sind also nicht irgendwelche Korre-
spondentenmeldungen, sondern es ist dpa. Dann 
heißt es: 

Für die Bauern in Deutschland ergibt sich nach 
der Korrektur des Grenzausgleichs eine Garan-
tiepreiserhöhung um 5,9 %. 

In anderen Zeitungen heißt das: „Die Erzeugermin-
destpreise steigen um 5,9 %." Dies alles ist schon 
schlimm genug, weil es falsch ist. 

(Zuruf von der SPD: Das liegt aber an den 
Zeitungen! — Bewerunge [CDU/CSU] : Nein, 
nein, das ist Gesundbeten der Regierung!) 

Aber, meine Damen und Herren, diese Zeitungen 
berichten ebenso wie das Fernsehen, wie der Rund-
funk, Herr Sander, auch, der Bundeslandwirtschafts-
minister habe erklärt, daß die tatsächlichen Einkom-
mensverbesserungen durch die Preisbeschlüsse in 
Brüssel 3,9 % betrügen. Derselbe Landwirtschafts-
minister stellt sich dann hier hin und wirft der Frau 
Kollegin Wex vor, daß sie zu einer anderen Wer-

tung der Ergebnisse kommt. Wohin kommen wir da-
mit eigentlich? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bewerunge 
[CDU/CSU] : Und die sozial Schwachen zah

-

len noch dazu!) 

Wer das so liest, 5,9 % höhere Preise, 3,9 % höhere 
Einkommen für die Bauern, der muß doch zu der 
Schlußfolgerung kommen, daß in der Tat die sozial 
Schwächeren — genau dies hat Frau Wex gesagt — 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Davon hat sie 
gesprochen!) 

durch diese Preissteigerungen stärker belastet wer-
den als alle anderen Einkommensgruppen. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Das ist richtig!) 

— Dies ist richtig, und ich kann Ihnen nur sagen, 
hier sollten Sie sich einmal fragen, ob Sie nicht 
durch die Informationspolitik von Brüssel an dieser 
Sprachenverwirrung selbst teilgehabt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kiechle [CDU/ 
CSU] : Alles Unsinn, was da erzählt worden 

ist!) 

Diese Debatte soll aber auch ein wenig über die-
sen Tag hinausreichen. Sie soll Markierungspunkte 
für die Entwicklung der Landwirtschaft und der 
Agrarpolitik in der nahen und mittleren Zukunft 
enthalten. Ich möchte versuchen, in fünf Punkten 
zusammenzufassen, was nach unserer Auffassung 
notwendig ist, um eine positive Entwicklung der 
Landwirtschaft im Rahmen der gesamten Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik sicherzustellen. 

Erstens. Die CDU/CSU ist sich völlig klar darüber, 
daß durchgreifende Verbesserungen der Einkom-
menslage unmittelbar von der Wiedergewinnung 
gesamtwirtschaftlicher Stabilität abhängen. Realer 
Einkommenszuwachs für breite Bevölkerungskreise, 
Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung und mehr 
Preisstabilität sind auch für die Einkommen unserer 
Landwirte wichtiger oder genauso wichtig wie die 
nominalen Anhebungen des administrativen Erzeu-
gerpreisniveaus. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Sehr gut!) 

Dies beweist nicht zuletzt das Jahr 1974, wo wir 
erlebt haben, wie mit sehr hohen Preissteigerungs-
raten Erfolgsmeldungen von Brüssel durchkamen, 
und wir am Ende des Jahres feststellen mußten, daß 
die Erzeugerpreise tatsächlich um 4 % zurückge-
gangen waren. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Zweitens. Die Veränderungen im Bereich der 
Welternährungslage erfordern, wie wir meinen, 
eine grundsätzliche Neubesinnung auf die Bedeu-
tung der Landwirtschaft im Industriestaat. Machen 
wir uns nichts vor: es gibt immer noch Stimmen, die 
sagen: Na ja, Landwirtschaft werden wir uns so ein 
bißchen als Naturschutzpark leisten müssen; aber 
im übrigen müßten wir eigentlich auf günstigere 
Standorte und ähnliches ausweichen. Meine Damen 
und Herren, die Zuspitzung der Welternährungslage, 
aber auch Verknappungserscheinungen bei einigen 
wichtigen Grundnahrungsmitteln — hier würde 
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allerdings auch ich die Perspektiven vorsichtig be

-

urteilen —, 

(Gallus [FDP] : Das wird gut sein!) 

die Erkenntnisse der Welternährungskonferenz von 
Rom sowie die Produktions- und Bedarfsschätzun-
gen der FAO und westlicher Industriestaaten zwin-
gen jedoch zu der Schlußfolgerung, daß es zunächst 
die Hauptaufgabe der Landwirtschaft ist und bleibt, 
in ausreichender Menge Nahrungsmittel guter 
Qualität für 260 Millionen Verbraucher in Europa 
zu produzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was wäre wohl, wenn dieses Haus und die Bundes-
regierung damals in den 60er Jahren den Sirenen-
gesängen jener gefolgt wären, die einen drastischen 
Produktionsrückgang durch überdrehten Struktur-
wandel gefordert haben, und wir heute Nahrungs-
mittelpreise hätten, die um ein Drittel, die Hälfte 
oder noch mehr über dem jetzigen Niveau lägen? 
Wie wäre dann wohl die Lage in diesem Land 
heute? 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Aber doch 
nicht in diesem Hause!) 

— Ich habe gesagt: Wenn wir in diesem Haus den 
Sirenengesängen gefolgt wären, die es damals gab. 

(Zuruf von der SPD: Die gab es ja gar nicht!) 

In diesem Zusammenhang muß aber auch etwas 
anderes gesagt werden.  Wir können es auf die 
Dauer, glaube ich, nicht verantworten, daß wir hier 
über Agrarpolitik und damit über europäische und 
nationale Fragen der Landwirtschaft sprechen und 
irgendwo nebenher im Bereich der Entwicklungs-
hilfepolitik über die Probleme der Weltnahrungs-
mittelhilfe reden. Wir müssen diese Bereiche endlich 
verzahnen. Das bedeutet — lassen Sie es mich klar 
sagen —, daß die Bundesregierung von der Vor-
stellung herunter sollte, daß Nahrungsmittelhilfe nur 
ein kurzfristiges Problem sei. Wenn alle Prognosen 
der Welternährungskonferenz und der FAO stim-
men, werden wir sehr lange damit leben müssen, 
daß die generelle Weltnahrungslage nicht besser, 
sondern schlechter wird. Dann aber werden die In-
dustrienationen der westlichen Welt gemeinsam zu 
einer besseren Organisation und finanziellen Poo

-

lung dieser Nahrungsmittelhilfe kommen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Hier hat die Bundesregierung 

kein Konzept!) 

Lassen Sie mich zur Bedeutung der Landwirtschaft 
aber auch dies sagen: Wie stünde es wohl heute 
in der Phase der Rezession um die Gesamtwirt-
schaftslage unserer ländlichen Räume, wenn wir 
nicht eine breit gestreute Agrarstruktur mit Voll-, 
Haupt-, Zu- und Nebenerwerbsbetrieben hätten? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wie wäre es wohl, wenn draußen im Bayerischen 
Wald oder oben in Ostfriesland die Arbeitslosen 
nicht teilweise die Chance hätten, wieder in ihre 
Nebenerwerbsbetriebe zurückzugehen? Aber auch 
wenn ich unterstelle, daß sich die Konjunkturlage 
normalisiert, werden wir alle davon ausgehen müs-
sen, daß die realen Wachstumsraten geringer wer

-

den. Das aber wird auch bedeuten, daß wir die Frage 
der Agrarstrukturpolitik mit den Fragen der Raum-
ordnung und regionalen Wirtschaftsförderung sehr 
viel kritischer koordinieren müssen. Dieses Thema 
können wir hier heute nicht vertiefen. Ich rege aber 
dringend an — auch bei der Regierung —, im Hin-
blick auf künftige Ziele von Raumordnung und re-
gionaler Wirtschaftsförderung eine bessere Koordi-
nierung vorzunehmen, weil ich fürchte, daß wir auf 
diesem Gebiete bisher weitgehend Illusionen er-
legen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir auch für die Zukunft eine breit ge-
streute landwirtschaftliche Struktur brauchen, gilt 
aber — damit komme ich auf den dritten Punkt zu 
sprechen —, daß ein einzelbetriebliches Förderungs-
programm nicht richtig sein kann, bei dem gerade in 
ländlichen Regionen, die besonders strukturschwach 
sind, oft nur noch 10 bis 15 % der Vollerwerbs-
betriebe in die Förderung einbezogen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und sogar we

-

niger!) 

Wir werden dann miteinander einen Weg finden 
müssen, der sich von jener imaginären Förder-
schwelle eines zu erzielenden Einkommens irgend-
wann in der Zukunft löst und die Förderung auf die 
Rentabilität der Investitionen abstellt, denn nur das 
wird einer Gesamtorientierung im Rahmen der länd-
lichen Politik, wie ich sie skizziert habe, Rechnung 
tragen. 

Ein vierter Punkt. Bezüglich der Bestandsauf-
nahme und Fortentwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik nach dem 1. März möchte ich aus der 
Sicht der CDU/CSU nur drei Anmerkungen machen. 

Wir bleiben dabei, daß das Ungleichgewicht zwi-
schen integriertem Agrarmarkt einerseits und Wäh-
rungs- und Wirtschaftsunion andererseits nur durch 
grenzwirksame Ausgleichsmechanismen überwunden 
werden kann. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Der Grenzausgleich darf und kann nicht ein Gegen-
stand ständigen Kompromißringens sein, sondern er 
ist nun einmal das Instrument, um überhaupt die 
Voraussetzungen für eine gemeinsame Agrarpolitik 
bis zu dem Tag aufrechtzuerhalten, da die Wäh-
rungs- und Wirtschaftsunion entsprechende Fort-
schritte gemacht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies gilt es dringend zu verankern. Der 2 %ige 
Abbau des Grenzausgleichs darf eben keine Signal-
wirkung haben. Es geht darum, dieses Instrument 
als Institut der gemeinsamen Agrarpolitik zu ver-
ankern. 

(Zuruf von der SPD: Das ist es ja!) 

Zweite Anmerkung: Bewältigung struktureller 
Produktionsüberhänge! Dazu habe ich an anderer 
Stelle bereits etwas gesagt; ich kann es jetzt ganz 
kurz machen. Nach unserer Überzeugung gibt es 
das Problem der Überschüsse nur bei einigen Milch-
produkten. Dies allerdings verkennen wir nicht und 
verniedlichen wir auch nicht. Ich sage aber auch 
dies: Erst wenn man sich auf ein gemeinsames Ziel 
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auch im Hinblick auf die Produktionsmengen in der 
Gemeinschaft verständigt, kann man hier Lösungen 
finden. Solange eben einige Länder — aus sehr 
unterschiedlichen Gründen: aus Gründen der Devi-
seneinsparung, aus Gründen der Einkommenssiche-
rung — mit zusätzlichen nationalen Hilfen hier hin-
einwirken zur Förderung und Stimulierung der Pro-
duktion, sind sowohl Vorschläge untauglich, die auf 
eine Mengenregulierung hinauslaufen, wie auch Vor-
schläge der Regierung, die eine Beteiligung der Er-
zeuger bei der Überschußverwertung vorsehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können nicht Fehler und Unterlassungen im Be-
reich dieser Politik zu Lasten der Erzeuger korrigie-
ren. Dies wäre nicht zumutbar und nicht gerecht. 

Dritte Anmerkung: Die Entscheidungen zur Be-
seitigung von Wettbewerbsverzerrungen, die an-
stehen, dürfen und können sich nicht ausschließlich 
konzentrieren auf vertragswidrige Maßnahmen — 
zumal dann, wenn sie im nachhinein noch gemein-
schaftlich eingesegnet werden —, sondern sie müs-
sen auch die Maßnahmen einbeziehen, die im Ein-
klang mit dem Vertrag stehen, aber die Produktions-
bedingungen sehr unterschiedlich gestalten. Das 
Beispiel der Energiekosten im Unterglasgartenbau 
ist geradezu klassisch für das, was hier gemeint ist. 

Zusammenfassend zu Europa dies, meine Damen 
und Herren: Wir sehen auch heute keine Alter-
native zur Politik der europäischen Einigung. Aber 
agrarpolitische Flickschusterei kann keine Fort-
schritte erzielen, sondern nur der ungebrochene 
gemeinsame Wille, Fortschritte auf andere Felder 
der Politik zu konzentrieren, etwa der Währungs-  
und der Wirtschaftspolitik, kann überhaupt noch 
Durchbruch zu mehr Europa bringen. 

Fünfter Punkt: Wir wissen um die Bedeutung der 
Marktstrukturen und der Marktstrategien. Wir wis-
sen sehr wohl, daß nicht allein die administriert 
festgesetzten Preise Marktanteile und Einkommen 
der Landwirte bestimmen, so wichtig sie bleiben. 
Wir wollen nicht verkennen, daß es bei den Ver-
marktungseinrichtungen, beim Ausbau dieser Ver-
marktungseinrichtungen erhebliche Fortschritte in 
diesem Land gegeben hat. Auch das muß einmal 
offen gesagt werden: Was sich in den letzten Jahren 
sowohl auf dem Milch- wie auf dem Fleischmarkt 
entwickelt hat, verdient dankbar anerkannt zu wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dennoch werden wir uns fragen müssen, ob das 
Absatzfondsgesetz in seinem jetzigen Anwendungs-
bereich ausreicht, um den massierten Möglichkeiten 
anderer Partner auf Dauer gewachsen zu sein, ob 
wir nicht auch prüfen müssen, wieweit wir über 
produktorientierte Fonds zu einer besseren, offen-
siveren Marktpolitik kommen können. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Jawohl, 
sind wir mittendrin!) 

Dabei wäre es mir lieber — ich sage auch dies —, 
daß andere ihre Instrumente entweder abbauen oder 
einschränken. Da aber zu befürchten ist, daß dies 
illusionär ist, dürfen wir nicht auf den Nimmerleins-

tag warten, sondern hier werden wir uns schnell 
nach neuen Wegen umschauen müssen. 

Meine Damen und Herren, ich konnte und wollte 
auch nicht alle Probleme und Perspektiven in diesem 
ersten Beitrag darstellen. Zur Strukturpolitik, zur 
Frage des Bergbauernprogramms, zu agrarsozialen 
Fragen, aber auch etwa zu den Problemen der inne-
ren Einkommensdifferenzierung werden Kollegen 
von mir noch Stellung nehmen. Ich stelle nur zusam-
menfassend fest: Die agrarpolitische Bilanz dieser 
Regierung ist insgesamt negativ. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : So ist es! — van 
Delden [CDU/CSU] : Viel zu positiv ausge

-

drückt!) 

Ich will hier wiederum zitieren, was Minister Ertl in 
seiner letzten Einbringungsrede gesagt hat: 

Nicht zuletzt aber glaube ich feststellen zu kön-
nen: die günstige Einkommensentwicklung der 
Landwirtschaft in den letzten Jahren ist sicher 
zu einem wesentlichen Teil auch ein Erfolg der 
Agrarpolitik dieser Regierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann aber, meine Damen und Herren, ist die nega-
tive Entwicklung das Ergebnis der Mißerfolge dieser 
Regierung. Dies will ich hier mit aller Deutlichkeit 
auch sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir, die CDU/CSU, werden auch in Zukunft dann 
konstruktiv an Lösungen mitarbeiten, wenn es gilt, 
die Bedingungen der Landwirtschaft in diesem Lande 
zu verbessern. Wir werden aber dann unsere harte 
Kritik anbringen, wenn wir sehen, daß die Bedin-
gungen für diese Landwirtschaft durch Fehler und 
Unterlassungen im politischen Bereich verschlech-
tert werden. 

Meine Damen und Herren, bei aller kritischen 
Würdigung der derzeitig schwierigen Lage der Land-
wirtschaft — und ich teile nicht den Optimismus von 
Herrn Ertl, daß jetzt kurzfristig alles wieder besser 
wird — will ich eines doch deutlich sagen: Auch wir 
glauben, daß längerfristig die Chancen der Land-
wirtschaft in diesem Industriestaat gut sind. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Aber nicht Schönwetterparolen 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Eine gute Politik 
muß gemacht werden!) 

sind hier notwendig, sondern eine Agrarpolitik, die 
sich nicht als eine gruppenspezifische Politik für 
eine Minderheit versteht, sondern als eine Politik, 
die den Interessen der betroffenen Bauern genauso 
dient wie der Gesamtentwicklung in Wirtschaft und 
Gesellschaft in diesem Land. Daran wird die CDU/

-

CSU auch in Zukunft konstruktiv arbeiten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich finde, 
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dieser Freitagvormittag ist schön; die „grüne Fami-
lie" ist beieinander, 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Ja, mit Unter-
schieden!) 

und da können wir doch auch einmal ein bißchen in 
die Vollen gehen. 

Lassen Sie mich am Beginn meiner Anmerkungen 
ausdrücklich folgendes sagen. Ich bin in Überein-
stimmung mit dem Kollegen Ritz, wenn ich konsta-
tiere, daß die Bundesregierung den Agrarbericht 
1975 zeitgerecht vorgelegt hat, daß die Daten ord-
nungsgemäß aufgearbeitet 

(Niegel [CDU/CSU] : War das zweifelhaft? 
Das sind Selbstverständlichkeiten!) 

und ausgewertet sind; und sogar für den eiligen Le-
ser, Herr Kollege Höcherl, 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

ist wieder etwas mehr getan als vorher. Das muß 
man doch auch einmal würdigen, und man sollte 
allen Beteiligten — da schließe ich mich den Bemer-
kungen des Kollegen Ritz an — Dank sagen. 

Mein Vorredner, der Kollege Ritz, hat in 35 Minu-
ten mit Vehemenz, mit einem großen Kraftaufwand, 
mit beschwörenden Gesten 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Und mit exakten 
Zahlen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU: Und mit überzeugenden Worten! 

Mit schlagenden Beweisen!) 

der Regierung und der Koalition erstens Konzep-
tionslosigkeit, zweitens versäumte Schritte und Ver-
säumnisse überhaupt schließlich drittens sogar Un-
tätigkeit vorgeworfen. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Kollege Ritz hat sich in diesen 35 Minuten 
praktisch in An- und Wehklagen erschöpft. Das mag 
sicher für den propagandistischen Hausgebrauch gut 
gewesen sein, das mag auch für Ihre Wahlkämpfe 
hervorragend sein. Aber, Kollege Ritz, das reicht bei 
weitem nicht aus, beim Ringen um bessere Lösungen 
— und nur darum kann es in diesem Hause ge-
hen — ernstgenommen zu werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Be-
werunge [CDU/CSU] : Aber die Bauern neh-

men uns ernst!) 

In dieser Art und Weise, Kollege Ritz, können Sie 
den Beitrag hier nicht leisten. 

Ich räume Ihnen ein: Kritische Beleuchtung des 
Berichts wie der Brüsseler Beschlüsse, nun, das 
würde ich sicher auch tun und werde ich auch noch 
tun. Aber auch Sie können an den politischen und 
wirtschaftlichen Fakten nicht vorbeigehen; die kön-
nen Sie in Ihren Bemerkungen und in Ihrer Kritik 
nicht außer acht lassen. Das möchte ich Ihnen sagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tut ja auch 
keiner!) 

Was sollen diese Wunschvorstellungen gerade in 
europäischer Sicht — was sollen wir damit anfan

-

gen —, die nicht einmal eine reine CDU/CSU-Bun

-

desregierung verwirklichen könnte?! Sie hätten auch 
dabei keine Chance, Realität zu werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Hören Sie einmal, Sie haben heute wieder ver-
sucht, der Landwirtschaft eine heile Welt vorzu-
gauckeln die es bisher nie gegeben hat, die es heute 
nicht gibt und die es wahrscheinlich in den nächsten 
zehn Jahren auch nicht gibt, es sei denn, Sie reden 
vom Jahr 2000, mit dem ja das berühmte goldene 
Zeitalter beginnen soll. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Bleiben wir also mal ganz schön auf der Erde, 

(Zuruf des Abg. Dr. Ritz [CDU/CSU]) 

mit der wir ja beide, Kollege Ritz, eng verbunden 
sind. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU — 
Gegenrufe von der SPD) 

Summa sumarum hat Ihre Rede, verehrter Kol-
lege Ritz, den Eindruck hinterlassen, daß es mit 
Ihren Alternativen für eine reale Politik — reale 
Politik! — im Agrarbereich nicht gut bestellt ist. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das haben Sie schon 
voriges Jahr gesagt!) 

— Kollege Ritz, ich muß mich mit Ihnen beschäftigen, 
ist doch ganz klar, was bleibt mir übrig; Sie haben 
mich ja direkt dazu gereizt. Kollege Ritz, Sie haben 
in einem Interview im „Agrar-Europe" vom 23. Juli 
1974 und auch heute der Regierung zu bescheinigen 
versucht, daß sie untätig gewesen sei. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das kann so nicht stehenbleiben. Im selben Nach-
richtendienst gibt es in einer Sonderbeilage vom 
14. Januar dieses Jahres unter der Überschrift 
„Bilanz und Weiterentwicklung der Agrar- und Er-
nährungspolitik in der 7. Legislaturperiode" 86 Punk-
te, denen Sie bisher nicht widersprochen haben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Sie messen Ihre Er

-

folge an der Länge der Tagesordnung Ihrer 
Ausschußsitzungen, Herr Ausschußvorsit

-

zender!) 

Ich frage Sie, ob das nicht so ist. Sie sollten es viel-
leicht mal lesen. Dann können wir später darüber 
diskutieren. 

Ich gebe zu, daß auch die Opposition sich der 
Mühe unterzogen hat, Gesetzentwürfe und Anträge 
in diesem Hause einzubringen. Schön und gut, Akti-
vitäten muß man anerkennen. Aber mit diesen An-
trägen und Ihren Vorschlägen haben Sie neue, an-
dere und bessere Wege einer deutschen Agrarpolitik 
nicht aufgezeigt. 

(Beifall bei der SPD — Bewerunge [CDU/

-

CSU] : Wir können keine Ministerratsbe-
schlüsse fällen, das macht der Minister!) 

Ihrem ständig vorgetragenen Anspruch auf eine bes-
sere Politik werden Sie damit nicht gerecht. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Wer da glaubte, in dem Mitte August vergangenen 
Jahres veröffentlichten Agrarprogramm der CDU/ 
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CSU, der Opposition, die neue Politik zu finden, der 
war zutiefst enttäuscht, mußte es sein. Der magere 
Widerhall in der Öffentlichkeit, sogar in der land-
wirtschaftlichen Öffentlichkeit ist ja ein Zeichen da-
für, daß da nicht so viel darin ist. Ich habe nur die 
Kurzfassung im DUD vom 15. August gelesen, sicher 
verbal reichlich ausgestattet, sehr reichlich, ein Sam-
melsurium agrarpolitischer Momentaufnahmen. 

(Eigen [CDU/CSU] : Tragen Sie doch Ihr 
Programm vor!) 

Nichts fehlt! Kollege Bewerunge, ich kenne Ihre 
Meinung dazu. Nichts fehlt! Ich habe den Eindruck, 
das haben Sie nur deswegen so gemacht, weil Sie 
genau wußten, daß Sie es in absehbarer Zeit nicht 
verwirklichen müssen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ritz [CDU/CSU]) 

Übrigens: ein großer Teil der Punkte ist bereits 
durch die jetzige Koalition abgehakt, und von ande-
ren Teilen, die darin genannt sind, sind Sie inzwi-
schen schon wieder abgerückt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wohlwollende Leute haben ausgerechnet, daß zur 
Verwirklichung dieses Ihres im August verkündeten 
Programms ein Mehr von 2 Milliarden DM im Etat 
notwendig sei. Aber verlassen Sie sich darauf, Franz 
Josef Strauß wird Ihnen das Geldausgeben schon 
austreiben! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Das Geldausgeben schon austreiben; dabei bleibt 
es. 

Nun, warum beschäftige ich mich so ausführlich 
mit der CDU/CSU und mit Ihnen, Herr Kollege Ritz? 
Ich will Ihnen den Grund sagen. Die Allheilmittel, 
die Sie der Öffentlichkeit vorschlagen, gibt es gar 
nicht. Wir haben nie Zweifel darüber gelassen, daß 
wir auf dem aufbauen, was uns vorgegeben war. 
Wir haben das fortgesetzt, wir haben das weiter ent-
wickelt, und wir haben es fortgeschrieben. Wir ha-
ben neue, reife Probleme angepackt und gelöst. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Die sind aber lange 
gereift!) 

Das geht nicht alles auf einmal, sondern Schritt für 
Schritt, im Rahmen des Möglichen. Unsere Politik 
hier in diesem Bundestag, in der Koalition war dar-
auf abgestellt, den uns im EWG-Raum verbleibenden 
freien Raum weitestgehend auszufüllen. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Das ist Ihnen nicht 
gelungen!) 

Was die Strukturpolitik angeht, so ist sie in die 
Gemeinschaftsaufgabe eingebettet. Da wird mit elf 
Ländern verhandelt, mit elf Ländern Einigung ge-
sucht. Das gilt auch für die so oft von Ihnen kriti-
sierte Förderschwelle. Dieses Programm ist im ver-
gangenen Jahr durch ein Investitionsprogramm für 
die Nebenerwerbsbetriebe, durch ein Programm für 
die Bergbauern und für die benachteiligten Gebiete 
ergänzt worden. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Das war gut!) 

Ich hoffe, daß Sie jetzt damit wenigstens zufrieden-
gestellt sind. 

In der Sozialpolitik — sie ist fortgeschrieben wor-
den — sind die Grundanliegen gelöst. Wir haben 
gestern Beschlüsse gefaßt, die die Anhebung der 
Altersgelder und — das ist neu — die Einführung 
einer Waisenrente vorsehen. 

In der Markt- und Preispolitik sind wir an die 
Gemeinschaft gebunden. Lediglich in Fragen der 
Organisation, der Marktorganisation bleibt uns ein 
Feld, das es zu beackern gilt, möglichst gemeinsam 
mit allen in Frage kommenden Kräften; die Vorar-
beiten dazu sind im Gange. Ich unterstreiche aus-
drücklich auch das, was Sie in der Richtung gesagt 
haben. Aber das bedarf noch einer gründlichen Prü-
fung. Da wird es auch keine Meinungsverschieden-
heiten mit Ihnen geben. 

Im Bereich der Steuerpolitik haben wir Barrieren 
für eine moderne Entwicklung zu beseitigen ver-
mocht — und anderes mehr. 

(Sauter [Epfendorf] [CDU/CSU] : Die heile 
Welt!) 

Alles in allem — ich stelle das hier noch einmal 
fest —: Zu der praktizierten Agrarpolitik dieser 
Koalition gibt es keine Alternative. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch von der CDU/CSU) 

Nunmehr, meine Damen und Herren, einige Be-
merkungen zu den Ergebnissen des vorliegenden ' 
Agrarberichts. 

Nach der Gesamtrechnung hat sich die Ertragslage 
verschlechtert. Wir wollen das nicht bagatellisieren 
— das kann man gar nicht —, aber niemand kann 
bestreiten, daß dieser Rückschlag nicht alle land-
wirtschaftlichen Betriebe getroffen hat. Niemand 
wird bestreiten können, daß der Einsatz von Boden, 
Kapital und Arbeit höchst unterschiedliche Ergeb-
nisse gezeitigt hat, wenngleich es eine ganze Menge 
Leute gibt, die das nicht hören wollen. Die reden 
nun einmal lieber von d e r Landwirtschaft, die es 
nie gegeben hat und auch in Zukunft nicht gibt, nicht 
einmal in den Ostblockländern. In der Wissenschaft 
spricht man da von den sogenannten Differentialge-
winnen, eine uralte Geschichte in der Agrarpolitik 
der ganzen Welt. 

Wir stimmen mit den von Bundesminister Ertl in 
seiner Rede gemachten Ausführungen überein, daß 
uns allein die Verbesserung von Bildung und Aus-
bildung vorwärtshilft, eine Aufgabe, die immerwäh-
rend sein wird, Wir geben zwar zu, daß die gleich-
rangige Teilnahme der Landwirtschaft an der allge-
meinen Einkommensentwicklung nicht für alle Teile 
der Landwirtschaft gelungen ist, aber sie ist eben 
doch für beachtliche Teile gelungen — unverändert 
wie in den früheren Jahren. 

Herr Kollege Ritz, Sie haben in Ihren ersten Stel-
lungnahmen zum Agrarbericht den Mund nach unse-
rer Auffassungen ein bißchen zu voll genommen. Sie 
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sprachen vom agrarpolitischen Offenbarungseid der 
Regierung und der Koalition. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Ich hätte es noch 
stärker ausgedrückt! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 

Direkt wohltuend und sachlich abgewogen ist da-
gegen die Stellungnahme des Deutschen Bauernver-
bandes. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : So müßten die 
Gewerkschaften sein!) 

Da ist zwar vom Ernst der Lage die Rede, aber von 
einer Katastrophe 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Aber nationale Maß-
nahmen fordern sie!) 

wird in keiner Zeile dieser Erklärung gesprochen. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Das dicke Ende 
kommt hinterher! — Kiechle [CDU/CSU] : 

Kriegen wir nationale Maßnahmen?!) 

Die Opposition macht uns, die Koalition, und die 
Bundesregierung für die Einkommenslage in der 
Landwirtschaft verantwortlich. Aber wenn man weiß, 
daß diese Einkommenslage aus Kosten und Erlösen 
resultiert, dann muß man Sie fragen, ob Sie das 
in der Weise wirklich noch ernst nehmen. Denn die 
Bundesregierung kann weder für eine Verminde-
rung des Kostenschubes noch für die Anhebung des 
durchschnittlichen Erzeugerpreisniveaus Beiträge lei-
sten. 

(Sauter [Epfendorf] [CDU/CSU] : Betriebs-
mittelpreise!) 

Ich nehme an — Sie widersprechen ja jetzt nicht —, 
daß Sie das auch so hinnehmen. 

Meine Damen und Herren, das Zusammentreffen 
dieser beiden negativen Komponenten ist zu be-
dauern. Sie sind auch noch im Wirtschaftsjahr 
1974/75 im großen und ganzen wirksam. 

Die Vorausschau im Agrarbericht für das Wirt-
schaftsjahr 1974/75 ist vorsichtig gehalten, vorsichtig 
abgefaßt, und das ist gut so, zumal erstens die 
Labilität auf den Weltmärkten noch nicht beseitigt 
ist, zweitens das Kostenrisiko schwer zu übersehen 
ist und drittens die Märkte, insbesondere in bezug 
auf die Veredelungsprodukte, nach den Schätzungen 
der Zentralen Markt- und Preisberichterstattungs-
stelle keine durchgreifenden Veränderungen erwar-
ten lassen. Diese Bemerkung veranlaßt mich zu der 
Feststellung, daß das Mengenproblem zum Kern-
problem der Agrarpolitik wird. Auch dazu will ich 
mich später noch einmal äußern. 

Es soll Leute geben, die sich darüber ärgern, und 
zwar schwer ärgern, daß die Bauern trotz dieser 
Lage nicht bereit sind, auf die Straße zu gehen. Wir 
wollen sehr gerne anerkennen, daß sich die Bauern 
genauso wie die Arbeitnehmer in die Gesamtver-
antwortung eingebettet sehen. Ihre Lage ist sicher — 
ebenso wie bei den Arbeitnehmern — durch soziale 
und andere Maßnahmen erträglicher gemacht wor-
den. Die Bauern wissen aber auch, daß die Lage 
ihrer Berufskollegen in den anderen Partnerländern 

noch schwieriger ist. Sie wissen daher auch, welche 
Bedeutung eine Stabilitätspolitik für sie selber hat. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Davon müßten die 
Gewerkschaften aber viel lernen!) 

Sie wissen auch, daß das Konjunkturprogramm die 
Kaufkraft wieder erhöhen wird, und sie rechnen 
damit, daß auch für sie in der zweiten Hälfte des 
Jahres ein Aufwärts eintreten wird. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Sie rechnen vor 
allem mit einer neuen Bundesregierung!) 

Vor zwei Wochen ist die Brüsseler Preisrunde zu 
Ende gegangen. Es war offenkundig, daß es eine 
sehr schwierige Runde werden würde; 

(Eigen [CDU/CSU] : Ein miserables Er

-

gebnis!) 

denn selten waren die unterschiedlichen Auffassun-
gen in den neun Ländern so groß wie diesmal. Die 
Gründe dafür sind bekannt; ich brauche sie hier 
nicht vorzutragen. Ich habe bei meinen Gesprächen 
anläßlich der Grünen Woche mit unseren Partnern 
wie mit der Kommission selbst gemerkt, daß es eine 
schwierige Runde sein würde, daß eine Einigung nur 
zustande kommen kann, wenn alle Partner — auch 
die Bundesrepublik — Zugeständnisse machen. 

Wenn man den Kompromiß beurteilen will, muß 
man sich auch vor Augen halten, daß Regierung, alle 
Verbände der Industrie und der Landwirtschaft, alle 
Parteien dieses Hauses sich in einem Punkt einig 
waren, nämlich darin, daß die europäische Gemein-
schaft an dieser Runde nicht scheitern darf. 

(Gallus [FDP] : Sehr gut!) 

Sie hätte scheitern können. Meine Damen und Her-
ren, wir sind der Meinung, daß Bundesminister Ertl 
in Brüssel zäh und unerschrocken verhandelt hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Eigen 
[CDU/CSU]: Das ja, aber schlecht!) 

Wir sprechen ihm dafür unseren ausdrücklichen 
Dank aus. 

Das Ergebnis ist ein Kompromiß, der durch fast 
akrobatische Kunststücke des Rates zustande kam 
und mit Mängeln behaftet ist, die auch uns irritieren. 

(Eigen [CDU/CSU] : Bauchlandung!) 

Es ist ein Kompromiß, der am Rande des fast Un-
erträglichen liegt, 

(Aha! bei der CDU/CSU) 

aber — das „aber" ist das Entscheidende, das 
Wichtigste — mit dem sich leben läßt. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Bauchlandung für 
Deutschlands Bauern!) 

Der Kollege Ritz hat Bundesminister Ertl für sein 
Tun in Brüssel gescholten. Ich weise diese Schelte 
zurück. Zu den Vorwürfen an sich kann Bundes-
minister Ertl sich selber äußern. Aber wenn ich schon 
bei diesem Thema bin, möchte ich das Verhältnis 
der CDU/CSU zur Europapolitik hier ein wenig be-
leuchten. 

(Sehr richtig! bei der SPD!) 
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Es vergeht keine außenpolitische Debatte, ohne daß 
die Opposition ein feierliches Bekenntnis zu Europa 
ablegt und die Regierung der Nachlässigkeit in 
Europafragen bezichtigt. 

(Zuruf von der SPD: Das kostet nichts!) 

Es vergeht keine Sitzung des Ministerrats, ohne daß 
die Opposition der Regierung vorwirft, sie habe die 
deutschen Interessen nicht energisch genug vertre-
ten — wohl wissend, daß die deutsche Seite jedes-
mal bis an den Rand des Möglichen geht und weitere 
Beharrlichkeit Kompromißlösungen ausschließt und 
Europa schwerstens gefährdet. Riskiert die Regie-
rung aber die Konfrontation mit den Partnern, um 
berechtigte deutsche Interessen durchzusetzen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Theaterdonner!) 

dann schwenkt die Opposition im Handumdrehen 
um und tönt, die Partner seien brüskiert worden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das haben wir doch im Herbst gelesen. Wir, meine 
Damen und Herren von der Opposition, haben nicht 
vergessen, wie die Bundesregierung im vergange-
nen Herbst in Brüssel um Bestandsaufnahme, Beseiti-
gung von Wettbewerbsverzerrungen und Abbau von 
vertragswidrigen Beihilfen gekämpft hat. 

(Eigen [CDU/CSU] : Und mit welchem Er-
folg?) 

Natürlich mit Risiko, aber mit kalkulierbarem Risi-
ko. S i e hatten aber nichts Eiligeres zu tun, als in 
einer Aktuellen Stunde von dieser Stelle aus der 
Regierung Vorwürfe zu machen. 

(Eigen [CDU/CSU] : Mit Recht! — Kroll-
Schlüter [CDU/CSU] : So war es doch auch!) 

Sie gaben ein Lippenbekenntnis zur europäischen 
Einigung ab. Ihre Fraktion, so rief einer Ihrer Kolle-
gen, bekenne sich uneingeschränkt zu dem Ziel 
einer politischen Union Europas, und die Bundes-
regierung müsse beweisen, daß sie dem Europage-
danken unverbrüchlich treu bleibe. Das klang direkt 
feierlich. Aber das dauerte nicht lange, gar nicht 
lange. Wenn es um deutsche Agrarinteressen geht, 
dann stürzt die Union aus den Wolken, um auf dem 
harten Boden deutscher Agrarinteressen zu landen. 

Jüngstes Beispiel: Ringt die Bundesregierung sich 
in Brüssel zu einem Kompromiß durch, der Europa 
rettet 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach! Ach!) 

und den unterschiedlichen Inflationsraten Rechnung 
trägt, dann liest man das im CDU-Pressedienst wie 
folgt: 

Das in Brüssel erzielte Ergebnis ist die schlech-
teste von allen nur denkbaren Lösungen für die 
deutsche Landwirtschaft. 

(Kiechle [CDU/CSU]: Völlig richtig! So ist 
es!) 

Jetzt ist die Bundesregierung auch auf agrar-
politischem Gebiet vollends unglaubwürdig ge-
worden. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, was 
soll man davon halten? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Sie haben es doch 
gehört, was Sie davon halten sollen!) 

Wir können Ihnen nicht die Forderung ersparen, 
Ihre Alternativen aufzudecken und der Offentlich-
keit bewußtzumachen. Man muß CDU-Pressemel-
dungen lesen; es lohnt sich. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das ist immer gut!) 

Denn da steht: 

Durch diesen Brüsseler Beschluß ist der euro-
päische Agrarmarkt in seinen Grundfesten er-
schüttert. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Jawohl!) 

Und dann heißt es — in hemmungsloser Demagogie, 
was Sie für kluge Taktik halten —: 

Stabilitätspolitik wird auf dem Rücken der deut-
schen Bauern ausgetragen. 

So einfach machen Sie es sich! Aber so einfach ist 
das gar nicht. 

(Lemmrich [CDU/CSU] : So demagogisch wie 
Sie können wir ja gar nicht sein!) 

Sie wissen sehr wohl, auf welchem dünnen Eis in 
Brüssel verhandelt wird. Da starren acht Agrarmini-
ster auf Josef Ertl und die Bundesregierung und auf 
die reichen Deutschen und auf die Stabilitätsinsel 
Bundesrepublik. Und sagt Josef Ertl: Nichts geht 
mehr, keine differenzierten Preise!, dann gehen im 
Saal die Lichter aus, und Europa gerät ins Schleu-
dern. Das ist die Realität. Da helfen keine Wahl-
programme, keine hehren Europareden und keine 
Beschimpfungen in Pressediensten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Ein weiteres und letztes Beispiel: Fast am selben 
Tage, an dem die CDU-Agrarier die Brüsseler Preis-
anhebung ungenügend nennen, verlautbart von an-
derer Seite: Es müssen alle Anstrengungen unter-
nommen werden, um auch auf dem Agrarsektor die 
Preise in den Griff zu kriegen! Hochdramatisch und 
außerdem sachlich unbegründet heißt es dann wei-
ter wörtlich: 

Dieser Preisanstieg trifft insbesondere wieder 
solche Familien, die unter der Inflation sowie-
so schon am meisten leiden — Kinderreiche, 
Wenigverdienende, Arbeitslose —, die damit 
nun doppelt belastet werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es doch! 
Jeder Satz ist richtig!) 

Das kommt natürlich nicht von Herrn Ritz! I  be-
wahre! 

(Dr.  Ritz  [CDU/CSU] : Aber ich habe doch 
gerade davon gesprochen!) 

Das kommt von einem aber ebenso prominenten 
CDU-Mitglied, nämlich der stellvertretenden CDU- 
Bundesvorsitzenden Dr. Helga Wex, die eben in 
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dieser Fraktion die Verbraucherinteressen wahr-
nimmt. 

(Kiechle [CDU/CSU] Das ist eben das Er-
gebnis euerer Politik: Die Verbraucher be-

lasten und den Bauern nichts geben!) 

— Es muß Sie sehr treffen. Ich stelle das nur fest. 
Herr Kollege Eigen, mit dem müssen Sie sich noch 
auseinandersetzen. Aber immerhin! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das waren einige Bei-
spiele Ihrer erklärten Europapolitik. 

Lassen Sie mich nunmehr zu drei Fragenkomple-
xen des Kompromisses von Brüssel Stellung neh-
men. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Schlechter Kompro-
miß!) 

Die differenzierten Preisanhebungen erscheinen 
mir unter dem Druck des Einigungszwangs — hö-
ren Sie gut zu! — 

(Lemmrich [CDU/CSU] : Wir hören die ganze 
Zeit zu!) 

tragbar. Sie sind sicher nicht schön, aber auch nicht 
zu vermeiden. Das Ausmaß der Anhebung für die 
Bundesrepublik ist unter dem Einschluß der 5 % 
vom 2. Oktober durchaus sehenswert. 

Ich habe mir hier die Zahlen mitgebracht. Wenn 
ich überall bei den letzten Preisbeschlüssen die 5 % 
mitrechne, dann kommt eine ganze Menge dabei 
heraus, meine Damen und Herren Agrarier von der 
CDU/CSU. Soll ich Ihnen das vortragen? Richtpreis 
bei Weichweizen: 6,6 %; plus 5 gibt 11,6 % .  Bei Rog-
gen: 8,5 %; plus 5 gibt 13,5 %. Ein anderes Beispiel 

 — es soll nicht so lange dauern — ist die Milch: 
8,3 %; plus 5 % ergibt 13,5 %. Bei Zucker haben wir 
sogar eine Erhöhung von 12,4 plus 5, also 17,4 %. 
Wollen Sie meinen, daß das nicht zu verantworten 
ist, auch gerade vor der Landwirtschaft? Ich glaube, 
Sie täten gut daran, auch diese 5 % in Ihren Bemer-
kungen und Reden draußen einmal zu würdigen. 

Herr Bundesminister Ertl hat schon heute früh 
gesagt: Die Realisierung dieser Beschlüsse liegt auf 
einem ganz anderen Blatt. Bei den Marktfrüchten 
wird es keine Schwierigkeiten geben. Der neural-
gische Punkt liegt bei den Veredelungserzeugnis-
sen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Es fragt sich, ob der Markt das überhaupt hergibt. 
Wenn die Mengenprobleme nicht gelöst werden 
— darüber sind wir uns einig —, stößt jede Preis-
politik ins Leere. Die Mengenprobleme sind eben 
nicht gelöst. Hier müssen die Land- und die Ernäh-
rungswirtschaft selber Beiträge leisten. Aber dar-
über sind wir uns im Prinzip ja einig. 

Die Preisabschlüsse haben ein verschiedenes Echo 
ausgelöst. Was die Opposition gesagt hat, habe ich 
teilweise schon ausgeführt. Sie hält sie für unzurei-
chend, zumindest der Sprecher Dr. Ritz. Er sieht sie 
zu sehr an der Stabilitätspolitik orientiert. Wir fin

-

den das sogar richtig und angemessen und danken 
der Regierung dafür. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es nicht, so ist 
es falsch! Dann müssen Sie voll zitieren!) 

— Ja, doch, so haben Sie es gesagt. 

Nun zu einem zweiten Komplex, meine Damen 
und Herren. Alle reden darüber, aber die wenigsten 
verstehen etwas davon. 

(Eigen [CDU/CSU] : So ist es!) 

Herr Dr. Ritz, Sie verstehen etwas davon; das 
möchte ich Ihnen ausdrücklich bescheinigen. Aber 
viele verstehen nichts davon, obwohl sie tagein, 
tagaus groß darüber reden und die Regierung da-
bei beschimpfen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Meinen Sie Minister 
Ertl oder wen?) 

— Nein, Sie sind gemeint, Kollege Eigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine hier den Grenzausgleich. Er war und ist 
und bleibt nehmen Sie das mal hin; schreiben Sie 
das mal in Ihr Gehirn — bei all unseren acht Part-
nern umstritten. Seit Jahren, Kollege Bewerunge, 
liegen diese Partner auf der Lauer, ihn abzubauen. 
Nun, am Grundprinzip hat sich doch gar nichts ge-
ändert. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Natürlich hat sich 
etwas geändert!) 

— Nein, am Grundprinzip hat sich nichts geändert. 
Es  ist nicht daran gerüttelt worden. Mich stört der 
Abstrich durch Aufwertung der Rechnungseinheit 
um 2 % überhaupt nicht. Für mich ist allein entschei-
dend, daß der reale Preisabstand erhalten bleibt, 
und das, was unter dem Strich bleibt. Und das ist 
unverändert. Sie haben Ihre Hauptkritik — nicht 
heute, aber draußen im Lande — daran aufgehängt. 
Sie machen die Bauern wild. Sie erzählen etwas Fal-
sches. Im Grunde genommen ist es doch nur ein 
Knochen, an dem kein Fleisch ist. Sie werden selber 
nach wenigen Wochen merken, daß das Knabbern 
an diesem Knochen langweilig wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie mich noch zu einem dritten Komplex 
etwas sagen, zu den Beihilfebeschlüssen auf dem 
Rindfleischsektor. Auch sie sind nur — ich unter-
streiche: nur — vor dem Hintergrund der politi-
schen Notwendigkeiten zu sehen. Sie gefallen mir 
auch nicht. Ich meine sogar, sie liegen außerhalb 
jeder ökonomischen Realität. Ich bin mir mit Ihnen 
einig: da beginnt der verhängnisvolle Kreislauf. 
Durch staatliche Beihilfen und Hilfen werden die 
Quellen des Überflusses erhalten und gefördert, bis 
wir vor gespenstischen Bergen stehen, die müh-
selig und teuer wieder abzubauen sind. Ich verstehe 
dabei durchaus den Unmut der Verbraucher; aber 
ich verstehe auch den Zorn unserer Bauern, die sich 
durch Prämien und Beihilfen in den Partnerländern 
bedroht und aus dem Markt gedrängt sehen. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Und dann zahlen sollen!) 
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Das sind die Probleme der Wettbewerbsverzerrung, 
die wir beklagen und bekämpfen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Funcke) 

Hier liegt die Ursache der Erzeugungsschlachten, 
die dem Geist der Gemeinschaft schaden. Gewiß, 
wir müssen auf die Partner Rücksicht nehmen und 
haben das getan; doch die Rücksichtnahme darf auf 
die Dauer keine Einbahnstraße sein. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich bin sicher: auch da sind wir mit Bundesminister 
Ertl voll einig. 

(Bewerunge [CDU/CSU]: Nein, der hat das 
noch nicht begriffen!) 

Meine Damen und Herren, die Europäische Ge-
meinschaft ist durch diesen Kompromiß für das 
Jahr 1975 gerettet worden. Neue Belastungen treten 
in diesen Tagen auf, stehen vor der Tür. Das Referen-
dum in England wird ein weiterer Prüfstein sein. 
Auch die europäische Agrardebatte wird nicht zu 
Ende sein, sie wird fortgeführt werden. Zwei The-
men stehen auf der Tagesordnung. Die Fragen der 
Beihilfen stehen in engem Zusammenhang mit dem 
Thema Bestandsaufnahme. Beide Themen liegen im 
Interesse der Bundesrepublik, sind keine leichten 
Themen, sehr komplex und äußerst schwierig. 

Allein am Beihilfeproblem kann man sich die 
Zähne ausbrechen. Schon allein die Klärung der 
grundsätzlichen Seite der Artikel 92 und 93, der 
Erfassung der Wirkung und Wertung, der Auf-
listung der Beihilfen kann zu kaum überbrückbaren 
Standpunkten führen. Die Wissenschaft könnte uns 
dabei vielleicht ein bißchen helfen. Ich hoffe nur, 
daß sich der Rat aufrafft, die Beihilfefragen zu klä-
ren. Mir scheint das eine Existenzfrage der Gemein-
schaft zu sein. Man muß sie in den Griff kriegen, 
man muß zu koordinieren versuchen, und den Rah-
men für weitere Beihilfen abstecken, ohne die man 
auch in Zukunft nicht auskommen kann. 

Die Bestandsaufnahme ist auch auf Wunsch der 
Bundesregierung beschlossen worden. Ihre Bedeu-
tung wird leider — ich unterstreiche das: leider   
bei den übrigen Partnern nicht gleich hoch einge-
schätzt. Die Bundesregierung hat ihren Beitrag ab-
geliefert. Darin wird unter anderem die Bedeutung 
einer vernünftigen Agrarmarktpolitik mit Recht in 
den Vordergrund gestellt. Die Marktungleichge-
wichte struktureller Art machen uns das Leben 
sauer. 

Ich möchte dem Deutschen Bauernverband aus-
drücklich meine Anerkennung dafür aussprechen, 
daß er eine erste diskussionswürdige Grundlage und 
entsprechende Vorschläge unterbreitet hat. Es ist 
ein Novum — wir erkennen das ausdrücklich an — , 
daß in der Landwirtschaft eine Bereitschaft besteht, 
darüber zu reden und Marktungleichgewichte struk-
tureller Art überhaupt anzuerkennen. Ich möchte 
sogar meinen, daß dieses Thema nicht nur im Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
sondern auch in anderen Ausschüssen behandelt 

werden muß, um der Regierung eine Hilfestellung 
zu geben. 

Meine Damen und Herren, wie auch immer die 
Beschreibung europäischen Agrarmarkts aussehen 
wird, sie ist keinen Pfifferling wert, wenn die Dis-
kussionen darüber nicht von dem Willen begleitet 
werden, zu verändern, zu verbessern und manches 
sogar zu erneuern. Nach den letzten Brüsseler Be-
schlüssen ist wenig Spielraum für weitere Kompro-
misse geblieben, die geeignet sind, den Agrarmarkt 
zu retten oder den Schein der Gemeinsamkeit zu 
wahren. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Die Variationsmöglichkeiten stoßen auf Grenzen. 
Will man die Gemeinschaft retten, muß man sie auf 
die solide Basis zurückführen, die uns die Römi-
schen Verträge bieten. Gelingt dies nicht, meine 
Damen und Herren, dann werden Europas leere Kas-
sen die Probleme lösen: dann wird diese Gemein-
schaft auseinanderbrechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gallus. 

Gallus (FDP) : Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zunächst einmal auf den 
Zwischenruf unseres Kollegen Kiechle eingehen, die 
Preisbeschlüsse würden die Verbraucher belasten 
und den Bauern nichts geben. 

(Kiechle [CDU/CSU] : So ist es!) 

— Ich bin der Auffassung, Herr Kollege Kiechle, 
daß dieser Zynismus, den Sie damit an den Tag 
legen, nicht mehr überboten werden kann. Sie 
sitzen hinsichtlich dieser Frage im Glashaus; ich 
komme darauf noch zu sprechen. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Fragen Sie mal 
die Bauern, wer im Glashaus sitzt!) 

Aber ich frage Sie: Wenn das so ist, wer bekommt 
das dann eigentlich? Der Zwischenhandel vielleicht? 
Der Händler? 

(Kiechle [CDU/CSU] : Die Inflation!) 

— Darauf komme ich noch zu sprechen. — Ist das 
Ihre Mittelstandspolitik? 

(Kiechle [CDU/CSU] : Die Inflation frißt 
mehr, als die Bauern kriegen! Die haben 
Sie zu verantworten! Das haben Sie nur 

noch nicht begriffen!) 

Der Herr Kollege Ritz hat sich zu Beginn seiner 
Ausführungen auf das Pflaster der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik begeben, indem er gesagt hat, 
dieser Teufelskreis von Inflation und Stagnation sei 
deprimierend 

(Kiechle [CDU/CSU] : So ist es!) 

und mache die ganze deutsche Wirtschaft — so 
gewissermaßen — kaputt und die Landwirtschaft 
gleich zweimal. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Ist das Ihr ganzes Evan

-

gelium?) 
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Das ist doch die Konsequenz, die man aus solchen 
Äußerungen ziehen muß. Herr Kollege Ritz, ich 
kann nur sagen: Die große Gefahr bei Ihnen 
ist, daß Sie selber glauben, was Sie sagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — La-
chen bei der CDU/CSU — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU] : Tun Sie das nicht? Was sind 

Sie denn für einer?) 

Wenn man sich vergegenwärtigt, daß die OPEC- 
Länder heute angesichts der schwindenden Kauf-
kraft des Dollars fordern, die Zahlungen für ihr 
Öl in Zukunft in D-Mark zu begleichen, dann ist 
das doch der schlagende Beweis dafür, daß sich 
unsere Wirtschaftspolitik auf dem richtigen Weg 
befindet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU: Na! Na!) 

Sie können die Zusammenhänge zwischen Agrar-
politik und Wirtschaftspolitik einfach nicht bestrei-
ten. 

Lassen Sie mich, bevor ich zum Grünen Bericht 
und zu den Agrarpreisbeschlüssen komme, doch 
auch noch einmal etwas in die Vergangenheit zu-
rückblenden. Herr Bewerunge — leider ist er nicht 
mehr hier  — 

(Dr.  Ritz [CDU/CSU] : Er kommt sofort wieder!) 

hat hier in der Debatte den Zwischenruf gemacht: 
Es muß eine gute Agrarpolitik gemacht werden. 
Hier darf man doch einmal fragen: Welch „gute" 
Agrarpolitik haben Sie zu der Zeit betrieben, als 
Sie die Verantwortung fur diese Agrarpolitik ge-
tragen haben? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Herr Bewerunge — wenn ich das vortrage, so ist 
das sicher sehr sachlich — hat in der Agrardebatte 
am 26. September 1974 selbst wörtlich erklärt: 

Da sitzt unser damaliger Landwirtschaftsmini-
ster Höcherl. Er hat mir oft aus Kabinettssit-
zungen berichtet. Auch damals wollten wir 
Preiserhöhungen haben. Nicht einmal hat ein 
Minister der SPD Ja zu Preiserhöhungen gesagt, 
weil das nicht in Ihr Bild paßt, meine Damen 
und Herren. 

Das ist doch das Eingeständnis, daß Sie in der 
Agrarpolitik zu einer Zeit, als Sie die Verantwor-
tung getragen haben, in der Tat nichts erreicht ha-
ben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, Ihrem Koalitionspartner gegenüber. — Das 
muß ich einmal in aller Deutlichkeit sagen. Anders 
kann diese Aussage nicht gewertet werden. 

Allerdings muß ich Ihnen, Herr Kollege Ritz, ein 
Kompliment machen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Ich weiß nicht, ob ich 
darauf stolz sein soll!) 

Sie haben heute in Ihren Ausführungen sehr stark 
zurückgesteckt gegenüber dem, was in Ihren Presse-
erklärungen zu lesen war, wo schwarz in schwarz 
gemalt worden ist, sowohl hinsichtlich der Preisbe

-

schlüsse wie auch des Grünen Berichts. Ihre Aus

-

führungen hier sind wesentlich zurückhaltender ge-
wesen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Lesen Sie das mal gut 
nach!) 

Die Pressemeldungen werden von Ihren Partei-
freunden draußen in den Bauernversammlungen ver-
lesen; das erlebe ich zur Zeit jeden Tag. Sie halten 
es also mit dem Motto: 

(Lemmrich [CDU/CSU] : Wann arbeiten Sie 
denn hier in Bonn?) 

Draußen den Krach, und hier haben Sie keine Alter-
native zu bieten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist die Feststellung, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, die wir auf Grund Ihrer Ausführun-
gen hier machen müssen. 

Und nun zum Grünen Bericht. Ich stelle hier fest 
— wie es der Herr Minister getan hat und wie wir es 
alle tun, die wir im Namen dieser Koalitionsfrak-
tionen sprechen —, daß das Wirtschaftsjahr 1973/74 
nicht gut war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schlecht!) 

Da gibt es doch gar keinen Streit! 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Früher gab es Streit!) 

— Ich habe mich darüber noch nie gestritten, Herr 
Kollege Ritz! Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
hat eben auch vor der Landwirtschaft nicht halt ge-
macht; ich meine hier die Entwicklung der Kosten-
seite. 

(Susset [CDU/CSU] : Aber das war im letz

-

ten Jahr schon so!) 

— Nein, Herr Kollege Susset, hier muß ich Ihnen 
sagen, daß hochstehende Wirtschaftsexperten zu 
Beginn der Ölkrise kaum vorausgesehen haben, 
welche Konsequenzen das auf die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung haben würde; auch Sie nicht! 

(Susset [CDU/CSU] : Aber im März 1974 
war doch die Ölkrise schon da!) 

Wir sollten uns darüber überhaupt nicht streiten. 

Tatsache ist, daß die Agrarpolitik, die heute von 
uns in dieser Regierung mit unserem Bundesland-
wirtschaftsminister Ertl betrieben wird, folgendes 
vorweisen kann: Wir hatten in den letzten fünf Jah-
ren im Schnitt eine kontinuierliche Einkommens-
steigerung der Landwirtschaft von 10,4 %. Weil das 
so ist und weil auch in der Landwirtschaft eben die 
Gesamtentwicklung nicht nach einem Jahr bewertet 
werden kann, können wir auch, so glaube ich, von 
Ihnen Fairneß bei der Beurteilung der landwirt-
schaftlichen Situation während des letzten Wirt-
schaftsjahres erwarten; Sie sollten deshalb die 
Dinge hier nicht weiter schwarz in schwarz malen. 
Denn draußen urteilen die Bauern, wenn ich das 
auf Grund der vielen Versammlungen, die ich zur 
Zeit abhalte, richtig bewerte, völlig anders. 

Eines steht aber unumstritten fest: daß die Bauern 
hohe Anerkennung für die Leistungen, die sie im 
vergangenen Wirtschaftsjahr erbracht haben, ver- 
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dienen. Sie haben einen großen Beitrag zur Stabili-
tät geleistet; aber ich füge als Realist in der Politik 
hinzu: das haben sie selbstverständlich nicht frei-
willig getan. 

Dieser Beitrag zur Stabilität resultiert daraus, daß 
die Märkte — weil die Verbraucher zurückhalten-
der waren — nicht mehr das hergegeben haben, 
was dort in den vorhergehenden Jahren zu erzielen 
war. 

(Eigen [CDU/CSU] : Wegen der Arbeits-
losigkeit!) 

Es ist einfach eine nüchterne Realität, daß wir im 
Jahre 1973 — das hat mit den Arbeitslosen im 
Augenblick gar nichts zu tun — einen Rückgang des 
Fleischverbrauchs von 1,6 kg pro Kopf der Bevölke-
rung hatten, während wir vorher anderthalb Jahr-
zehnte lang einen Zuwachs im Fleischkonsum von 
2 kg im Jahr gehabt hatten. Das mußte sich im Er-
gebnis der gesamten Landwirtschaft niederschlagen. 
Warum war das so? Weil die Menschen begonnen 
haben, zu sparen, und zwar genau bei den hochwer-
tigen Nahrungsmitteln. 

Herr Kollege Ritz, ich gestehe Ihnen sehr viel 
Sachkenntnis zu; aber eines können Sie mir nicht 
bestreiten — und ich komme noch auf einige Dinge 
im Zusammenhang mit der Milchwirtschaft zu spre-
chen —: daß die Probleme hier viel größer sind, als 
Sie geglaubt haben. Sie haben versucht, in einer kurz 
dargestellten Agrarphilosophie die Dinge überspie-
len zu können. Die Verhältnisse auf den Märkten, in 
der Agrarwirtschaft, beim Preis, der an den Märk-
ten im Zusammenhang mit den Interventions-
preisen noch erzielt werden kann, sind sehr viel 
ernster und schwieriger, als Sie hier bis jetzt zuge-
geben haben. Aber darauf komme ich noch zu spre-
chen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Null-Wachs-
tum!) 

Ich mache mir keine Illusionen darüber, daß un-
ser Bundeslandwirtschaftsminister Ertl bei den 
Preisverhandlungen in Brüssel eine sehr schwere 
Situation vorgefunden hat. Es ist eben eine Tat-
sache, daß die unterschiedlichen Inflationsraten die 
Kosten in der EWG bestimmt haben. Wenn man Sie 
hört, dann könnte man zu der Überzeugung kom-
men, wir hätten die hohen Inflationsraten und nicht 
die anderen. Wir haben doch die niedrigsten, und 
die anderen haben die hohen Inflationsraten. 
Auch insofern haben wir gesamtwirtschaftlich hier 
etwas vorzuweisen. Ich sage Ihnen, wir schulden 
unserem Bundeslandwirtschaftsminister Ertl Dank 
dafür, daß angesichts des Auseinanderlaufens der 
Kosten überhaupt ein Kompromiß zustande gekom-
men ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Herr Kollege Schmidt (Gellersen) hat das hier 
im Detail in aller Klarheit dargestellt, und dem 
möchte ich mich anschließen. 

Ich möchte aber auch einmal die Frage an Sie 
richten, Herr Kollege Ritz — die gleiche Frage war 
in der „Frankfurter Allgemeinen" zu lesen; darum 
geht es nämlich —: Ist der Kompromiß tragbar, 

oder ist er, wie Sie gesagt haben, die schlechteste 
aller nur denkbaren Lösungen? Der Wirtschafts-
experte der „Frankfurter Allgemeinen", Götz, 
kommt zu der Überzeugung, daß er tragbar ist. Ich 
sage Ihnen: Sie stellen sich mit Ihren Äußerungen 
und Ihren Presseerklärungen gegenüber allen wirt-
schaftlich vernünftig denkenden Menschen in der 
Bundesrepublik über die Agrarpolitiker hinaus ins 
Abseits. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie stellen sich ins Abseits, glauben Sie mir. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das ist jetzt Gesund

-

beterei!) 

Sie stellen sich auch gegenüber der maßvollen 
Kritik ins Abseits, die der Deutsche Bauernverband 
hier geübt hat. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Das hören die jetzt 
gern!) 

— Ich kann hier nur sagen, Gott sei Dank sitzen 
im Präsidium des Deutschen Bauernverbandes nicht 
so viele Männer, die wie Sie, Herr Eigen, versuchen, 
Agrarpolitik zu treiben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Dann haben Sie auch 
nationale Maßnahmen gefordert, ja?) 

Ich muß dem Präsidium des Deutschen Bauernver-
bandes bestätigen — wenn Sie es schriftlich haben 
wollen, gebe ich es Ihnen auch schriftlich —, daß 
gerade Ihre Auffassungen dort keinen Anklang ge-
funden haben. Ich muß Ihnen das auch einmal von 
dieser Stelle aus sagen. 

(Eigen [CDU/CSU] : Woher wissen Sie denn 
das, lieber Herr Gallus?) 

— Ich weiß das, weil ich manchmal mehr weiß, als 
Sie denken. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Eigen [CDU/ 
CSU] : Unvorstellbar!) 

Ich kann es Ihnen schriftlich geben, daß Ihre Agrar-
politik — alles oder nichts, mit dem Kopf durch die 
Wand — bis jetzt keinen Anklang beim Präsidium 
des Deutschen Bauernverbandes gefunden hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Ritz? 

Dr. Ritz (CDU/CSU): Auf eine hatten wir uns ja 
geeinigt, Herr Kollege, und deshalb jetzt diese eine 
Zwischenfrage. 

Gallus (FDP) : Die steht Ihnen zu. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Sind Sie, da Sie vom Prä-
sidium des Bauernverbandes sprechen, nicht mit mir 
der Meinung, daß gerade die Beschlüsse im Rah-
men der Beihilferegelung jetzt dazu geführt haben, 
daß der Bauernverband sagt: Die Bundesregierung 
muß nun auch national helfen? Ich verweise auf eine 
entsprechende Pressemeldung vom 26. Das war vor-
gestern. Was gedenken Sie konkret zu tun, und wie 
wollen Sie diese Frage beantworten? 
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(Heiterkeit) 

und zwar dahin, daß ich es erstens dem Deutschen 
Bauernverband noch nie verübelt habe, wenn er 
entsprechende Forderungen stellte. 

(Eigen [CDU/CSU] : Ach nee! — Kroll-Schlü-
ter [CDU/CSU] : Aber uns! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

— Moment! — Zweitens bin ich der Auffassung, 
daß man diese Forderung des Deutschen Bauern-
verbandes genau abwägen muß. Man muß die Ver-
hältnisse, die bei uns herrschen — das, was jetzt 
bei uns mit der Mehrwertsteuer geschehen ist und 
was in diesem Zusammenhang alles von Bedeutung 
ist —, mit dem in Frankreich geltenden Agrarsteuer-
system, der Beihilfegewährung usw. vergleichen. 
Erst nach dieser Prüfung sollte man sich fragen, 
ob das, was im Augenblick gefordert wird, klug ist. 
Mehr möchte ich dazu nicht gesagt haben, weil ich 
nämlich — Herr Kollege Ritz, hören Sie gut zu; ich 
bin noch bei der Erklärung — auf Grund meiner 
allgemeinen agrarpolitischen Kenntnisse glaube, daß 
die große Gefahr besteht, daß hier der Schuß unter 
Umständen nach hinten losgehen könnte. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Dann sind Sie gefähr-
det, Frau Präsidentin! — Heiterkeit) 

Aber, meine Damen und Herren, eines haben wir 
bis jetzt noch nicht fertiggebracht, nämlich den 
Bauern höhere Preise zu versprechen bzw. so zu 
tun, als ob man sie herbeizaubern könnte. Der 
Frau Wex wird das aber alles für die Verbraucher 
viel zu teuer. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Frau 
Wex hat völlig recht!) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wenn man im Laufe der Jahre Ihre Aussagen zur 
Agrarpolitik und zur Verbraucherpolitik aufmerk-
sam verfolgt hat, sieht man eine lange Kette von 
Widersprüchen. Ich darf einmal vortragen, wie ich 
das hier miterlebt habe. Zum ersten ist Ihr Wider-
stand im Finanzausschuß bei der Abschaffung der 
Verlustübertragung bei der gewerblichen Veredlung 
zu nennen. Das habe ich Ende 1970, Anfang 1971 per-
sönlich miterlebt. 

Der zweite Sündenfall folgte auf den Fuß: Eine 
Kollegin aus Ihren Reihen hat, obwohl sie genau 
wissen mußte, in welch schwieriger Situation die 
deutsche Milchwirtschaft 1969/70 war und daß die 
Probleme nur über eine Anhebung des Trinkmilch-
preises gelöst werden konnten, die Bundesregierung 
damals aufgefordert, etwas gegen die Erhöhung des 
Trinkmilchpreises zu unternehmen. Das als zweites 
Beispiel. 

Im dritten Fall gingen die Dinge dann mehr in 
Richtung auf das Eigentum. Da ist uns die CSU in 
Bayern dann mit beiden Füßen ins Kreuz gesprun-
gen. Mehr möchte ich dazu nicht sagen. 

Ein viertes Beispiel. Vor einem Jahr hat es einen 
Landtagsabgeordneten der CDU in Stuttgart gege-
ben, der in der „Eßlinger Zeitung" verkündet hat, 
wenn dieser Landwirtschaftsminister Ertl in Brüs

-

sel keine so hohen Preise aushandelte, wären auch I 
die Nahrungsmittel nicht so teuer. Den Gipfel 
in dieser Entwicklung stellen vorläufig die Aus-
sagen von Frau Wex dar. Herr Kollege Ritz, wir 
zwei sind uns im Grunde vielleicht einig. Ihre Bein-
waschung der Frau Kollegin Wex in dieser Hinsicht 
nehme ich Ihnen allerdings nicht ab. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Frau 
Wex hat doch recht! — Dr. Ritz [CDU/CSU] : 
Dann nehmen Sie das nicht ab, was der 

Herr Minister gesagt hat!) 

Ich sage Ihnen zu der Preisgestaltung in Brüs-
sel, daß dieser Kompromiß nach Auffassung der 
Freien Demokraten für alle Seiten tragbar ist. Das 
gilt erstens in bezug auf die Landwirtschaft und 
die Entwicklung der Kosten in der Landwirtschaft, 
wenn man hier, wie Sie es auch getan haben, 1 % 
Mehrwertsteuer, die Investitionszulage und die so-
zialen Leistungen mit einbezieht. Es gilt zweitens in 
bezug auf die Verbraucher, auf die auf Grund der 
Brüsseler Beschlüsse eine Steigerung der Lebens-
haltungskosten von 0,5 bis 0,6 % zukommt. Wir 
Freien Demokraten sagen: Wenn man den Bauern 
etwas geben will, muß der Verbraucher bereit sein, 
auf der anderen Seite etwas zuzulegen, denn nur 
dann wird die kontinuierliche Sicherung der Versor-
gung der Verbraucher auch gewährleistet sein, Das 
haben die Verbraucher in der Zwischenzeit begrif-
fen. Zum dritten paßt dieser Kompromiß nahtlos in 
die gesamtwirtschaftlichen Überlegungen hinein, 
nämlich in der Bundesrepublik einen Aufschwung in 
Stabilität herbeizuführen. 

Ich möchte freilich nicht bestreiten, daß natürlich 
auch wir eine gewisse Kritik am Gesamtbeschluß an-
zumelden haben. 

(Lemmrich [CDU/CSU] : Na so etwas! Gibt 
es das?) 

Wir haben es nicht gern gesehen — auch Bundes-
minister Ertl hat es nicht gern gesehen —, daß der 
Kompromiß die Tatsache der Kuhprämie in Frank-
reich beinhaltet. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Die Kälberprämie in 
Italien!) 

— Die Kälberprämie in Italien ist, wenn ich das 
richtig sehe, gar nicht so schlecht. Man muß hier 
die Situation in der italienischen Landwirtschaft ein-
mal etwas genauer betrachten. Ich möchte gegen 
diese Prämie gar nichts sagen, denn die Italiener 
sind doch auch Europäer, die an der Gesamtentwick-
lung partizipieren wollen. Herr Kollege Kiechle, die 
Italiener haben die höchsten Nahrungsmittelpreise 
in der EWG zu zahlen. Daran sollten wir ehrlicher-
weise auch denken, wenn wir über diese Prämie 
sprechen, zumal wir ja gesamtpolitisch das gemein-
same Europa anstreben. 

Ich bin der Meinung, die Frage lautete primär 
nicht: Prämien, ja oder nein?, sondern: Kompromiß, 
ja oder nein? Schließlich sollte die Gesamtentwick-
lung in der Europäischen Gemeinschaft nicht in 
Frage gestellt werden. 

Erlauben Sie mir, daß ich in diesem Zusammen-
hang jetzt ein paar ganz konkrete Beispiele anführe, 
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und zwar deswegen, weil hier immer so getan wird, 
als ob das alles nichts sei. Ich möchte mich hier 
einmal an Hand einiger Beispiele mit den Preisen 
auseinandersetzen. Ich beziehe mich zunächst auf 
den Brotgetreidepreis. Tatsache ist, daß der Inter-
ventionspreis in der Großhandelsstufe jetzt auf 
45 DM pro Doppelzentner festgelegt ist. Machen wir 
nun einmal die Rechnung im einzelnen auf: Für die 
Erfassung zur Großhandelsstufe gehen im Schnitt 
3,7 DM ab. Dann sind wir bei 41,3 DM angelangt. 
Nun kommen wieder 9 % Mehrwertsteuer plus 3,7 
DM hinzu, so daß der Interventionspreis plus Mehr-
wertsteuer pro Doppelzentner Weizen nach der 
nächsten Ernte 45 DM beträgt. 

Jetzt sage ich Ihnen eines. Der Weltmarktpreis 
für Brotgetreide ist vor und nach Weihnachten 
unter den Interventionspreis gefallen, wie auch der 
Herr Minister hier gesagt hat. In diesem Zusammen-
hang möchte ich sagen, daß ich jene Märchen vom 
Hunger in der Welt, die bei großen Konferenzen 
vorgebracht werden, nicht alle glaube. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen: Wenn das so ist, werden wir Mühe 
haben, — — 

(Kiechle [CDU/CSU] Verhungern da Men-
schen oder nicht? Sind das Märchen, oder 

was ist da los?) 

— Ich muß mich insofern korrigieren: Märchen in 
bezug auf die Lösung der Agrarprobleme Europas. 

(Kiechle [CDU /CSU]: Da sieht man, wie 
oberflächlich Sie argumentieren!) 

Wir werden Mühe haben, diesen Interventions-
preis mit 45 DM je Doppelzentner Weizen nach der 
nächsten Ernte am Markt zu erzielen. Wir werden 
danach darüber sprechen. 

Aber es geht ja weiter. Wir haben Interventions-
preise bei Rindern. Welche Schwierigkeiten hat es 
bisher schon gemacht, den Interventionspreis über-
haupt zu erzielen! Das war nur durch Aufwendung 
erheblicher Mittel für die Intervention und durch 
die vorübergehende Aufnahme in die entsprechen-
den Läger möglich. Das sind doch die Realitäten. 

Aber ganz schlimm wird es natürlich, wenn man 
den Interventionspreis und den Richtpreis bei Milch 
betrachtet. Das sind nämlich ab 3. März 1975 
53,39 DM, ab 16. September 55,79 DM. Ich kann 
Ihnen sagen: Hier steht die deutsche Milchwirtschaft 
vor dem größten Problem aller Zeiten. Tatsache ist, 
daß sich die Dinge umgedreht haben. Die Markt-
molkereien — das können Sie mir nicht anders dar-
legen — sind nicht mehr in der Lage, auf dem Markt 
das zu erwirtschaften, was die Richtpreise aus-
machen. Ich kann Ihnen hier Beispiele geben. 

Wir haben bei einem großen Milchwerk im Okto-
ber den Trinkmilchpreis nochmals um 5 % erhöht — 
mit dem Erfolg, daß der Trinkmilchverbrauch im letz-
ten Vierteljahr 1974 so stark zurückgegangen ist, 
daß wir diese Erhöhung, gesamtwirtschaftlich ge-
rechnet, hätten bleiben lassen können, weil die 
überschüssigen Milchmengen einer viel schlechteren 
Verwertung haben zugeführt werden müssen. Ge-

stern war ich bei einer Versammlung hier im We-
sterwald. Das gleiche Problem: Milchzentrale Ko-
blenz, Milchzentrale Hildesheim. Die eine eine reine 
Interventionsmolkerei. Dort kann man mehr be-
zahlen als bei der Molkerei in Koblenz. Das wurde 
mir gestern abend vorgetragen. 

(Eigen [CDU/CSU] : Die Kostensteigerung 
im Dienstleistungsbereich!) 

— Das hat mit Kosten wenig zu tun, Herr Eigen. 
Das hat damit etwas zu tun, daß der Verbraucher 
nicht mehr bereit ist, am Markt für jeden Becher 
Joghurt — um hier einmal von ganz konkreten 
Tatsachen zu reden; 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

leider muß man sagen, daß man Agrarpolitik eben 
nicht mit Illusionen machen kann, wie Sie sie den 
Bauern vorgaukeln — mehr als 60 Pf zu bezahlen. 
Die andere Tatsache ist, daß die Trinkmilch als 
Getränk heute in Konkurrenz zu Fruchtsäften ge-
treten ist. Genau daher rührt der Rückgang des 
Trinkmilchverbrauchs. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Und dann 
noch die Konkurrenz untereinander!) 

— Das kommt noch hinzu. 

Ich bin allerdings der Auffassung: Während wir 
früher Ausgleichsbeträge in der Milchwirtschaft zwi-
schen Trinkmilchgebieten und Werkmilchgebieten 
gezahlt haben, ist es jetzt hoch an der Zeit, Aus-
gleichsbeträge zwischen Interventionsmolkereien 
und Marktmolkereien zu fordern. Denn sonst kön-
nen Sie diesen Zwiespalt in der deutschen Milch-
wirtschaft nicht mehr lösen. 

Ich bin mit der Erhöhung des Getreidepreises zu-
frieden, weil sie gleichzeitig auch eine Abbremsung 
der Veredelungsproduktion mit sich bringen wird. 
Derjenige Landwirt, der einen hohen Anteil an 
pflanzlichen Produkten, an Getreide selber produ-
ziert und auch veredelt, kommt in Vorsprung gegen-
über den Landwirten, die nur zusätzliche Verede-
lung betreiben. Wenn wir die Gesamtsituation be-
trachten, müssen wir, glaube ich, je länger je mehr 
auf diese Karte setzen, weil es im Augenblick nicht 
so aussieht, als ob wir mit den Überschüssen leicht 
fertig werden könnten. 

Ich halte die Prämiengewährung, die jetzt in den 
nächsten zwei Monaten für Rinder noch beschlossen 
worden ist, für sehr gut; wäre sie nicht beschlossen 
worden, hätten wir einen großen Einbruch am Rin-
dermarkt bekommen. Auch das muß man einmal 
richtig werten und bewerten. Inwieweit nun die 
zukünftige Prämiengewährung von 28 Rechnungsein-
heiten ab 1. Mai eine direkte Einkommensübertra-
gung oder einen Ausgleich in bezug auf Intervention 
darstellt, das muß die Zukunft beweisen. Ich habe 
hier schon gesagt, wir sind nicht mit allem einver-
standen. Die Kuhprämie in Frankreich ist für uns 
mit einem Fragezeichen versehen. Wir können nur 
hoffen und wünschen, daß diese Dinge auf Dauer 
gesehen — und unser Bundeslandwirtschaftsminister 
hat das in gleicher Weise angesprochen — wieder 
eine Bereinigung erfahren. Ich glaube auch, daß es 
hierfür höchste Zeit ist. 
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Ich möchte aber in diesem Zusammenhang auch 

einmal ein Wort über das folgende verlieren. Wenn 
man die Zusammenhänge der europäischen Agrar-
politik richtig wertet, muß man einfach feststellen, 
daß man allzu lange — vielleicht von seiten ande-
rer Partner in der EWG — nicht einsehen wollte, 
daß die großen gesellschaftspolitischen Probleme 
Europas über Agrarpreispolitik nicht zu lösen sind, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Wer 
sagt das denn?) 

sondern daß an diese Stelle Infrastrukturpolitik 
treten muß. Insofern ist nach meiner Auffassung die 
Dotierung des Regionalfonds etwas zu spät gekom-
men. Nur auf diesem Wege wird es möglich sein, 
auch den Menschen in den schwierigen Gebieten 
Europas zu entsprechenden Einkommen zu verhel-
fen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
hat Herr Ritz doch eben gesagt! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: Sagen Sie das 

Apel! 	Das ist toll, was Sie da sagen!) 

Lassen Sie mich ein paar Worte zum Grenzaus-
gleich verlieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die verlieren Sie 
laufend!) 

Hier können wir nur eines feststellen: daß wir 
Bundesminister Ertl für seinen Einsatz für die Erhal-
tung des Grenzausgleichs Dank aussprechen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dieser Grenzausgleich ist als System erhalten wor-
den ,  und wenn ich hei Ihnen, Herr Kollege Ritz, 
richtig hingehört habe, wollen Sie ihn nur mehr als 
Institut erhalten wissen. Sie haben sich in dieser 
Frage gegenüber der Lage vor zwei Wochen etwas 
revidiert. Ich sage Ihnen, der Grenzausgleich ist als 
System erhalten worden, und wir sind der Auffas-
sung, daß in der jetzigen modifizierten Form die 
absoluten Beträge nicht geschmälert werden und 
daß der Puffer ausreicht, um die Währungsunter-
schiede auszugleichen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das ist unsere Auffassung in bezug auf den Grenz-
ausgleich. Und ich bin der Meinung, man sollte diese 
Frage nicht in der Weise diskutieren, wie das ge-
schieht, als sei nämlich wegen dieser Modifizierung 
des Grenzausgleichs das Ganze schlecht. 

Ganz im Gegenteil, es gibt namhafte — nam-
hafte! — Wirtschaftswissenschaftler, die auch agrar-
politisch sehr stark engagiert sind, und ich hoffe nur, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie verstehen 
das wieder nicht!) 

daß jeder von Ihnen in der vorletzten Ausgabe von 
„Agra"-Europe" den Artikel des Geschäftsführers 
des Milchindustrie-Verbandes Dr. Nienhaus gelesen 
hat. Er weist sogar nach, daß der Grenzausgleich 
natürlich auch gewisse negative Folgen in bezug auf 
die Milchwirtschaft bei uns gezeitigt hat, daß wir 
nämlich heute in den einzelnen Ländern prozentual 
mehr für die Intervention produzieren und die Ge-
fahr besteht, daß Frankreich, weil sich seine Markt

-

situation günstiger gestaltet, auf Umwegen über 
große französische Firmen bei uns nun den Frisch-
produktenmarkt in die Finger bekommt. Meine 
Damen und Herren, haben Sie denn noch nicht be-
merkt, daß uns, wenn Sie auf der einen Seite nur 
für das Absolute kämpfen, auf der anderen Seite 
ganz gewichtige Marktanteile verlorengehen kön-
nen? Ich empfehle Ihnen wirklich, diesen Aufsatz 
von Dr. Nienhaus zu lesen und agrarpolitisch die 
Konsequenzen daraus zu ziehen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Dann müssen wir aber 
alle ziehen! Da gibt es auch andere Konse

-

quenzen! — Zuruf von CDU/CSU: Da muß 
die Regierung einmal Vorschläge unter

-

breiten!) 

Ich meine, daß wir alles in allem mit dem Gesamt-
komplex — Preisfestsetzungen und Grenzaus-
gleich — zufrieden sein können. — Nun, auf die 
Vorschläge komme ich noch zu sprechen. 

Eines allerdings möchte ich noch sagen. Ich hoffe, 
daß Sie die Vorschläge von Herrn Nienhaus dazu, 
wie die milchwirtschaftliche Situation zu bereinigen 
sei, schon zur Kenntnis genommen haben. Sie gip-
feln nämlich in dem Vorschlag, eine Million Milch-
kühe in der EWG abzuschlachten, weil er im Augen-
blick gar keinen anderen Ausweg sieht. Allerdings 
würde ich da hinzufügen: Wenn uns etwas Derarti-
ges bevorstehen sollte, dann nur im Rahmen einer 
Quotenregelung, wo das dann jeder zum gleichen 
Prozentsatz tut. - Dr. Nienhaus allerdings kommt 
konsequent zu dieser Auffassung. 

Wir sollten uns die Fragen der Marktanpassung 
nochmal deutlich vergegenwärtigen. Ich bin der Auf-
fassung, daß hier die Erläuterung der Bundesregie-
rung richtig ist, nach der dieses Problem bisher in 
der EWG noch nicht gelöst werden konnte. Wir 
haben ein System von Marktordnungen, das das 
Einkommen der Landwirtschaft aus den Erlösen am 
Markt sichern soll. Ich sage Ihnen aber: wenn wir 
das Problem der Marktanpassung nicht in den Griff 
bekommen, wird für die Zukunft das ganze System 
fraglich werden. 

Wenn man sich nun einmal bei maßgebenden Leu-
ten umhört, die sich theoretisch mit diesen Ge-
danken befassen, stellt man folgendes fest. Da ist 
uns gestern eine Darstellung von Professor Preu-
schen auf den Tisch geflattert in bezug auf „Agrar-
politik zwischen Wunschdenken und Tatsachen", 
der von der Tatsache ausgeht, daß die Ertrags-
zuwächse in der europäischen Landwirtschaft in der 
Zukunft stagnieren werden. Das ist die eine Seite. 

Dann kommt ein neues Buch auf den Markt 
„Europas grüne Zukunft", von Dr. Günther Thiede 
aus Luxemburg. Dieser weist nach, daß wir in den 
nächsten 20 Jahren genauso wie in den letzten 
20 Jahren in der Agrarproduktion ganz enorme Zu-
wächse haben werden. 

Wenn wir in diese Überlegungen die Gedanken 
von Professor Nienhaus einbeziehen, dann muß ich 
sagen, daß bis jetzt überhaupt kein Konzept besteht, 
wie alles unter ein Dach zu bringen ist und vor allen 
Dingen auch — nun auf der anderen Seite — eine 
Lösungsmöglichkeit in Europa zu finden wäre. Das 
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wird schwer sein, wenn die Auffassungen in den 
einzelnen europäischen Staaten weiter so ausein-
anderstreben. 

Hier muß ich einmal an die COPA appellieren, an 
die Vereinigung der europäischen Bauernverbände. 
Sie wissen alle, wie sich der Vizepräsident des 
Deutschen Bauernverbandes, Herr Dobler, gerade 
um die Frage der Mengenregulierung bemüht. Er 
hat das Wort geprägt: Es gibt eine Mengenregulie-
rung entweder mit der Landwirtschaft oder gegen 
die Landwirtschaft. Ich muß Ihnen auch sagen: er 
wird mehr verlacht — auch von vielen Agrar-
politikern —, als daß versucht wird, diese Dinge mit 
Nachdruck zu betreiben. Aber nach Schopenhauer ist 
es immer so gewesen: jede gute Idee wird im An-
fangsstadium verlacht, in der zweiten Phase be-
kämpft und in der dritten Phase als Selbstverständ-
lichkeit angenommen. 

Aber die COPA hat die verdammte Aufgabe, sich 
in der Zukunft nicht nur auf den kleinsten Nenner 
gemeinsamer Preisforderungen an die Kommission 
zu einigen, sondern einmal etwas zu tun in der 
Frage, wieviel überhaupt in Europa produziert wer-
den soll. 

Ich nehme jetzt z. B. einen ganz anderen Bereich, 
die Schweinemastproduktion. Was hier in Europa auf 
uns zukommt mit immer größeren Ställen, mit 2 000, 
3 000, 4 000, 6 000, 8 000 Liegeplätzen — da bin ich 
dagegen. Wer den mittellandwirtschaftlichen Betrieb 
erhalten will, der muß in Europa für eine Begren-
zung der Schweinemastplätze auf 1 000 Liegeplätze 
eintreten. Solche Lösungen  müssen kommen. Sonst 
werden immer weniger Bauern die Chance haben, 
überhaupt noch im Markt bleiben zu können. 

Ich halte auch nicht für richtig, was der Vor-
sitzende der französischen Jungbauern kürzlich in 
der COPA erklärt hat — um auch hier einmal die 
Gegensätze zu zitieren —; Pierre Coanet heißt er. 
Da schreibt „Agra-Europe" : „Pierre Coanet, der Vor-
sitzende des Verbandes der französischen Jung-
bauern, rief zu Erzeugungsschlachten auf, um die 
Versorgung sicherzustellen." — Da kann man sich 
nur an den Kopf langen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Da lange ich mit!) 

Wenn ich dann gleich übergehe zu Ihrer Forderung, 
progressive marktwirtschaftliche Elemente zu schaf-
fen, um hier gegeneinander antreten zu können: hier 
bin ich schon eher dafür, das, was zum Teil gang und 
gäbe ist, abzubauen, als dafür die Waffen noch zu 
schärfen, um gegeneinander ins Feld zu ziehen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Einverstanden, wenn 
es geht!) 

— Gut, dann sind wir uns wenigstens an diesem 
Punkt einig. 

Aber nicht einig sind wir uns nach wie vor in be-
zug auf die Beurteilung des Hungers in der Welt. 
Wenn ich die Dinge richtig werte, dann kann ich nur 
noch einmal sagen: die Agrarprobleme in Europa 
werden nicht mit dem Hinweis auf den Hunger in 
der Welt gelöst werden können. Wenn ich das alles 
richtig werte, werden wir auf Grund der zum Teil 
hohen Weltmarktpreise, auf Grund der größeren  

Anbauflächen in Amerika höchstwahrscheinlich Zei-
ten entgegengehen, in denen wir genügend Brot-
getreide haben werden, wenn die Witterung keinen 
Strich durch die Rechnung macht, Zeiten, in denen 
wir in zunehmendem Maße Soja haben, weil die 
Brasilianer die Sojaanbaufläche ganz erheblich aus-
gedehnt haben. Im Augenblick gibt es auch wieder 
mehr Fische, seit wenigen Monaten, obwohl vor 
einem Jahr jeder schon geglaubt hat: Fische, da ist 
überhaupt nichts mehr drin. Fischmehl gibt es auch 
wieder bereits genügend. Die Eiweißlücke kann nach 
aller Voraussicht geschlossen werden. 

Es wird sehr schwer halten, in der Agrarpolitik  
nur mit Hinweisen zu arbeiten und nicht zu glauben, 
daß wir uns bemühen müssen, hier die Frage der 
Mengenregulierung in der Veredelungsproduktion 
ganz ernsthaft in Angriff zu nehmen. 

Ein Wort zur Wettbewerbsverzerrung. Ich halte 
die Reihenfolge, wie sie gewählt worden ist — erst 
die Preise festzulegen und danach über die Frage 
der Wettbewerbsverzerrungen in der EWG zu dis-
kutieren —, für richtig, sogar für sehr richtig. Ich 
bin allerdings der Auffassung, daß man, wenn man 
an eine Neuordnung der EWG-Agrarpolitik tatsäch-
lich herangeht, einmal die Frage prüfen muß, ob eine 
der Grundlagen, die man im EWG-Vertrag damals 
allseits anerkannt hat, nämlich die  finanzielle Soli-
darität bei der Beseitigung der Überschüsse, ob 
diese wichtigste Grundlage der EWG-Agrarpolitik 
überhaupt in dieser Form aufrechterhalten werden 
kann. Dabei werden wir wohl erkennen müssen, daß 
es sehr schwierig sein wird, gerade an dieser Grund-
lage eine Änderung herbeizuführen, weil das näm-
lich das Zugeständnis gewesen ist, das damals ge-
rade Sie, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, Frankreich gegenüber in den Verträgen er-
bracht haben; das muß man sehen. Die Franzosen 
haben mehrmals erklärt, daß sie nicht bereit sind, 
ohne weiteres von dieser Lösungsmöglichkeit abzu-
gehen. Das bedarf sehr zäher Verhandlungen, die 
nur in bezug auf die gesamtwirtschaftliche Weiter-
entwicklung Europas gesehen werden können. 

Wenn der europäische Agrarmarkt erhalten blei-
ben soll, muß die jetzt beginnende Diskussion über 
Wettbewerbsverzerrungen und Marktanpassungen 
zu konkreten Ergebnissen führen. Die Zeiten gehen 
zu Ende, in denen man die ungelösten Probleme wei-
ter vor sich herschieben kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Rede meines Kol-
legen Gallus — ich darf jetzt ja leider nicht mehr 
sagen: hochverehrten — zeichnete sich durch Länge, 
Polemik, wenig Sachgehalt und offensichtlich auch 
durch wenig Sachverstand aus. 

(Stahl [Kempen] [SPD] : Im Gegenteil, sie 
war vorzüglich!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Wer

-

tung meines Ansehens im Deutschen Bauernver- 
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band, die Herr Kollege Gallus von sich gegeben hat, 
ist eine schlichte Unverschämtheit. Das ist der Stil, 
der zwischen politischen Gegnern in diesem Hause 
nicht einreißen sollte. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sehr wahr! So ist es!) 

Deswegen werde ich auch zu den weiteren Ausfüh-
rungen des Herrn Gallus hier keine Aussagen mehr 
machen; es lohnt sich nicht. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Zu Ihren Ausführungen, Herr Dr. Schmidt (Geller

-

sen), darf ich folgendes anmerken. Sie sagten, Sie 
könnten mit Recht in Anspruch nehmen, daß Sie 
die gute Agrarpolitik der Christlich Demokratischen 
Union fortgeführt, ja sogar verbessert hätten. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD] 

Das hat er hier gesagt. Er hat in Anspruch ge-
nommen, daß er, aufbauend auf unsere gute Politik, 
noch eine bessere gemacht habe. 

Dazu, meine Damen und Herren, wenige Zahlen. 
Das Verhältnis der Indizes der landwirtschaftlichen 
Erzeugerpreise und der Einkaufspreise landwirt-
schaftlicher Betriebsmittel ist das entscheidende Kri-
terium dafür, ob das Preis-Kosten-Verhältnis stimmt. 
Ich greife nur einmal drei Länder heraus. Bundes-
republik Deutschland: 1969: 111,7, 1973: 95,3; 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Frankreich: 1969: 102, 1973: 104,8; Niederlande: 
1969: 104,9, 1973: 99,5.  

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist es!) 

Damit ist der klare Beweis erbracht, daß der Kauf

-

wert der Agrarprodukte in der Bundesrepublik wäh-
rend der Regierungszeit der FDP/SPD — diese Rei-
henfolge in diesem Fall deshalb, weil die FDP den 
zuständigen Minister stellt — an das Ende der Liste 
der Länder der Europäischen Gemeinschaft gerückt 
ist. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] und Dr. Mertes [Gerol-
stein] [CDU/CSU]: Genauso ist es!) 

Und da kann man wohl nicht von einer verbesser-
ten Fortführung einer guten Politik sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich gleich etwas zur Stellungnahme  
des Deutschen Bauernverbandes sagen. Ich habe 
hier schon die ganz schnell erstellte Stellungnahme 
zu der Rede von Bundesminister Ertl. Ich will sie 
hier nicht vorlesen, weil meine Zeit begrenzt ist. 
Aber sie straft alles Lügen, was hier von 
Ihnen, Herr Bundesminister, was von Ihnen, Herr 
Dr. Schmidt, und von Ihnen, Herr Gallus, zum 
Deutschen Bauernverband ausgesagt worden ist. 

Sie vergessen dabei eines: daß der Deutsche 
Bauernverband gefordert hat, daß das, was in Brüs-
sel nicht erreicht wurde, national ergänzt werden 
muß. Da liegt der Punkt. Sie wissen doch, wie Herr 
Möller seinerzeit den Haushalt von Dr. Strauß über-
nommen hat. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Wir werden im März über den Haushalt 1975 dis

-

kutieren, und dann werden wir feststellen, welche 

nationalen Möglichkeiten Sie haben, meine Damen 
und Herren von der Regierung. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Dann werden wir 
sehen, was ist! Genau das ist es!) 

Dann werden wir sehen, welche Möglichkeiten Sie 
haben, diese Forderungen zu berücksichtigen. 

Man müßte sagen: Sie haben in fünf Jahren aus 
dem Haushalt und aus der Bundesrepublik einen 
— — Oh Gott, jetzt hätte ich beinah etwas gesagt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Jetzt hätte ich beinah den Ausdruck gebraucht, 
den der Bundeskanzler Schmidt gebrauchte, als der 
Altbundeskanzler Brandt nach Lissabon fuhr. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier 
wurde von Herrn Dr. Schmidt gesagt, unser Be-
kenntnis zu Europa sei nichts anderes als ein Lip-
penbekenntnis. Das ist völlig falsch. Wir haben so-
wohl in der damaligen Aktuellen Stunde als auch 
in der Europadebatte — da brachten es unsere 
Spitzenpolitiker zum Ausdruck — in aller Klarheit 
und Deutlichkeit den Standpunkt der CDU/CSU-
Fraktion zu Europa dargelegt. Ich wiederhole es: 
Die Agrarpolitik kann nicht mehr allein Integrator 
für Europa sein, sie könnte sogar der Sprengstoff 
werden. Wir brauchen neue politische Initiativen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Die erste Initiative müßte ein frei gewähltes Euro-
päisches Parlament mit Kompetenzen sein, um den 
Gedanken Europas auch wirklich ins Volk hinein-
zutragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist hier gesagt worden. Davon geben wir nicht 
einen Punkt nach; das ist unsere Europapolitik. 

Herr Dr. Schmidt, ich möchte nur noch auf eine 
Sache zurückkommen, nämlich auf das Nagen an 
dem Knochen. Das war eine der Pointen Ihrer Rede. 
Wie der Grenzausgleich für die deutsche Agrar-
wirtschaft wirkt, zeigt sich an den Produkten, die im 
Grenzausgleich schlecht bedient wurden, weil auf 
den Interventionspreis abgestellt wurde, und bei 
den Produkten, die im Grenzausgleich überhaupt 
nicht berücksichtigt wurden, nämlich bei Schweinen 
und Obst- und Gemüsekonserven. Darin zeigt sich, 
wie bedeutsam der Grenzausgleich für die deutsche 
Agrarwirtschaft ist. 

Der Knochen, an dem ich knabbern werde, Herr 
Dr. Schmidt, wird Ihnen im Halse steckenbleiben; 
da können Sie ganz sicher sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zurück zum Agrarbericht 1975. 

(Zuruf des Bundesministers Ertl) 

Mein Kollege Dr. Ritz hat in seiner Wertung mit 
Recht gesagt, daß wir alle daran interessiert sein 
müssen, einen klaren und objektiven Agrarbericht 
zu haben. Unsere Zahlen müssen stimmen. Ich meine, 
es gibt durchaus Möglichkeiten, die Objektivität 
des Agrarberichts noch wesentlich zu verbessern, 
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damit er auch tatsächlich glaubwürdig wird und auch 
tatsächlich die richtige Aussagefähigkeit hat. 

Ich habe da einige Mängel anzuführen, beispiels-
weise im Zusammenhang mit der Auslegung des § 4 
des Landwirtschaftsgesetzes, in dem klar zum Aus-
druck gebracht wird, daß eine ganz bestimmte Grup-
pe von landwirtschaftlichen Betrieben als Testbe-
triebe in die Vergleichsrechnung einbezogen werden 
sollen. Ich zitiere aus § 4 des Landwirtschaftgesetzes: 
„dabei ist im wesentlichen von Betrieben mit durch-
schnittlichen Produktionsbedingungen auszugehen, 
die bei ordnungsmäßiger Führung die wirtschaft-
liche Existenz einer bäuerlichen Familie nachhaltig 
gewährleisten". 

Ich frage mich, Herr Bundesminister, warum dies 
mit den durchschnittlichen Produktionsbedingungen 
im Agrarbericht der Bundesregierung nicht als Teil 
des § 4 des Landwirtschaftsgesetzes aufgeführt wird. 
Das hat offensichtlich seinen Grund. Wir stellen 
jedenfalls fest, daß dadurch, daß jedes Jahr Voll-
erwerbsbetriebe aus dem Agrarbericht ausscheiden 
— es sind immer etwa 10 %; es waren im vorigen 
Jahr 700, es sind in diesem Jahr 645, und zwar 
immer die  schlechtesten Vollerwerbsbetriebe —, das 
Ergebnis natürlich positiv manipuliert wird. 

Meine Damen und Herren, auch Wissenschaftler 
haben in der Anhörung im Ernährungsausschuß un-
sere Meinung vertreten, daß es nicht angehen kann, 
für die Auswahl der Testbetriebe Kriterien zu wäh-
len, die nicht nach agrarischen Erfolgsgesichtspunk-
ten, nicht nach dem landwirtschaftlichen Einkommen 
ausgerichtet sind und damit zu einem völlig schie-
fen Bild führen. Ich gebe gern zu, daß die Gruppe 
unter der Auslegung des § 4 Landwirtschaftsgesetzes 
durch die Bundesregierung auf unser Drängen zum 
erstenmal im Agrarbericht dargestellt wird. Aber 
entscheidend in der Vergleichsrechnung ist ja die 
prozentuale Entwicklung unserer Landwirtschaft, und 
hier, meine ich, müssen alle Testbetriebe, die Voll-
erwerbsbetriebe sind, in die Vergleichsrechnung ein-
bezogen werden, damit eben die Lage der Landwirt-
schaft tatsächlich richtig dargestellt wird. 

Ein weiteres Problem, meine Damen und Herren, 
ist die Arbeitszeit. Wir wissen natürlich, daß in ei-
nem landwirtschaftlichen Betrieb die Arbeitszeit 
schwer zu messen ist. Aber wir wissen auch — und 
hier könnte der erste Schritt zur Besserung getan 
werden —, daß gerade in den landwirtschaftlichen 
Veredelungsbetrieben eine große Zahl von Sonn-
tags- und Feiertagsstunden gearbeitet werden muß. 
Sie wissen, der Dienst an der Kuh beträgt 365 Tage 
im Jahr. Das könnte man sehr wohl in die Berech-
nungen des Agrarberichtes einführen. 

Ich meine, es gibt ein weiteres Problem, und dann 
möchte ich diesen Teil meiner Rede abschließen. Hier 
geht es um das Reineinkommen und das Konsumein-
kommen. Hier wird das Reineinkommen des land-
wirtschaftlichen Unternehmers mit dem Einkommen 
von Berufstätigen aus anderen Wirtschaftskreisen 
verglichen, die nicht Unternehmer sind. Der entschei-
dende Unterschied ist, daß die Landwirte eben einen 
wesentlichen Teil ihres Reineinkommens zu Netto-
investitionen benützen müssen, im Betrieb belassen  

müssen, wenn sie ihren Betrieb aufrechterhalten 
wollen, zu Nettoinvestitionen, zum einen selbstver-
ständlich aus dem technischen Fortschritt resultie-
rend, zum anderen neuerdings leider auch aus der 
Inflationsrate, die ja doch immerhin mit 6 bis 7 % 
ganz gravierende Verteuerungen auch bei den land-
wirtschaftlichen Betriebsmitteln gebracht hat. 

Dies hat auch einen steuerlichen Aspekt. Ich mei-
ne, es wäre des Schweißes der Edlen wert, dafür zu 
sorgen, daß wir Möglichkeiten finden, diese nega-
tive Veränderung der Abschreibungsmöglichkeit der 
Landwirtschaft - unter Umständen durch Rücklagen-
bildung — auszugleichen. Jedenfalls steht fest, daß 
etwa ein Viertel bis ein Drittel des Reineinkommens 
der landwirtschaftlichen Unternehmerfamilie re-
investiert wird und damit kein Konsumeinkommen 
ist. Wir wissen aus den Untersuchungen von so-
genannten wirtschaftswissenschaftlichen Instituten, 
daß diese Frage, ob Reineinkommen Konsumein-
kommen ist oder nicht, eine ganz wesentliche Rolle 
gespielt hat. 

Herr Dr. Schmidt, Sie halten ja für Januar zuge-
sagt, daß wir im Ernährungsausschuß fiber dieses 
Problem eine sehr intensive Beratung führen wür-
den. Das ist leider nicht eingehalten worden. ich bin 
sicher, es lag vor allen Dingen daran, daß wir im 
Ernährungsausschuß mit Arbeit überlastet sind. Ich 
will gar nicht sagen, daß es möglicherweise schlech-
ter Wille sein könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eines sei 
noch einmal mit aller Klarheit testgestellt. Es heißt 
immer, auch der Bauernverband ist mit der Aus-
legung des § 4 des Landwirtschaftsgesetzes und mit 
diesem Agrarbericht einverstanden. Ich stelle fest, 
daß die Mitglieder des Beirats zur Erstellung des 
Agrarberichts beim Bundesernährungsminister, d ie 
aus Landwirtschaft und Gartenbau kommen, sechs 
an der Zahl, noch niemals dieser Auslegung des § 4 
des Landwirtschaftsgesetzes, nach der der Agrar-
bericht erstellt wird, zugestimmt haben. Das stelle 
ich hier mit aller Deutlichkeit fest, damit dieses 
Märchen endlich einmal nicht mehr verbreitet wer-
den kann. 

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt zu den 
Agrarpreisbeschlüssen von Brüssel und muß natür-
lich einige Dinge wiederholen, die hier schon gesagt 
worden sind. Aber ich meine, sie sind so bedeut-
sam für die Entwicklung unserer Landwirtschaft, vor 
allen Dingen auch in einigen Teilbereichen so be-
deutsam, daß ich hier Fragen an den Minister  zu 
stellen habe, der dafür verantwortlich ist, an Bun-
desminister Ertl. 

Es ist ja so, daß nach dem Reglement der Euro-
päischen Gemeinschaft alle Parlamente völlig aus-
geschaltet sind. Das Europäische Parlament darf so 
ein bißchen beraten; das deutsche Parlament - wir 
hier, unser Hohes Haus, auch mit seinen Ausschüs-
sen, und alle Landesparlamente - ist völlig aus-
geschaltet in der Frage, wie die Regierung im Mi-
nisterrat für die  Bundesrepublik Deutschland ver-
handelt, Ganz allein der Bundesminister trägt mit 
seinen Mitarbeitern die Verantwortung für das, was 
in Brüssel geschieht. Wir haben immer wieder Vor- 
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stöße gemacht, noch vor den Verhandlungen in Brüs-
sel zumindest im Ernährungsausschuß eine Diskus-
sion darüber durchzuführen, damit unser von der 
Regierung her gesehen natürlich geringer, aber nach 
unserer Meinung recht hoher Sachverstand in die 
Beschlüsse in Brüssel mit eingebaut werden kann. 

Meine Damen und Herren, es verwundert schon, 
wenn man sich überlegt, daß das Europäische Parla-
ment zu der Frage Stellung genommen hat, wie in 
diesem Jahr die Preise abgeschlossen werden sollen 
und wie der Grenzausgleich behandelt werden soll. 
Der Grenzausgleich ist bei all den Verhandlungen 
immer das entscheidende Problem. Was uns beson-
ders gewundert hat, ist — ich weiß nicht, ob die 
Meldungen richtig sind; vielleicht können sie hier 
korrigiert werden —, daß die deutschen Mitglieder 
der FDP im Europäischen Parlament, an der Spitze 
Generalsekretär Dr. Bangemann, bei dieser Abstim-
mung nicht anwesend gewesen sein sollen. Ich muß 
mich hier vorsichtig ausdrücken. Ich hoffe, daß diese 
Meldung hier als nicht richtig korrigiert werden 
kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eines 
steht ganz deutlich fest — daran gibt es kein Ver-
tun —: Bundesminister Ertl hat als Mitglied der 
Bundesregierung in der letzten Ministerratsrunde 
der Europäischen Gemeinschaft am 13. Februar 1975 
nicht nur versagt — ich sage das mit aller Klarheit 
und Deutlichkeit —, sondern hat auch der deutschen 
Landwirtschaft und damit dem gesamten deutschen 
Volk langfristig geschadet. 

Herr Bundesminister, warum tragen Sie in Ihrem 
Rechenschaftsbericht nicht vor — die Darstellung 
des Agrarberichts ist ja auch Rechenschaft der Poli-
tik der Bundesregierung; dazu ist ja das Landwirt-
schaftsgesetz gemacht worden —, was in Brüssel 
wirklich beschlossen worden ist? Bundesrepublik 
5,9 %, Benelux 8 %, Dänemark 9 %, Frankreich und 
Großbritannien 11,5 %, Italien 12,5 %, Irland 14 %! 
Der Verwaltungsausschuß kann über die 2,2 % 
Grenzausgleichssenkung hinaus noch 1,25 % bei den 
abwertenden Ländern als weitere Aushöhlung des 
Grenzausgleichs beschließen. Warum sagen Sie hier 
nicht — und warum sagt das hier niemand —, daß 
Verarbeitungserzeugnisse — wir wissen alle noch 
nicht, welche — aus dem Grenzausgleich überhaupt 
herausfliegen sollen? Ich habe eben schon zu Herrn 
Dr. Schmidt gesagt, wie sich das auswirkt bzw. aus-
wirken kann. Das haben wir bei der Konservenindu-
strie erlebt. Warum wird hier das deutsche Volk, 
warum werden die Landwirte nicht über das aufge-
klärt, was in Brüssel wirklich geschehen ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundesminister, ich habe Ihnen vor vier Wo-
chen von diesem Platz die Zusage gegeben, daß die 
CDU/CSU-Fraktion in ihrer Gesamtheit hinter Ihnen 
steht, wenn Sie bei der Aussage in Brüssel vom Ja-
nuar 1975 bleiben, daß der Grenzausgleich nicht zur 
Disposition steht. Wir haben hinter Ihnen gestanden, 
Herr Bundesminister, als Sie in Brüssel sagten, daß 
es auch auf die Inflationsrate, aber nicht nur darauf 
ankommt, sondern vor allen Dingen auch auf den 
Kaufwert der Agrarprodukte und auf die Kosten-

entwicklung der Betriebsmittelpreise. Auch dazu 
haben wir voll gestanden. Da können Sie doch nicht 
hinterher sagen: Ich habe den Grenzausgleich gar 
nicht abgebaut; er ist nominal gleichgeblieben. Sagen 
Sie mal, seit wann werden Währungsparitätsver-
änderungen denn nominal beschlossen? Wir haben 
immer nur etwas von Prozenten gehört. Genauso 
prozentual ist auch die Wirkung des Grenzaus-
gleichs zu sehen und nicht anders. Das wissen Sie 
selber ganz genau. Ich habe Verständnis, daß man, 
wenn man mit einem so schlechten Ergebnis kommt, 
natürlich mit allen Mitteln versuchen muß, zu ver-
nebeln und zu vertuschen, damit um Gottes willen 
niemand ganz genau weiß, was dabei herausgekom-
men ist. 

Herr Bundesminister, ich bitte Sie, jetzt einmal zu-
zuhören; denn es kommt noch etwas hinzu. Ich habe 
hier im Deutschen Bundestag bezüglich des Grenz-
ausgleichs viele Fragen gestellt, weil ich mir über 
seine Bedeutung immer im klaren war. Sie haben 
immer gesagt: Herr Eigen, reden Sie, was Sie wol-
len; es kann nur einen Grenzausgleich auf den Inter-
ventionspreis der Marktordnungsprodukte geben; 
Produkte, die nicht in der Marktordnung geregelt 
sind und einen höheren Marktpreis haben, können 
nur über den Interventionspreis in den Grenzaus-
gleich einbezogen werden. — Jetzt haben Sie selber 
beschlossen, daß der Grenzausgleich, wenn der 
Rindfleischpreis längere Zeit unter dem Interven-
tionspreis liegt, zusätzlich gesenkt werden kann. Da 
frage ich Sie: Warum konnte er nicht vorher, wenn 
der Marktpreis längere Zeit über dem Interventions-
preis lag, angehoben werden? Hier zeigt sich ganz 
klar, daß Sie einem neuen Kompromiß in Brüssel 
immer nur dann zustimmen, wenn er zum Schaden 
der deutschen Landwirtschaft ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr gehrten Damen und Herren, ich hatte 
mir an sich — —

(Zurufe von der SPD: Das glauben Sie doch 
selbst nicht! - Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— Das glaube ich sehr wohl, Herr Wolf. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

— Entschuldigen Sie bitte, Sie können davon aus-
gehen, meine Herren von der SPD, daß ein CDU/ 
CSU-Politiker das auch selbst glaubt, was er hier 
aussagt. Da können Sie ganz sicher sein, daß das bei 
jedem CDU/CSU-Politiker der Fall ist. 

Meine Damen und Herren, ich wollte noch über 
die Veränderungen, über die Überschußsituation bei 
den Produkten und wie man sie bessern könnte, 
etwas sagen. Ich mußte leider zu meinen Herrn 
Vorrednern zu ausführlich Stellung nehmen, so daß 
ich das in der Kürze der Zeit jetzt nicht mehr be-
wältigen kann. Ich muß mich also auf die Wett-
bewerbsverzerrungen beschränken. 

Herr Bundesminister, Sie waren ja im ersten Halb-
jahr 1974 Ratspräsident. Auch als solcher haben Sie 
ständig neue Wettbewerbsverzerrungen innerhalb 
der Gemeinschaft zugelassen. Denken Sie an das 
Ergebnis vom 23. März 1974, als die Franzosen Prä- 
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mien für Kühe zugesagt bekamen, die Engländer Zu-
schüsse für Schweine, die Dänen doppelten Inter-
ventionszuschlag für Baconschweine und was es da 
alles an Sondermaßnahmen gab. Nur für die deut-
sche Landwirtschaft haben Sie schon damals am 
23. März nichts herausgeholt. Der Theaterdonner, den 
Sie im September des Jahres 1974 gemeinsam mit 
Bundeskanzler Schmidt veranstalteten, hat doch 
nichts an Abbau von Wettbewerbsverzerrungen ge-
bracht, sondern der hat mit den Beschlüssen vom 
13. Februar zusätzliche, nun aber genehmigte Wett-
bewerbsverzerrungen gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist der wirkliche Inhalt Ihrer Politik. 

Meine Damen und Herren, ich will nur noch auf 
ein ganz eklatantes Beispiel hinweisen, wie Wett-
bewerbsverzerrungen von unserer Bundesregierung 
geradezu fabriziert werden. Da gibt es ein Pflanzen-
schutzmittel, das heißt Quintozen. Das ist in Deutsch-
land verboten. Wir haben ja in Deutschland das 
beste Lebensmittelrecht, das beste Veterinärrecht, 
das beste Rückstandsrecht. Das ist richtig, denn wir 
sind alle Verbraucher, und wir Verbraucher sollen 
hervorragende Nahrungsmittel bekommen. Das ist 
völlig in Ordnung, und niemand wird gute Gesetze 
in dieser Hinsicht kritisieren wollen. Aber nun 
achten Sie einmal darauf, was da passiert ist. Das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund-
heit ändert eine Verordnung über Rückstände von 
Pflanzenschutzmitteln. Sie will die Menge Quinto-
zen von 0,3 ppm auf 3,0 ppm anheben, weil in Hol-
land Quintozen erlaubt ist, das in der Bundesrepu-
blik aber überhaupt nicht angewendet werden darf. 
Das heißt, hier wird künstlich eine negative Wett-
bewerbsmöglichkeit für die deutsche Landwirtschaft, 
für den deutschen Gartenbau geradezu produziert, 
und das vom Gesundheitsministerium! Das muß man 
sich einmal vorstellen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Unerhört!) 

Da sieht man wieder einmal, wer wirklich für die 
Verbraucher arbeitet und tätig ist: Wir sind es, die 
Landwirte, die immer wieder die Basis für hervor-
ragende Nahrungsmittel geben. 

Meine Damen und Herren, die Fischwirtschaft ist 
in einer außerordentlich großen Bedrängnis. Mit Ab-
sicht sage ich das hier noch einmal in aller Deutlich-
keit, damit Sie wissen, was an Verantwortung auf 
uns, auf das ganze Parlament zukommt. Hier haben 
sich Warenstromveränderungen ergeben. Die fran-
zösischen Fischer bekommen riesige Subventionen, 
weil sie demonstriert haben. Ich hoffe, daß die Bun-
desregierung in der Lage ist, sachgerechte Hilfen zu 
geben, bevor der beteiligte Wirtschaftskreis, der 
beteiligte Berufsstand ähnliche Maßnahmen wie in 
Frankreich ergreifen muß. 

Herr Bundesminister Ertl, es tut mir persönlich 
wirklich leid, gerade weil Sie in der nächsten Woche 
50 Jahre alt werden — — 

(Zurufe von der SPD) 

Ja, das tut mir wirklich persönlich leid. Eines muß 
aber mit aller Deutlichkeit gesagt werden, daß Sie 
vor allen Dingen jetzt am 13. Februar 1975 sicher-

lich keine glückliche Hand bei den Beratungen im 
Ministerrat gehabt haben, ja, daß Sie der deutschen 
Landwirtschaft langfristig Schaden zugefügt haben; 
denn das Problem des Grenzausgleichs, Herr Bun-
desminister Ertl, ist ein langfristiges Problem für 
unsere Landwirtschaft, das viel gravierender sein 
kann, als wir alle heute übersehen können. 

Die CDU/CSU-Fraktion wird nach wie vor mit 
aller Kraft danach streben, daß es in der Bundes-
republik Deutschland eine leistungsfähige Landwirt-
schaft geben wird; denn das ist nicht nur zum Nut-
zen der Menschen, die in diesem Berufszweig tätig 
sind, sondern von Nutzen für alle Menschen im länd-
lichen Raum und damit für das gesamte deutsche 
Volk. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : So ist 
es!) 

Entscheidend ist, daß wir einen politischen Rahmen 
setzen, in dem die Landwirtschaft durch Selbsthilfe 
und unsere Mithilfe dafür sorgen kann, daß sie lang-
fristig gut existieren kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke Das Wort hat 
der Abgeordnete Müller (Schweinfurt). 

Müller (Schweinfurt) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Eigen, Sie sollten eigentlich nicht von Pole-
mik sprechen. Sie haben dieses Klavierspiel auch 
gelernt, und ich möchte sagen: recht gut gelernt. Das 
haben Sie mit Ihrer Rede bewiesen. 

(Ronneburger [FDP] : Das hat er schon lange 
vorher bewiesen!) 

Herr Kollege Ritz — und auch Herr Kollege 
Eigen —, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Ich muß mich leider 
für zwei Minuten entfernen!) 

ich bin mit Ihnen einig, wenn Sie sagen, der Agrar-
bericht zeige bezüglich der durchschnittlichen Ein-
kommensentwicklung kein erfreuliches Bild. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Ein mieses Bild!) 

— Gut, wenn Sie meinen. Dann würde ich aber jetzt 
doch hierbleiben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Zwei Minuten!) 

Ein Rückgang des Einkommens ist nie erfreulich. 
Ich habe Verständnis dafür, wenn die Opposition 
diese minus 0,3 % hier und vor allem draußen auf 
Versammlungen hochspielt. Mich wundert auch gar 
nicht, daß die Opposition — und auch Herr Dr. 
Ritz — dieses Ergebnis des letzten Wirtschaftsjahres 
1973/74 als Beweis für die schlechte Lage der deut-
schen Landwirtschaft apostrophiert. 

An eines aber muß ich die Opposition und auch 
Herrn Dr. Ritz und auch Sie, Herr Eigen, erinnern: 
Vor einem Jahr haben Sie nämlich genau umge-
kehrt argumentiert. Das ist verständlich; denn da-
mals war das Reineinkommen je Familienarbeits-
kraft um 19,8 % angestiegen. Herr Kollege Ritz und 
andere Sprecher der Opposition haben immer wie- 
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der versucht, diese damalige Zahl abzuwerten. Was 
haben Sie nicht alles gesagt: historischer Wert, zeit-
geschichtlicher Wert, alter Schnee usw. Das waren 
doch alltägliche Argumente. 

Nun, Herr Ritz hat vorhin so schön zitiert. Ich will 
auch — mit Genehmigung der Frau Präsidentin — 
ein Zitat bringen, und zwar ein Zitat aus der Rede 
des Herrn Kollegen Ritz zum letzten Agrarbericht. 
Da heißt es folgendermaßen: 

Die Einkommensentwicklung war zwar insge-
samt befriedigend. Wir sollten aber Globalzah-
len wie 19,8 % Einkommenssteigerung nicht 
dahin gehend fehldeuten, daß es nun allen Land-
wirten in diesem vergangenen Jahr so gut ge-
gangen ist. 

Soweit das Zitat. Diese Aussage — ich hoffe es 
wenigstens — gilt doch dann wohl auch für das letzt 
vorliegende Ergebnis. Mit dieser Interpretation hat 
Herr Dr. Ritz — gewollt oder ungewollt; auf das 
heutige Ergebnis bezogen, nehme ich an, mehr unge-
wollt — auf eine ganz wichtige Tatsache hinge wie-
sen, nämlich: Diese eine Zahl, auch das Ergebnis 
eines einzigen Wirtschaftsjahres reichen zur Be-
urteilung der Lage der Landwirtschaft nicht aus. Die 
Landwirtschaft muß differenzierter betrachtet wer-
den. 

Das Einkommen der Landwirtschaft ist von der 
Marktlage genauso abhängig wie von einer Trok-
kenheit in den USA oder von einer schlechten Ernte 
in Rußland. Man sollte deswegen auch Vergleiche 
über mehrere Jahre ziehen; denn gute und schlechte 
Jahre wechseln sehr häufig ab. 

Nun, 1969/70 hatten wir plus 8,4 %, 1970/71 - das 
war das berühmte schlechte Jahr — minus 9,6 %, 
1971/72 — ein sehr gutes .Jahr — plus 40,4 %, 
1972/73 plus 19,8 %o und jetzt, 1973/74, die minus 
0,3 %. 

Natürlich sollte man das Reineinkommen nicht 
dem Verbrauchseinkommen gleichsetzen, Herr 
Eigen. Da stimme ich Ihnen vollkommen zu. Aber 
hier wird ja in relativen Zahlen gesprochen, und 
die ändern sich nicht, auch wenn sich die absoluten 
Zahlen ändern. Im Durchschnitt der letzten fünf 
Jahre — der Herr Bundesminister hat bereits dar-
auf hingewiesen — ergab das immerhin einen Zu-
schlag zum Reineinkommen um jährlich plus 10,4 %. 
Das kann sich dann doch wohl sehen lassen. 

Große Unterschiede zeigen sich auch in diesem 
Jahr, wenn man nach Betriebsformen aufgliedert; 
auch darauf wurde schon hingewiesen: Marktfrucht-
betriebe plus 12,5 % bis Futterbau minus 5,5 %. Ich 
habe mir die Mühe gemacht, hier einmal die Durch-
schnittszahlen für fünf Jahre auszurechnen. Das 
sieht dann so aus: Marktfruchtbetriebe von 1969/70 
bis 1973/74 ergeben jährlich ein Plus von 11,6 %, 
Futterbau ein Plus von 10,3 %, Veredelung ein 
Plus von 4,9 % und die Gemischtbetriebe ein Plus 
von 9,4 %. 

Auch regional schwanken die Einkommen 1973/74 
recht beachtlich. Wir haben eine große Streuung 
zwischen Niedersachsen z. B. mit minus 11 % und 
Nordrhein-Westfalen mit plus 11,3 %. 

Erwähnen sollte man auch die Einkommensunter-
schiede zwischen Betrieben gleicher Größenklasse 
und gleicher Betriebsform. So hatte der eine im 
oberen Viertel ein Einkommen von 50 156 DM — es 
handelt sich um einen Marktfruchtbetrieb mit Stan-
dardbetriebseinkommen zwischen 20 000 und 50 000 
DM —, der im unteren Viertel aber nur 7 087 DM. 
Oder: 38 101 DM im oberen Viertel bei Futterbau, 
7 628 DM im unteren Viertel, usw. Ich will das gar 
nicht vertiefen. 

Nur — ich stimme Herrn Kollegen Ritz auch hier 
zu — eine solche Globalzahl wie minus 0,3 % sollte 
man nicht dahin gehend fehldeuten, daß es nun allen 
Landwirten in diesem vergangenen Jahr schlecht 
gegangen sei. 

Trotzdem, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, drängt sich die Frage auf, wo die Ursachen für 
diese negative Durchschnittszahl liegen. Ich möchte 
drei Punkte erwähnen. 

Zum ersten die Steigerung der Betriebsmittel

-

preise um plus 9,8 %. Nun, die Bundesrepublik ist 
ein rohstoffarmes Land und muß die meisten Roh-
stoffe importieren. Diese Rohstoffimporte sind aber 
im Schnitt im vergangenen Jahr um das Doppelte 
teurer geworden. Der Erdölpreis hat sich sogar ver-
dreifacht. So kostete ein Liter Dieselöl 1972/73 24 Pf, 
1973/74 37 Pf, ein Liter Heizöl kostete 1972/73 14, 
15 Pf, im Januar 1974 35 Pf. Die gesamten Energie-
kosten verursachten 1973/74 einen Mehraufwand 
von 650 Millionen DM. Futtermittel verteuerten sich 
um 470 Millionen DM. Sie wissen, das Ausbleiben 
der Anchovis-Fischschwärme vor der Küste Perus, 
die zusätzliche Nachfrage Rußlands und Chinas 
nach Sojaschrot, dann das amerikanische Ausfuhr-
embargo und die Spekulationen taten ein übriges. 
Sojaschrot notiert im August 1972 in Hamburg mit 
40,5 DM je Doppelzentner, Anfang Juli 1973 mit 
160 DM/dz. Die Fischmehlpreise stiegen von rund 
70 DM/dz im August 1972 auf 198 DM/dz ein Jahr 
später. Preissteigerungen auf dem Düngemittelsek-
tor verursachten einen Mehraufwand von 270 Mil-
lionen DM. Die Ausfuhrländer von Rohphosphaten 
erhöhten im Januar 1974 diese Preise um das Drei-
fache. Die Preise anderer Düngemitteltypen lagen 
20 bis 30 "!o höher als im Vorjahr. Ich nehme an, 
Sie werden nicht die Bundesregierung für diese 
Preissteigerungen verantwortlich machen. 

Es wäre nun aber unredlich, zu verlangen, die 
Bundesregierung solle aus Steuergeldern diese zu-
sätzlichen Kosten abgelten. Das, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, ist schon von der Höhe 
her gesehen gar nicht möglich. Der Steuerzahler 
hätte auch gar kein Verständnis dafür, würde man 
mit der Gießkanne durchs Land marschieren und an 
gut verdienende und schlecht verdienende Land-
wirte Steuergelder gleichmäßig verteilen. Was not-
tat, war, gezielt zu helfen, vor allem dort, wo die 
Existenz auf dem Spiele stand. Das haben wir getan: 
Unterglasgärtner, Fischer, Trocknungsanlagen usw. 
Der Schwachen werden wir uns auch in Zukunft be-
sonders annehmen, wie schon z. B. durch das Berg-
bauernprogramm, die Förderung der Nebenerwerbs-
landwirte und die Agrarsozialpolitik. 
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Müller (Schweinfurt) 
Zum zweiten. Im Gegensatz zu den Betriebsmittel-

preisen blieb das Erzeugerpreisniveau nahezu kon-
stant. 

Verantwortlich dafür ist z. B. der Rückgang der 
Erzeugerpreise für Schweine seit Januar 1974. Die 
Verbraucherpreise folgten diesem Trend nur sehr, 
sehr zögernd, und die Konsumenten reagierten mit 
Einschränkungen des Fleischkonsums. Er ging von 
1972 auf 1973 von 79,6 kg je Einwohner auf 78,3 kg 
zurück, also um 1,3 kg je Person. Trotzdem mußten 
die Verbraucher im ersten Halbjahr 1974 sogar 
1,6 Milliarden DM mehr für Fleisch ausgeben als in 
der gleichen Vorjahreszeit. Der Bauer hat nicht 
nur nichts von diesen 1,6 Milliarden DM bekommen, 
sondern er hat sogar noch weniger erlöst. 

Hinzu kam das hohe Fleischangebot. 1973/74 wur-
den 4,36 Millionen Rinder geschlachtet, 750 000 
Stück oder 20,7 % mehr als im letzten Wirtschafts-
jahr. In den Kühlhäusern können wir das Fleisch 
bewundern. Durch das italienische Bardepot erfolgte 
ein zusätzlicher Druck auf das Angebot, hier vor 
allem in Süddeutschland. Der Marktpreis für 
Schlachtrinder blieb um 10 % unter dem vorjährigen 
Niveau. 

Im Wirtschaftsjahr 1974/75 werden ungefähr 32,5 
Millionen Schweineschlachtungen erwartet, 10 % — 
also  rund 3 Millionen — mehr als im Wirtschafts-
jahr 1973/74. Leider weiß bisher niemand so recht, 
wie man diesen Zyklus, der mit zu den großen Preis-
schwankungen führt, in den Griff bekommen könnte. 
Vielleicht sollte man doch einmal mit der niederlän-
dischen Mindestpreisgarantie einen Versuch starten. 

Zum dritten. Es muß hervorgehoben werden, daß 
sich der Rückgang des Arbeitskräfteeinsatzes ver-
langsamt hat. Im Durchschnitt der letzten zehn Jahre 
verminderte sich die Zahl der Vollarbeitskräfte um 
jährlich 4,4 % .  1973/74 waren es nur 3 %. 

Die Bundesregierung ist hinsichtlich der Kosten-
steigerung in der Landwirtschaft nicht untätig ge-
blieben. Hohe Preissteigerungen gehen immer zu 
Lasten der Landwirtschaft, weil sie bei den Betriebs-
mitteln voll durchschlagen, aber die Landwirte kaum 
eine Möglichkeit haben, sie auf die Preise abzu-
wälzen. Selbst unpopuläre Maßnahmen wurden ge-
troffen, und die Bundesregierung hatte Erfolg. Der 
Vergleich mit anderen Ländern ist der beste Beweis. 
Auch die deutsche Landwirtschaft hat von dieser Po-
litik profitiert. Stabilitätspolitik wird nicht gegen, 
sondern für unsere Landwirte gemacht. 

(Eigen [CDU/CSU] : Ja, sicher, natürlich!) 

Herr Eigen, Sie haben vorhin auf die Subventio-
nen hingewiesen. Ein Blick in den Subventionsbe-
richt der Bundesregierung vom 29. Oktober 1973 
zeigt einen bemerkenswerten Aspekt. Sie sollten 
ihn auch einmal lesen. Nach dem Subventionsbericht 
stiegen die Finanzhilfen des Bundes für den Bereich 
von Ernährung, Landwirtschaft und Forsten von 1972 
bis 1974 um 897,8 Millionen DM oder 43,5 % von 
2,0643 auf 2,9621 Milliarden DM an. 

Für die Landwirtschaft wird auch die Neuregelung 
des Kindergeldes erhebliche Vorteile bringen. Wäh-
rend bisher die Kinderfreibeträge — das müßten Sie  

doch wissen - gerade bei Landwirten mit geringem 
Einkommen nur wenig oder gar nicht zu Steuer-
senkungen führten, werden die Landwirte künftig 
unabhängig von der Einkommenshöhe für das erste 
Kind 600 DM, für das zweite Kind 840 DM und für 
das dritte und jedes weitere Kind 1 440 DM jährlich 
bekommen. Auch die Anhebung des Grundfreibetra-
ges von 1 680 DM auf 3 000 DM für jeden Ehegatten 
wird hier zu Buche schlagen. 

Zusammen mit dem Freibetrag für land- und forst-
wirtschaftliches Einkommen von 2 400 DM für Ehe-
gatten und der Anhebung der Sonderausgabenfrei-
beträge wird dies dazu führen, daß ein weit größerer 
Teil des Einkommens als bisher steuerfrei bleibt. Ein 
landwirtschaftlicher Durchschnittsbetrieb muß an 
Sonderausgaben ungefähr 2 500 DM zahlen. Die Be-
steuerung setzt deshalb ab 1. Januar 1975 erst ober-
halb von 10 900 DM ein. In der Praxs heißt das: Die 
meisten GDL-Landwirte werden nur eine geringe 
oder gar keine Einkommensteuer zahlen müssen. 
Insgesamt stellt das GDL, das mit Beginn des Wirt-
schaftsjahres 1974/75 in das Einkommensteuergesetz 
übernommen wurde, eine nicht unbeträchtliche 
Steuerhilfe vor allem für die rationell wirtschaften-
den Betriebe dar. 

Die Erhöhung der Vorsteuerpauschale von 5 auf 
6 % ab 1. Januar 1975 bringt der Landwirtschaft zu-
sätzlich 410 Millionen DM. 

Auch die Investitionszulage in Höhe von 7,5 % 
wird an die Landwirtschaft für Investitionen im be-
trieblichen Bereich ausgezahlt, also für Maschinen, 
für Geräte, für Gebäude und auch für die Neuan-
schaffung von Milch- und Zuchtvieh. Bleiben die In-
vestitionen auf gleicher Höhe wie im Vorjahr, dürf-
ten sich Einsparungen von einigen 100 Millionen DM 
ergeben. Ich glaube, auch das kann sich sehen las-
sen. 

Die Bundesregierung und die sozialliberale Koali-
tion werden der deutschen Landwirtschaft auch wei-
terhin jede nur mögliche Unterstützung geben. Eine 
leistungs- und funktionsfähige Landwirtschaft ist das 
Ziel der sozialliberalen Agrarpolitik. Dieser Auf-
gabe fühlen wir uns verpflichtet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich höre eben das anerkennen-
de Wort aus den Reihen der Opposition, die Ausfüh-
rungen meines Herrn Vorredners seien gemäßigt ge-
wesen. Ich wäre froh, wenn man das auf den Ge-
samtinhalt der heutigen Debatte hätte beziehen kön-
nen. 

Ich wäre insbesondere froh, Herr Kollege Eigen, 
wenn von Ihrer Seite das verwirklicht worden wäre, 
was Sie hier so nachdrücklich gefordert haben. Sie 
haben gesagt: Warum wird hier nicht gesagt, was 
wirklich in Brüssel beschlossen worden ist? Jetzt 
komme ich Ihnen mit einigen massiven Gegenäuße-
rungen, Herr Eigen; denn so, wie Sie es hier ge-
trieben haben, geht es nun einfach nicht. 
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Ronneburger 
Sie haben z. B. nachdrücklich behauptet, zu den 

Brüsseler Preisbeschlüssen gehöre die Herausnahme 
von Produkten, die sich aus dem Anhang 2 ergeben. 

(Eigen [CDU/CSU] : Das habe ich nicht ge-
sagt! Ich habe von Verarbeitungserzeugnis-
sen und anderen Produkten gesprochen!) 

— Sie haben Rindfleisch, Verarbeitungserzeugnisse 
und anderes genannt. 

(Eigen [CDU/CSU] : Ich habe nichts von An-
hang 2 gesagt! Das ist eine Unterstellung!) 

— Anhang 2 ist aber das, worauf Sie sich bezogen 
haben. 

(Eigen [CDU/CSU] : Ich habe nichts von An- 
hang 2 gesagt!) 

- Gut, Verarbeitungserzeugnisse. Bleiben wir bei 
Ihrer Formulierung, obwohl der Komplex, den Sie 
ansprechen, diese anderen Dinge mit einbezieht! Ich 
sage Ihnen dazu, Herr Eigen: Warum erklären Sie 
eigentlich nicht, daß das, was Sie hier als Inhalt 
der Brüsseler Beschlüsse bezeichnen, eine Absichts-
erklärung der Kommission ist, die keine Zustim-
mung im Rat erhalten hat und der die Bundesregie-
rung und der Bundeslandwirtschaftsminister aus-
drücklich widersprochen haben? 

(Eigen [CDU/CSU] : So?) 

Sie können sich hier doch nicht hinstellen und 
sagen, dieses und jenes sei im Rat beschlossen wor-
den, wenn es sich nur um Absichtserklärungen der 
Kommission handelt. 

(Eigen [CDU/CSU] : Warum sagt der Mini-
ster das denn nicht in seiner Einbringungs-
rede? — Bundesminister Ertl: Weil ich es 
Ihnen geschrieben habe! Schriftlich haben 

Sie es!) 

— Warum sollte der Minister eine Veranlassung ha-
ben,  falsche Behauptungen, die Sie erst später auf-
gestellt haben, bereits in seiner Einbringungsrede 
zurückzuweisen? Ich habe mir die Freiheit genom-
men, das an diesem Punkte zu tun. 

Aber es gibt ja noch einige weitere Punkte, bei 
denen man fragen kann: Warum wird eigentlich 
nicht gesagt, was in Brüssel beschlossen worden 
ist? 

Herr Dr. Ritz, hier muß ich auch auf Sie zu spre-
chen kommen. Sie haben auf der einen Seite gesagt, 
bedauerlicherweise seien die in Brüssel beschlosse-
nen Preiserhöhungen des letzten Jahres nicht auf 
den Markt durchgeschlagen, weil eben letzten Endes 
— ich glaube, in der Erkenntnis sollten wir uns doch 
wohl treffen können — der Markt die endgültige 
Entscheidung darüber trifft, welche Preise wir als 
Produzenten landwirtschaftlicher Produkte erzielen 
können. Dies haben Sie auf der einen Seite fest-
gestellt. Auf der anderen Seite haben Sie gesagt, die 
Preiserhöhungen, die in diesem Jahr beschlossen 
worden seien, seien zu niedrig. Was wollen Sie 
denn eigentlich? Wollen Sie Preisbeschlüsse, die 
oberhalb der realen Marktchancen liegen? Wollen 
Sie Sand in die Augen irgendwelcher Leute streuen, 
oder wollen Sie Preiserhöhungen, die sich darstel

-

len als das, was die Brüsseler Beschlüsse ursprüng-
lich sein sollten, nämlich sozusagen ein Auffangnetz 
unterhalb der realen Marktchancen, eine Absiche-
rung des gesamten Agrarpreisniveaus? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Es geht aber um die 
Differenzierung!) 

Das eine oder das andere, Herr Dr. Ritz, können Sie 
wollen, aber Sie können nicht beides wollen. 

Und wenn wir hier schon von Preisen reden und 
wenn hier immer wieder gesagt wird, Herr Ertl habe 
in Brüssel zuwenig herausgeholt, dann legen wir 
doch einmal die Karten auf den Tisch und verglei-
chen wir doch einmal die Zeit, in der Herr Ertl 
Landwirtschaftsminister ist, mit der Legislatur-
periode bis 1969 und rufen wir uns einmal die 
Zahlen von damals ins Gedächtnis zurück! In jenen 
vier Jahren, meine Damen und Herren, bei Weich-
weizen Preissenkungen um minus 10,7 %, Roggen 
minus 9,5 %, Gerste minus 7,7 %, Mais plus 3 % — 
das einzige Produkt, das in jenem Zeitraum eine 
Preisanhebung erfahren hat —, Zuckerrüben minus 
6,1 %. Bei Rindern hatten wir — auch das sei er-
wähnt — plus 21,4 % und bei der Milch plus 3,5 %. 
Ich wäre jetzt versucht, Herr Dr. Ritz, einmal die 
Summe dessen zu ziehen, was seit 1969 auf dem 
gleichen Sektor und bei den gleichen Produkten mit 
einer deutlichen Anhebung zusammengekommen ist, 
die — wenn ich das noch vor Ihrer Zwischenfrage, 
Herr Bewerunge, sagen darf — weit über die Preis-
steigerungsraten in dem angegebenen Zeitraum hin-
ausgeht. 

 
Vizepräsident Frau Funcke: Sie gestatten eine 

Zwischenfrage? — Bitte! 

Bewerunge (CDU/CSU) : Wollen Sie nicht zu-
geben, daß das heutige Klima dem damaligen genau 
diametral gegenübersteht? Heute fordern die übri-
gen Partner höhere Preise, damals forderten sie 
niedrigere Preise. Ist das Verhandlungsklima für 
einen Landwirtschaftsminister jemals so günstig ge-
wesen, wie es sich heute für diesen Minister dar-
stellt? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Herr Ronneburger, 
schauen Sie sich diese Kurve — Erzeuger

-

preise und Betriebsmittelpreise — an, und 
dann urteilen Sie! Das ist nämlich lang

-

fristig!) 

Ronneburger (FDP) : Herr Bewerunge, ich 
komme auf diese Frage zurück. 

Herr Dr. Ritz, jetzt komme ich genau zu dieser 
nächsten Frage: Warum wird eigentlich nicht gesagt, 
was wirklich in Brüssel ist? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Ich sage das!) 

- Sie beziehen sich, wenn Sie das Verhältnis von 
Unkosten und Erzeugerpreisen für die Landwirt-
schaft einander gegenüberstellen, doch immer aus-
drücklich nicht auf die letzten Ergebnisse der Korn-
mission für das zweite Halbjahr 1974. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Die Zahlen habe ich 
noch nicht! Die gibt es auch noch nicht!) 
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Ronneburger 
Ihre Rechnung endet immer bei jenen Zahlen, die 
im Frühjahr 1974 die letzte Grundlage haben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Es gibt noch keine an-
deren Zahlen! Es tut mir leid, daß die stati-
stischen Ämter in Europa noch keine an-
deren Zahlen zusammengestellt haben! Das 

ist das Problem!) 

— Dann will ich Ihnen sagen, daß im zweiten Halb-
jahr 1974 — Sie sind sonst wesentlich besser infor-
miert, Herr Dr. Ritz, und ich bin darüber erstaunt, 
daß das in diesem Falle nun einmal nicht eingetreten 
sein sollte —, abgesehen von dem ja für diesen Fall 
unzulässigen Vergleich zwischen den Lebenshal-
tungskosten in Frankreich und denen in der Bundes-
republik, der für diese Frage keine Rolle spielt, im 
Bereich der Kosten für die Landwirtschaft die Preis-
steigerungsrate in Frankreich doppelt so hoch ge-
wesen ist wie in der Bundesrepublik. Daß dasselbe 
— und in noch stärkerem Maße — für andere Part-
ner gilt, sollten Sie doch zumindest in Ihre Kalku-
lation mit einbeziehen, selbst wenn es Ihnen nicht 
möglich gewesen sein sollte, sich die genauen Zah-
len für diesen Zeitraum zu beschaffen. Meine Da-
men und Herren, wir können doch nicht davon ab-
sehen, daß auf diesem Sektor, ausgehend von den 
unterschiedlichen Inflationsraten, auch unterschied-
liche Kostensteigerungen für die Landwirtschaften 
der einzelnen Partnerländer eingetreten sind. Und 
auch Herr Ertl war doch mit Sicherheit nicht in der 
Lage, in Brüssel so aufzutreten, als sei dies alles 
gleich, als gebe es nicht das Auseinandergehen der 
Währungsrelationen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft, mit dem wir es nun einfach zu tun 
haben. 

Deswegen noch einmal, Herr Eigen: Es ist so 
leicht, hier zu fragen: Warum wird nicht erklärt, 
wie es wirklich in Brüssel ist? Ich will Ihnen sagen: 
Hier ist von unserer Seite sehr deutlich gesagt wor-
den, was in Brüssel ist, und auch in bezug auf den 
Grenzausgleich sollte man hier fairer und sachlicher 
argumentieren, als Sie es getan haben. 

Meine Damen und Herren, seit dem 1. Juli 1973 
haben sich die Grenzausgleichsbeträge nur infolge 
der zwischenzeitlichen Preisanhebungsraten der 
Gemeinschaft erhöht. Der währungsbedingte Ab-
stand von 12,03 % besteht seit der letzten DM-Auf-
wertung vom 29. Juni 1973. Und wenn Sie jetzt 
einmal, Herr Eigen, die Ausgleichsbeträge vom 
1. Juli 1973 mit denen der kommenden Wirtschafts-
jahre vergleichen, 

(Eigen [CDU/CSU]: Nominal!) 

werden Sie feststellen, daß die Ausgleichsbeträge 
der kommenden Wirtschaftsjahre im Durchschnitt 
höher liegen als die Ausgleichsbeträge, die auf der 
bisherigen Rechnung von 12,03 % beruhen. Stellen 
Sie bitte einmal die Rechnung an! Ich bin gern be-
reit, Ihnen auch dafür Zahlen zu nennen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Eigen? 

Ronneburger (FDP) : Ja, obwohl an sich jeweils 
nur eine Frage vereinbart war. Aber bei Herrn 
Eigen kann ich nicht anders. 

Eigen  (CDU/CSU): Es soll dann auch bei einer 
bleiben! 

(Ronneburger [FDP] : Gut!) 

Herr Kollege Ronneburger, ist Ihnen nicht klar, daß 
Währungsparitätsveränderungen nach Prozentzah-
len, nicht nach nominalen Größenordnungen ge-
macht werden und daß natürlich auch in der Frage 
des Grenzausgleichs die prozentuale Absicherung 
wichtiger als die nominale ist? 

Ronneburger (FDP) : Entschuldigung, Herr 
Eigen, mir liegt jetzt eine etwas bissige Bemerkung 
auf der Zunge. Aber ich bin bisher immer der Mei-
nung gewesen, Sie seien ein scharfer Rechner. 

(Eigen [CDU/CSU] : Bin ich, ja!) 

Sie können doch immer nur davon ausgehen, daß 
prozentuale Angaben der Ausfluß einer nominalen 
Änderung sind. Sie können doch hier nicht nominale 
und prozentuale Unterschiede auseinanderdividie-
ren; das eine gehört zum anderen, das läßt sich nicht 
auseinanderrechnen. 

Ich kann Ihnen das ja auch beweisen. Wenn Sie 
z. B. die Ausgleichsbeträge von damals nehmen — 
für Magermilchpulver, für Schweinehälften, für 
lebende Rinder —, stellen Sie fest, daß hier nicht 
eine Verringerung des Grenzausgleichs eingetreten 
ist. Ich hätte Ihnen zugestimmt, Herr Eigen, wenn 
Sie gesagt hätten, der Grenzausgleich sei auf dieser 
Basis festgehalten und nicht erhöht worden. Auf 
dem Punkt hätten wir uns einigen können. Aber 
Ihre fatale Darstellung der Situation, Herr Ertl habe 
einer Senkung des Grenzausgleichs zugestimmt, 
trifft die Realitäten nicht, und daran ändert alles, 
was in Ihren Behauptungen steckt, nichts, wenn die 
Gegenrechnung etwas anderes nachweist. 

(Eigen [CDU/CSU]: Es können noch andere 
bestätigen, daß meine Rechnung stimmt!) 

Herr Dr. Ritz hat hier mit einiger Schärfe auf 
Europa reagiert. Er ist so weit gegangen, zu sagen, 
der europäische Agrarmarkt sei praktisch heute nur 
noch eine Karikatur. Ich frage einmal Herrn Dr. Ritz 
mit allem Nachdruck: was soll denn eigentlich dieser 
integrierte Agrarmarkt erreichen in einer Situation, 
in der weder Sie noch wir im Augenblick in der Lage 
sind, die Wirtschafts- und Währungsunion herbeizu-
führen, die allein in der Lage wäre, auch ein volles 
Funktionieren des Agrarmarktes durchzusetzen? 
Deswegen meine Gegenfrage an Sie, Herr Dr. Ritz: 
Was verstehen Sie denn eigentlich unter diesem 
europäischen Agrarmarkt, der keine Karikatur mehr 
ist? Es gibt ja eine Möglichkeit der Vereinheit-
lichung. Etwa das fatale Wort von der Inflations-
gemeinschaft. Sind Sie der Meinung, daß wir uns 
Währungsentwicklungen anpassen sollten, die sich 
bei unseren Partnern vollziehen? Oder sind Sie nicht 
der Meinung, daß wir Erschwernisse des Agrar-
marktes in Kauf nehmen müssen, weil wir eine Poli-
tik der Stabilität für notwendig und für unabdingbar 
halten? 
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Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ritz? 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Ronneburger, Sie ha-
ben mich zwar gefragt, aber ich muß dennoch in 
Form einer Frage antworten: sind Sie nicht mit mir 
der Meinung, daß die jetzt aufgetretenen Schwierig-
keiten sich im Grunde seit drei oder vier Jahren 
ganz klar abzeichnen, und wäre es nicht zwingende 
Aufgabe z. B. der sogenannten wichtigen Gipfel-
konferenzen gewesen, sich sehr konkret auch mit 
diesen Fragen zu beschäftigen, um hier wirklich 
echte Gemeinsamkeiten überhaupt in Angriff zu 
nehmen? Dies hat man doch immer abgeschoben und 
den Agrarministern überlassen. Hier sehe ich den 
entscheidenden Fehler in dem gesamteuropäischen 
Ansatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ronneburger (FDP) : Herr Dr. Ritz, die Schwie-
rigkeiten, von denen Sie sprechen, haben sich nicht 
etwa erst seit drei oder vier Jahren abgezeichnet, 
sondern sie haben sich ja unmittelbar nach Abschluß 
der Römischen Verträge bereits gezeigt, als das ur-
sprüngliche Konzept nicht durchsetzbar war, Herr 
Dr. Ritz. Die Automatik in der Entwicklung vom 
Agrarmarkt zur Wirtschafts- und Währungsunion, 
zur politischen Zusammenarbeit und Union, das ist 
keine Frage der letzten drei bis vier Jahre, sondern 
das ist eine Erkenntnis, die im Laufe der Jahre seit 
dem Abschluß der Römischen Verträge von Jahr zu 
Jahr mehr gewachsen ist. Dies, meine ich, sollte man 
nüchtern sehen. Man sollte hier nicht den Agrar-
ministern, Herr Dr. Ritz, einen Vorwurf machen, der 
im Grunde genommen an die gesamte Europäische 
Gemeinschaft zu richten wäre. 

Ich komme noch einmal auf die Frage der Preis-
beschlüsse vom 13. Februar 1975 zurück. Herr Dr. 
Ritz, ich wäre Ihnen dankbar, wenn wir uns über 
diese Frage noch etwas miteinander unterhalten 
könnten. Sie haben gesagt — und Herr Eigen hat es 
bestätigt —, diese Preisabschlüsse seien ungenü-
gend. Ich habe vorhin schon einmal gefragt nach der 
Möglichkeit fiktiver Preisabschlüsse, die sozusagen 
nur ein Vernebeln der wirklichen Situation darstel-
len. Aber ich möchte jetzt mit meiner Frage noch 
etwas weiter gehen. Wenn Sie allgemein sagen, die 
Preisabschlüsse seien ungenügend, dann müßten Sie 
doch eigentlich dazu sagen, bei welchen Produkten 
sie hätten höher sein sollen, und in welchem Aus-
maß und was damit erreicht worden wäre. Deswe-
gen frage ich jetzt einmal — wahrscheinlich etwas 
rhetorisch , aber ich werde versuchen, auch gleich 
die Antwort zu geben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Dann brauche ich mich 
ja nicht zu bemühen! 	Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 

Wie wäre es denn bei Getreide? Verteuern wir mit 
einer zusätzlichen Erhöhung der Getreidepreise nicht 
auch unsere eigenen Produktionsmittel? Wie ist es 
denn bei Zuckerrüben, mit einer ohnehin schon sehr 
starken Anhebung, die sicherlich auch an diesem 
Punkt Ihren eigenen Vorstellungen entsprechen 

wird? Wie ist es bei Milch und Rindfleisch? Ist hier 
der Markt nicht ohnehin überversorgt und eine 
stärkere Preisanhebung von der Marktsituation her 
im Grunde genommen gar nicht real? Hieße es hier 
nicht tatsächlich Sand in die Augen streuen, wenn 
man hier stärker angehoben hätte, da man ja schon 
im vergangenen Jahr nicht in der Lage war, auch 
nur entfernt — trotz der starken Interventionen — 
das aus dem Markt herauszuholen, was in Brüssel 
als Interventionspreis beschlossen worden war? Eine 
Anhebung des Grundpreises bei Schweinen, Herr 
Dr. Ritz, wäre am Markt nicht angekommen; dar-
über sind wir uns doch wohl einig. 

Deswegen sage ich Ihnen noch einmal, es hat 
überhaupt keinen Sinn, die Preise, die Brüsseler Be-
schlüsse hier aus optischen Gründen über ein Maß 
anzuheben, das der Realität im Markt nicht ent-
spricht. Deswegen sollten wir uns darüber einig sein, 
daß es eine Möglichkeit einer realen Agrarpolitik in 
Europa gibt, die darin besteht, diesen Kern europä-
ischer Integration tatsächlich am Leben zu erhalten 
und dafür auch zu Kompromissen bereit zu sein, wo-
bei ich gar nicht sagen will, daß etwa alle diese 
Kompromisse unseren Vorstellungen entsprechen. 

Aber lassen Sie mich noch ein Wort — hier wende 
ich mich wieder einmal an Herrn Eigen — zu den 
berühmten Prämien sagen. Herr Eigen, Sie fordern 
immer, man solle doch sagen, was in Brüssel wirk-
lich ist oder war. Wenn dies Ihre echte Forderung 
ist, warum haben Sie dann an keinem Punkt Ihrer 
Rede erwähnt, daß Frankreich nach den Beschlüssen 
in Brüssel z. B. entweder die Kuhprämie oder die 
Schlachtprämie zahlen kann. 

(Eigen [CDU/CSU]: Ich habe in 20 Minuten 
keine Zeit dazu gehabt!) 

— Die Bemerkung wäre mit einem Nebensatz zu 
machen gewesen. — Dies ist ja eine ganz entschei-
dende Position zur Beleuchtung der Frage der Prä-
mien: daß hier nämlich in Frankreich nicht eine 
Addition, wie es auch draußen verbreitet wird, von 
Milchprämie und Schlachtprämie erfolgt, sondern 
daß hier das eindeutige Entweder-Oder steht. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Mit 35 % Beitrags

-

leistung aus dem Europäischen Ausrich

-

tungs- und Garantiefonds!) 

- Sind Sie der Meinung, daß wir bei der Schlacht-
prämie, die bei uns weiter gezahlt wird, keine Bei-
hilfe aus dem EAGL bekommen? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Da ist aber ein gro

-

ßer Unterschied zu der Milch — das habe 
ich doch versucht, darzustellen —, im Hin

-

blick auf den Markt!) 

— Über diesen Unterschied können wir gerne reden, 
aber es darf hier doch nicht so getan werden, als 
fände in Frankreich praktisch eine Addition dieser 
beiden Prämien statt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das hat ja keiner ge

-

tan! Das habe ich nicht getan!) 

— Dieser Eindruck mußte entstehen, wenn Sie hier 
nicht deutlich auf dieses Ausschlußverfahren hin-
weisen. 
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Eine Bemerkung noch zu den Ausführungen, daß 
Haushalt und Finanzmasse bei uns keine Möglich-
keit zu nationalen Maßnahmen böten. Nun, meine 
Damen und Herren, wenn ich unsere Finanz- und 
Haushaltssituation mit der unserer Partner verglei-
che, dann glaube ich, daß hier die Möglichkeiten 
nicht geringer sind als bei den anderen, mit denen 
wir zusammenarbeiten. 

Eine Bemerkung noch zu Frau Wex, nicht um 
das nun noch einmal breitzutreten, sondern einfach 
deshalb, weil ich nun doch sagen muß, meine Da-
men und Herren von der Opposition: Habe ich Frau 
Wex oder gar die gesamte Opposition bisher über-
schätzt? Denn wenn das Urteil richtig ist, Herr Dr. 
Ritz, das Sie vorhin abgegeben haben, daß Frau Wex 
nämlich nicht in der Lage sei, zwischen den 3,9 %, 
die als tatsächliche Preiserhöhung bei den Produzen-
ten ankommen werden, und der tatsächlichen Bela-
stung der Lebenshaltungskosten die daraus resul-
tiert, zu unterscheiden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fragen Sie den 
Minister, ob er das unterscheiden kann!) 

dann allerdings hätte ich Frau Wex und möglicher-
weise die Opposition überschätzt. 

(Bewerunge [CDU/CSU]: Das ist unfair!) 

— Nein, das ist nicht unfair! 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] und Dr. Ritz 
[CDU/CSU] : Das ist wirklich unfair!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Lesen Sie doch bitte noch 
einmal alle Zeitungsmeldungen vom 15. Februar 
über die Auswirkungen der Agrarbeschlüsse! Dann 
werden Sie feststellen, daß davon die Rede ist, daß 
das Erzeugerpreisniveau, das Mindestniveau für die 
Bauern, um soundso viel angehoben worden ist, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Genau!) 

daß Herr Minister Ertl vom Einkommensverbesse-
rungen für die Bauern um 3,9 % spricht. Hieraus 
müssen sich falsche Schlußfolgerungen ergeben, 
wenn wir nicht endlich diese Preise von Brüssel ihres 
Mondscheinpreischarakters berauben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ronneburger (FDP) : Aber Herr Dr. Ritz, gehe 
ich denn fehl in der Annahme, daß sich Frau Dr. 
Wex auch in der Vergangenheit bereits intensiv mit 
Verbraucherfragen beschäftigt hat? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Natürlich hat sie das! 
— Bewerunge [CDU/CSU] : Darauf können 

Sie sich verlassen!) 

— Gut. Wenn das so ist, dann muß Frau Dr. Wex 
wissen, daß hier keine Übereinstimmung zwischen 
den 3,9 °/o und dem besteht, was der Verbraucher 

an Lebenshaltungskosten mehr zu zahlen hat. Dies 
ist doch wohl eine billige Argumentation. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Sie haben leider 
dem Landwirtschaftsminister geglaubt, und 
das war falsch! — Dr. Ritz [CDU/CSU]: 

Genau!) 

— Nein, der Landwirtschaftsminister hat an keiner 
Stelle erklärt, 3,9 % seien das, was der Verbraucher 
mehr zu zahlen habe. Frau Dr. Wex kennt diese 
Verhältnisse und ist deswegen in der Lage, darüber 
auch eine sachliche Argumentation zu führen. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Die Angaben des Mi

-

nisters waren irreführend!) 

Herr Dr. Ritz, Sie haben am Ende Ihrer Ausfüh-
rungen einen Blick nur auf das letzte Wirtschafts-
jahr geworfen und haben von daher die Agrarpoli-
tik dieser Regierung und die Agrarpolitik von Herrn 
Ertl als einen Mißerfolg bezeichnet. Ich will Ihnen 
folgendes entgegenhalten. Man sollte einmal die 
fünf Jahre, in denen Herr Ertl Landwirtschaftsmini-
ster ist, zusammen sehen. Wenn in diesen fünf 
Jahren eine durchschnittliche Einkommenssteigerung 
von 10 % erreicht wurde, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die Kosten

-

steigerung?) 

wenn man berücksichtigt, daß im letzten Jahr durch 
die grundlegende Veränderung der weltwirtschaft-
lichen Situation nicht nur auf die Landwirtschaft, 
sondern auch auf andere Bereiche eine ganz erheb-
liche Belastung zugekommen ist, dann betrachte ich 
dies als einen Erfolgsnachweis der Politik, die Herr 
Ertl für die deutsche Landwirtschaft und für die Ver-
braucher in der Bundes republik getrieben hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Für diesen Erfolg und seine Fortsetzung wird er 
unsere Unterstützung haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Stück-
len [CDU/CSU] : Warum sind die Verbrau-
cher und die Bauern so dämlich und begrei-
fen das nicht? — Heiterkeit bei der CDU/ 
CSU — Ronneburger [FDP] : Weil Sie und 
Ihre Freunde das alles falsch darstellen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Rainer. 

Rainer (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Bundesminister 
Ertl, Sie haben heute in Ihrer Rede den Eindruck er-
weckt, als seien der Deutsche Bauernverband und 
die deutschen Bauern insgesamt mit dem in Brüssel 
erzielten Ergebnis voll zufrieden. Ich darf mit Ge-
nehmigung der Frau Präsidentin nur einen Satz aus 
der neuesten Mitteilung des Deutschen Bauernver-
bandes verlesen 

(Zuruf von der SPD: Kriegen wir auch!) 

— genau aufpassen! —: „Wenn der Ernährungsmini-
ster in seiner Rede vor dem Bundestag erklärt, die 
Bundesregierung könne mit dem Ergebnis der Brüs-
seler Agrarpreisbeschlüsse vor den Erzeugern be- 
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stehen, dann sollte er damit nicht den Eindruck zu 
erwecken versuchen, als ob die deutschen Bauern 
mit dem Verhandlungsergebnis zufrieden wären." 
Ich wollte das nicht im Raum stehenlassen, sondern 
vorweg gleich bekanntgeben. 

Der Agrarbericht 1975 enthält unter dem Kapitel 
„Agrarstrukturpolitik" folgenden Satz: „Die Agrar-
strukturpolitik hat das Ziel, die allgemeinen Lebens-
bedingungen im ländlichen Raum sowie die Arbeits- 
und Produktionsbedingungen in den landwirtschaft-
lichen Betrieben zu verbessern und damit den in der 
Landwirtschaft Tätigen die Teilnahme an den allge-
meinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklungen 
zu ermöglichen." 

Diese Zielsetzung ist außerordentlich anspruchs-
voll. Sie ist im Grundsatz auch zu bejahen, denn wer 
wollte einen vernünftigen Strukturwandel im länd-
lichen Raum und die Verbesserung der Arbeits- und 
Produktionsbedingungen der in der Landwirtschaft 
Tätigen nicht befürworten? Aber zwischen der Ziel-
setzung und dem, was wirklich ist oder in naher 
Zukunft sein wird, besteht ein großer Unterschied. 

Sicherlich kann man der Bundesregierung nicht 
vorwerfen, daß sie die Ziele in der Strukturpolitik 
nicht erreicht habe. Wir sind ja tolerant genug. 

(Gallus [FDP] : Wir!) 

Wir, die CDU/CSU, sind der Meinung, daß Agrar-
strukturpolitik ein Prozeß ist, der sich über Jahre 
und Jahrzehnte hinweg erstreckt. 

Kritik ist allerdings an der Tatsache anzumelden, 
daß sich in den letzten Jahren die Lebens- und Ar-
beitsbedingungen im ländlichen Raum nicht verbes-
sert, sondern verschlechtert haben. Das ist heute 
von vielen Rednern hier vor dem Deutschen Bun-
destag ausgeführt worden. 

(Gallus [FDP] : Was hat Herr Ronneburger 
gerade gesagt? — Stücklen [CDU/CSU] : 

Ach, Ronneburger! - Heiterkeit) 

Hierfür sind die von der Bundesregierung geschaf-
fenen allgemeinen Bedingungen, unter denen sich 
der Strukturwandel vollziehen sollte, maßgeblich 
verantwortlich zu machen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : So ist es!) 

Die außerordentlich schwierige gesamtwirtschaft-
liche Situtation, die derzeit gekennzeichnet ist durch 
Inflation, Arbeitslosigkeit, geringes volkswirt-
schaftliches Wachstum und eine außerordentliche 
Enge der öffentlichen Haushalte, hinterläßt auch in 
der Agrarstrukturpolitik ihre tiefeinschneidenden 
Spuren. 

Der stark verringerte Prozeß der Abwanderung 
aus der Landwirtschaft ist ein deutliches Zeichen da-
für, daß — bedingt durch die Arbeitslosigkeit in 
unserem Land  einer der wesentlichsten Faktoren 
des Strukturwandels in seiner Funktion außeror-
dentlich gehemmt ist. Schon vor einigen Jahren ver-
stärkte sich der wirtschaftliche Druck auf die Land-
wirtschaft in beträchtlichem Ausmaß. Die übrige 
Wirtschaft konnte mit ihrer Sogwirkung jedoch Ar-
beitskräfte aus der Landwirtschaft aufnehmen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Und jetzt?) 

Heute haben wir die ungünstige Situation, daß der 
wirtschaftliche Druck auf die Landwirtschaft zu-
nimmt, daß aber auf Grund der allgemeinen wirt-
schaftlichen Situation und der besonders schwieri-
gen Arbeitsmarktlage sich für ausscheidungswillige 
Landwirte keine entsprechenden Beschäftigungs-
alternativen anbieten. Gerade ländliche Räume sind 
von der Arbeitslosigkeit hart betroffen. Es gibt 
Landkreise, in denen die Arbeitslosenquote bereits 
die 30 %-Marke überschritten hat. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Hört! Hört! Herr 
Bundeslandwirtschaftsminister!) 

Versucht ein Landwirt — meistens sind es die In-
haber von kleineren Betrieben — in einem solchen 
Landkreis aus der landwirtschaftlichen Tätigkeit 
auszuscheiden, so steht er fast hoffnungslos vor 
einem unlösbaren Problem. Hier wirken sich die all-
gemein verschlechterten wirtschaftlichen Bedingun-
gen außerordentlich negativ aus. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Teilweise müssen wir feststellen, daß landwirt-
schaftliche Betriebe eine Art Auffangbecken für 
Arbeitslose darstellen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal 
auf das schwerwiegende Problem der arbeitslos ge-
wordenen Nebenerwerbslandwirte aufmerksam ma-
chen. Es wird höchste Zeit, daß rechtlich einwand-
frei geregelt wird, daß die Betätigung eines im ge-
werblichen Bereich arbeitslos gewordenen Neben-
erwerbslandwirtes in seinem eigenen Betrieb bei 
der Auszahlung des Arbeitslosengeldes unberück-
sichtigt bleibt. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Sehr richtig! — 
Kiechle [CDU/CSU] : Die werden noch be

-

straft für ihren Fleiß!) 

Die bisherige Regelung, daß sich diese Neben-
erwerbslandwirte an den Bundesernährungsminister 
persönlich wenden sollten, zwingt geradezu dazu, 
Umgehungsgeschäfte zu praktizieren. Es wäre daher 
dringend erforderlich, rechtliche Klarheit zu schaf-
fen.  

Die Auswirkungen der Inflation — des zweiten 
Übels neben der hohen Arbeitslosigkeit im Struk-
turwandlungsprozeß — sind ebenfalls außerordent-
lich negativ spürbar. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß Strukturverbesserungsvorhaben mit Bauleistun-
gen verbunden sind. Die Preis- und Kostensteige-
rungen auf diesem Gebiet sind so hoch, daß mit 
mehr Geld wesentlich weniger geleistet werden 
kann. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Leider — das kann man aus dem Agrarbericht, 
Seite 115, entnehmen — sind die Haushaltsmittel für 
die Agrarstrukturverbesserung von 1974 auf 1975 
nur um insgesamt 1,5 % angewachsen. Damit wird 
man sicherlich das Volumen in der Agrarstruktur-
verbesserung, besonders im Hinblick auf die hierzu 
erforderlichen investiven Maßnahmen, nicht ver-
größern können. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 
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Es erscheint auch wenig sinnvoll, daß beispielsweise 
Gebietskörperschaften — wie Wasser- und Boden-
verbände und ähnliche — aus der 7,5%igen Investi-
tionszulage ausgenommen sind. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Aber die Konzerne 
sind drin!) 

Gerade hier bemüht sich ja das Land Bayern, eine 
Lösung zu finden, um auch diesen Bereich mit einzu-
beziehen. Gerade Gebietskörperschaften sind im In-
teresse eines vernünftigen Strukturwandels im länd-
lichen Raum auf die 7,5%ige Investitionszulage drin-
gend angewiesen. 

(Zuruf von der SPD: Sind das Steuerzahler?) 

Auch an diesem Beispiel zeigt sich, daß dieses Ge-
setz mit der heißen Nadel genäht worden ist. 

Herr Bundesminister Ertl, ob es Ihnen nun paßt 
oder nicht, hier und heute sagen wir Ihnen — wie 
schon in den vergangenen Jahren —, daß Ihr Ge-
samtkonzept der einzelbetrieblichen Förderung un-
sere Billigung nicht findet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Insbesondere die sogenannte Förderschwelle ist völ-
lig unbrauchbar. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Es kann doch nicht in Ordnung sein, daß landwirt-
schaftliche Betriebe nur dann eine Investitionszu-
lage erhalten können, wenn sie ein bestimmtes Ein-
kommen erreicht haben, das sich an außerlandwirt-
schaftlichen Einkommen orientiert. Die Förder-
schwelle ist von 18 000 um 3 200 auf rund 22 000 DM 
Arbeitseinkommen erhöht worden. Das ist eine Er-
höhung um 17 %. Es gehört gar nicht viel Rechen-
kunst dazu, zu erkennen, daß durch das starke An-
wachsen der Förderschwelle immer mehr Betriebe 
aus der Förderung herausfallen, weil sie die nach 
außerlandwirtschaftlichen Einkünften festgesetzte 
Grenze nicht erreichen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Das ist das Fallbeil 
für die Bauern!) 

Ganz schlimm wird es dadurch, daß, wie es auch 
der Agrarbericht ausweist, die landwirtschaftlichen 
Einkommen sinken. Das ist heute von vielen Red-
nern klar und deutlich ausgeführt worden. Den 
Bauern, die den Mut noch nicht ganz aufgegeben 
haben, wird es von zwei Stellen her praktisch un-
möglich gemacht, an den staatlichen Förderungen 
teilzunehmen. Daran ändert grundsätzlich auch 
nichts die Tatsache, daß die Förderschwelle regio-
nal abgestuft ist. 

Es ist unredlich, wenn Sie, Herr Bundeslandwirt-
schaftsminister Ertl, sich heute darauf berufen — 
Agrarbericht Ziffer 277 —, daß Sie nicht anders han-
deln könnten, weil das Recht der Europäischen Ge-
meinschaften dies alles so vorschreibe. 

Wir wiederholen: Es war eine Ihrer größten agrar-
politischen Fehlleistungen, den EG-Agrarstruktur-
richtlinien in Brüssel ohne Not zuzustimmen. Wir 
sind der Meinung, daß die schematische Förder-
schwelle wieder verschwinden muß. Wir sind für 
eine sinnvolle Investitionsförderung. Diese Investi-

tionsförderung für die landwirtschaftlichen Betriebe 
muß an den Kriterien der Rentabilität der Investi-
tionen, der Zuverlässigkeit des Bauern und seiner 
Familie ausgerichtet sein. Das sind Kriterien, nach 
denen beispielsweise die Kreditvergabe in anderen 
Wirtschaftsbereichen individuell mit Erfolg geregelt 
werden konnte. 

Mit Ihrer Methode, Herr Bundesminister Ertl, 
bestrafen Sie viele Bauern, indem Sie sie von der 
Förderungsmöglichkeit fernhalten, nur weil sie 
kleine landwirtschaftliche Betriebe besitzen. Das 
haben Sie eigentlich auch selber schon längst er-
kannt; denn wenn man sich die vielen Ausnahmen 
vom Förderungsgrundsatz anschaut, kann man sich 
des Eindrucks nicht erwehren, daß das Grundkon-
zept bereits durchbrochen ist. Sie wollen es nur 
nicht zugeben, Herr Bundesminister. Dadurch ist 
allerdings solch ein Wirrwarr an Bestimmungen 
entstanden, daß kein vernünftiger Mensch mehr hin-
durchfindet. Ich möchte fast hinzufügen: Der Papier-
krieg, der mit der Investitionsförderung verbunden 
ist, ist grausig. Was sind das für Zustände, wenn 
ein Bauer, der eine Investitionsförderung beantragt 
hat, insgesamt über 30 Seiten Antragsformulare 
auszufüllen hat. 

(Eigen [CDU/CSU] : Das ist Bürokratie!) 

Sowohl die Bauern als auch deren Berater sind mit 
dieser Methode total überfordert. 

(Gallus [FDP] : Ist das nur in Bayern so?) 

— Schauen Sie sich Ihre Anträge einmal an und 
gehen Sie außerdem einmal zum letzten Finanzamt, 
ob die überhaupt schon Formulare haben. 

Wir fordern Sie dringend auf, hier alsbald eine 
Änderung herbeizuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gallus [FDP] : 
Herr Kollege, haben Sie schon einmal 

solche Formulare ausgefüllt?) 

Daß Nebenerwerbsbetriebe seit kurzem in die 
Investitionsförderung aufgenommen sind, begrüßen 
wir. 

(Gallus [FDP] : Sehr gut! Da sind wir einig, 
zum erstenmal!) 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Jaeger) 

Auch hier zeigen sich aber schwerwiegende Män-
gel, die ich Ihnen gleich nennen werde. 

(Gallus [FDP] : Das kann nicht sein!) 

Wir halten es z. B. für einige Regionen für völlig 
unangebracht, daß die Milchkuhhaltung von der 
Förderung ausgenommen ist. Hier wird pauschal 
versucht, über die spezielle Förderung der Neben-
erwerbsbetriebe im Rahmen der Investitionsförde-
rung eine Marktsteuerung zu betreiben. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einige Worte 
zum sogenannten Bergbauernprogramm sagen. Was 
Sie heute gesagt haben, Herr Bundesminister Ertl, 
kann wohl nicht richtig sein. Als die Delegation des 
Ernährungsausschusses im Jahre 1974 in Frankreich 
war, konnten alle Delegationsmitglieder dort er-
kennen, daß die französischen Bergbauern bereits in 
den Jahren 1973 und 1974 gefördert worden sind. 
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Die Bundesrepublik Deutschland ist somit nicht der 
erste Staat, der 1974 noch eine Restförderung ge-
währt hat. Auch dieses Bergbauernprogramm be-
grüßen wir grundsätzlich im Interesse der Erhaltung 
der Landwirtschaft und im Interesse der Menschen, 
die unter besonders schwierigen natürlichen Bedin-
gungen wirtschaften. Wir hoffen, daß die Bundes-
regierung einsieht, daß alles, was bisher auf dem 
Gebiet eingerichtet worden ist, noch nicht der Weis-
heit letzter Schluß ist. Die Abgrenzung der Förder-
gebiete hat in der Praxis ungeheuer viel Ärger ver-
ursacht. Es geht nicht an, daß die Bundesregierung 
heute so tut, als seien allein die Bundesländer für 
die Abgrenzung verantwortlich. Wir sind der Mei-
nung, daß gemeinsam nach Wegen gesucht werden 
muß, die es ermöglichen, daß auf diesem Sektor 
wieder Ruhe eintritt. Daß auf diesem Gebiet vieles 
im argen liegt, läßt sich beispielsweise aus einem 
Antrag der SPD-Abgeordneten des Bayerischen 
Landtags ablesen. Diese Abgeordneten haben be-
antragt, daß landwirtschaftliche Betriebe am unteren 
Ende der Einkommensskala, die vom Bergbauern- 
und Grünlandprogramm nicht erfaßt werden, durch 
Bewirtschaftungszuschüsse über die Runden gebracht 
werden sollen. Dieser Antrag zeigt, daß es dringend 
notwendig ist, zu Übergangszonen bei der Abgren-
zung zu kommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Rainer, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, 
zum Schluß zu kommen. 

Rainer (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich bitte 
noch einen Satz sagen zu dürfen. Das andere habe 
ich alles schon weggelegt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr, kleinlich 
war ich noch nie. 

Rainer (CDU/CSU) : Alle agrarstrukturellen Maß-
nahmen, die zur Zeit ergriffen werden, sind aller-
dings dann nutzlos, wenn es nicht bald wieder ge-
lingt, stabile und geordnete wirtschaftliche Verhält-
nisse in unserem Lande herbeizuführen. 

(Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

Dazu aber scheint diese Bundesregierung zu schwach 
zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gallus [FDP] : 
Oho! — Gegenruf von der CDU/CSU: Na-
türlich! Insgesamt! — Gallus [FDP] : Lesen 

Sie die „Welt" von heute!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wolf. 

Wolf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
und Herren! Wer die Debatte heute morgen auf-
merksam verfolgt hat, mußte feststellen, daß die 
Opposition auch in der Agrarpolitik — ich sage be-
wußt — an ihrer Doppelstrategie festhält. Sie greift 
die Politik der Bundesregierung hemmungslos an, 
obwohl sie eigentlich sehr gut weiß und wissen 
müßte, daß die meisten Entscheidungen in der 

Agrarpolitik nicht national, sondern in Brüssel ge-
troffen werden, und um Europa willen vielfach im 
Wege des Kompromisses. Wir wissen, daß die Kom-
promisse — das liegt nun einmal im Wesen eines 
Kompromisses begründet — nicht immer befriedigen 
können. Sie handeln nach dem Motto: Die meisten 
Bundesbürger kennen nicht die komplexen Zu-
sammenhänge, die innerhalb einer Wirtschaftsein-
heit bestehen; darum drauf auf die Regierung, es 
bleibt schon für uns als Opposition etwas hängen! 

Das, was national geleistet worden ist — ich 
meine hier das große Feld der Agrarsozialpolitik —, 
wurde schamhaft von der Opposition verschwiegen. 
Dieser Boden und dieses Feld wurden nicht be-
ackert. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das kommt noch!) 

Ich will Ihnen sagen: warum: Weil Sie in dieser 
Frage ein schlechtes Gewissen haben. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
— Ja, ja. 

Wir Sozialdemokraten — das ist ja auch nach

-

weisbar und nachlesbar — kämpfen seit nunmehr 
zwanzig Jahren für die soziale Sicherung der Men-
schen in der Landwirtschaft: In Programmen, Ge-
setzentwürfen, Initiativen, Anträgen und sicherlich 
in einigen Stunden parlamentarischer Auseinander-
setzung haben wir uns für die soziale Sicherung der 
Bauern eingesetzt. Der Erfolg ist meßbar, er ist 
abzulesen in diesem Agrarbericht und wird in der 
Landwirtschaft bestätigt, selbst dort, wo sich die 
CDU/CSU anschickt, fremde Früchte zu ernten, 
Früchte einer Politik, die sie nicht gesät hat. 

Heute, zwanzig Jahre nach Verabschiedung des 
Landwirtschaftsgesetzes, werden wir daran erin-
nern dürfen, wie sehr sich die Opposition, damals 
Regierung, gegen unsere sozialen Absichten ge-
wehrt hat. Während wir damals vergeblich um die 
soziale Komponente in der Agrarpolitik gerungen 
haben, fesselten sich die Unionsparteien an eine 
verhängnisvolle Ideologie. Sie meinten, die Land-
wirtschaft bedürfe der helfenden Hand sozialer Maß-
nahmen nicht. An diese falschen Vorstellungen ge-
fesselt, haben Sie den Fortschritt in dieser Frage 
der Sozialpolitik verhindert. 

(Susset [CDU/CSU] : Wer hat denn die ersten 
Schritte unternommen?) 

So war es, und es hat sehr lange gedauert, Herr 
Susset, bis Sie sich unter dem Zwang der Ereignisse, 
unserem Drängen folgend, gelöst haben von Ihrem 
starren Nein. Und heute spielen Sie oftmals, wie so 
oft, die Hundertfünfzigprozentigen, die einmal über-
zeugt, das Versäumte auf einen Schlag nachholen 
wollen. Ich meine, daß der soziale Übereifer nicht 
nur Rehabilitation, sondern handfeste Wahltaktik 
ist. 

Ihre Anträge in der letzten Zeit zeigen uns doch 
sehr deutlich, daß das Wort „sozial" damals wie 
heute Ihnen in manchen Bereichen nicht geheuer 
ist. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : „Sozialistisch" !) 

Sie verstehen das System der Sozialpolitik oft nicht; 
denn das fein verästelte, auf Balance ausgerichtete 
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System einer Sozialpolitik verträgt kein Drauflos-
fordern. Ich meine, es ist keine Sozialpolitik, wenn 
Sie der Regierung mit teueren Anträgen in die 
Tasche greifen, um Karamellen unter die Leute zu 
werfen. 

Nehmen wir das Beispiel Witwenrente. Die Op-
position hat in ihrer Entschließung zum Agrarbericht 
1974 beantragt, die Witwenversorgung zugunsten 
jüngerer Witwen von Landwirten, und zwar ohne 
Altersbegrenzung, auszuweiten. Die Koalition hat 
dieses Begehren im Dezember 1974 leider ablehnen 
müssen; 

(Susset [CDU/CSU]: Warum „leider" ?) 

denn inzwischen — ich sage, warum; warten Sie 
ab -- weiß jedermann in diesem Lande — darf 
ich —; nein, ich erspare es mir; ich wollte sagen: 
außer der Opposition, die das nicht wissen will —, 
daß die notwendigen Mehrbelastungen in Höhe von 
150 bis 160 Millionen DM bei dieser Finanzlage ein-
fach nicht aufzubringen sind. Wir haben damals er-
klärt, daß wir über das finanzielle Unvermögen hin-
aus auch keine sozialpolitische Notwendigkeit zu 
einer solchen Maßnahme sehen. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Das ist schlimm 
genug! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ich sage Ihnen, warum; warten Sie ab. Mit der 
Reform des Familienlastenausgleichs — ich erinnere 
an das Kindergeld — sind auch die landwirtschaft-
lichen Familien erheblich entlastet worden. Im üb-
rigen wird das Waisengeld, das wir gestern im 
Rahmen des Achtzehnten Rentenanpassungsgesetzes 
beschlossen haben, wenigstens auch einen Teil der 
landwirtschaftlichen Familien vor sozialen Härten 
schützen. Schließlich, Herr Eigen, dürfen wir nicht 
vergessen, daß die Witwen in der Landwirtschaft 
schon jetzt versorgt sind, sofern der verstorbene 
Ehemann Altersgeldempfänger war, die Witwe das 
60. Lebensjahr erreicht hat oder Erwerbsunfähigkeit 
vorliegt. Am Beispiel der Alterssenkung für Witwen 
hat die Opposition aller Welt gezeigt, wie sie un-
überlegt und, ich will einmal sagen, etwas markt-
schreierisch versucht, ihr soziales Defizit auszuglei-
chen. Ich frage einfach: Ist es fein kalkuliert oder 
schlicht hemmungslos, wie sie hier in dieser Frage 
zu Werke geht? Da werden in der CDU Beschlüsse 
gefaßt und laut verkündet, man wolle auf neue, 
ausgabenerhöhende Anträge verzichten und bereits 
eingebrachte Anträge zurückziehen, aber beinahe 
zur gleichen Zeit stellt die Opposition Anträge zur 
Diskussion, die in die Millionen gehen. 

Ein weiteres Beispiel für oppositionelle Unge-
reimtheiten: Die CDU/CSU hat einen Gesetzentwurf 
eingebracht — er ist inzwischen von uns abgelehnt 
worden —, wonach in das Gesetz über die Kranken-
versicherung für Landwirte ein Beitragszuschuß ein-
geführt werden sollte, mit dem ein Teil der kriegs-
beschädigten Landwirte von der Beitragsleistung 
freigestellt werden sollte. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Das haben wir 20 
Jahre lang vorher gemacht!) 

Diese Vergünstigung aber sollte ja nicht allen zu-
gute kommen, sondern nur dem Teil der landwirt-
schaftlichen Unternehmer, die schwerbeschädigt oder 
Witwen im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes 
sind. Nicht einbezogen werden sollten die Kriegs-
eltern und auch nicht die übrigen beschädigten Land-
wirte und die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
gleichgestellten Gruppen. 

Ich will mir ersparen, was mein Kollege Fritz 
Schonhofen in der Debatte über den Gesetzentwurf 
bereits eingehend zu den Ablehnungsgründen vor-
getragen hat. Aber eines will ich sagen: Dieser Ge-
setzentwurf hat erneut bewiesen, wie wenig Ver-
ständnis die Union für das System der Sozialver-
sicherung aufbringt, und daß sie obendrein in unred-
licher Weise versucht, unter den betroffenen kriegs-
beschädigten Landwirten den Eindruck zu erwecken, 
als ob im Krankenversicherungsschutz ihnen und 
ihren Angehörigen die freie Heil- und Krankenbe-
handlung für Nichtschädigungsfolgen genommen 
worden sei. Richtig dagegen ist — daß muß man doch 
einfach sehen und sagen —, daß das Bundesversor-
gungsgesetz diese Leistungen subsidiär aus allge-
meinen sozial- und versorgungsrechtlichen Gesichts-
punkten vorsieht, und zwar für jene Kriegsopfer, 
deren Sicherung im Krankheitsfall auf andere Weise, 
wie z. B. durch eine Pflichtversicherung, nicht ge-
sichert ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In der Praxis 
läuft es genau auf das hinaus, was wir ge

-

sagt haben!) 

— Aber Sie wollten dafür mehr Geld ausgeben! 

(Kiechle [CDU/CSU] : 20 Jahre lang hat 
dieser Staat die kriegsbeschädigten Land

-

wirte kostenlos heilbehandelt! Jetzt, seit 
Sie an der Regierung sind, zahlen sie 
100 DM Beitrag! Das ist das ganze Geheim

- nis!) 

— Herr Kiechle, Sie wissen genau, daß es in das 
System der Sozialversicherung nicht paßt. Sie woll-
ten vor allem eines, Sie wollten eine Sonderwurst 
haben, damit auch alle anderen, bei denen der Fall 
ähnlich gelagert ist, das gleiche Recht darauf hätten 
und hier eine Erweiterung vorzunehmen wäre. 

(Susset [CDU/CSU] : Nein, wir wollen den 
alten Rechtszustand herstellen! — Kroll- 
Schlüter [CDU/CSU] : Verstehen Sie das 

nicht?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich bitte Sie doch 
um etwas Ruhe. 

Wolf (SPD) : Im Ergebnis war dieser Oppositions-
antrag also nichts anderes als Stimmungsmache, und 
obendrein stand er auch im krassen Widerspruch zu 
den Sparsamkeitsbeteuerungen der gesamten Frak-
tion. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Na, mein 
Lieber!) 

Der Agrarbericht 1975 macht erneut deutlich, daß 
das System der sozialen Sicherung für die bäuerliche 
Bevölkerung in den vergangenen fünf Jahren her- 
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vorragend ausgebaut worden ist. Man kann hier 
sagen: Das System ist vollendet worden, Ich will 
darauf verzichten, die Entwicklung der Agrarsozial-
politik und die Leistungen dieser Koalition im ein-
zelnen darzustellen. Das wäre sicherlich interessant, 
aber das ist wiederholt geschehen; das ist überall 
nachlesbar. 

(Stücklen [CDU/CSU] : So viel Zeit hätten 
Sie doch! Da brauchen Sie nicht viel Zeit! — 

Na, na! bei der SPD) 

Aber ich will darauf hinweisen, daß die sozialen 
Leistungen und die Initiativen dieser Regierung 
auch an der Steigerung der staatlichen Mittel abzu-
lesen sind. Als die sozialliberale Koalition 1969 be-
gann, wurden noch 841 Millionen DM für Agrar-
sozialpolitik aufgewendet. Heute sind es bereits 
2,6 Milliarden DM, die den Landwirten zugute kom-
men. Kein anderer Berufsstand — darauf sind wir 
stolz, wenn es um die Landwirtschaft geht — ge-
nießt das Privileg, daß 87,5 °/o des Beitragsaufkom-
mens zur gesetzlichen Altersversicherung aus Steu-
ermitteln aufgebracht werden. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das ist kein Privileg, 
sondern das ist die Folge des Strukturwan-

dels!) 

— Weil Sie diese Entwicklung vorher nicht gewollt 
haben, Herr Dr. Ritz. 

(Susset [CDU/CSU] : Das haben doch Sie 
nicht erfunden!) 

Wir tun dies, weil wir den besonderen Verhältnis-
sen in der Landwirtschaft Rechnung tragen. 

Mit Genugtuung stellen wir fest, daß diese Poli-
tik nicht nur unter den Landwirten allgemeine An-
erkennung findet, sondern sogar bei den berufs-
ständischen Vertretungen des Deutschen Bauernver-
bandes. Ich darf auf die Fachzeitschrift „Bauernkor-
respondenz" verweisen — lesen Sie es bitte nach —, 
die vom Deutschen Bauernverband herausgegeben 
wird. In der letzten Nummer steht sehr deutlich, 
wie sich die Beiträge zur Altersversicherung in die-
sem Jahr auszahlen. Das Ergebnis ist verblüffend, 
vor allem der Vergleich mit anderen Berufen. Wir 
sind dem Deutschen Bauernverband dankbar dafür, 
daß er schlüssig nachweist, wie sehr der Staat — 
d. h. die Steuerzahler — in die soziale Sicherung der 
Landwirtschaft einbezogen worden ist. 

Angesichts dieser Tatsache wird es schwer, zu-
sätzliche Ausweitungen und weitere Nachschläge zu 
fordern. Wir sind davon überzeugt, daß die Ent-
wicklung in der Agrarsozialpolitik nicht stehenblei-
ben wird. Aber — auch diese Frage sei erlaubt —: 
Wohin kann sie führen, wenn dabei auch Ziele und 
Maßnahmen für die Gesamtheit überlegt werden 
müssen? Wir Sozialdemokraten kennen sehr wohl 
die Forderung, ein Altersgeld als Vollversorgung 
zu gewähren oder die Landwirte in die allgemeine 
Rentenversicherung einzubeziehen. Wir haben die-
ses Problem eingehend geprüft und mußten zu un-
serer Überraschung feststellen, daß das landwirt-
schaftliche Altersgeld heute in der Nähe der durch-
schnittlichen Altersrenten in der Rentenversicherung 
der Arbeiter liegt. Ich gebe gern zu: die Altersren-

ten der Angestelltenversicherung liegen im Durch-
schnitt allerdings etwas höher. Wir haben ausge-
rechnet, daß die Beitragsleistung je Landwirt im Jah-
re 1985 ca. 66,50 DM pro Monat betragen wird. Wer-
den die Landwirte dagegen in die allgemeine Renten-
versicherung einbezogen, dann wird die Belastung 
je Landwirt bei gleicher Leistung des Versicherungs-
trägers 244 DM pro Monat ausmachen. Daraus folgt, 
daß die Beibehaltung des Sondersystems die Land-
wirtschaft sehr viel günstiger stellt als eine Einbe-
ziehung in die allgemeine Rentenversicherung. 

Meine Damen und Herren, verantwortliche Agrar-
sozialpolitik heißt deshalb: Das Sondersystem für 
die soziale Sicherung der Landwirte muß beibehal-
ten werden. Es ist so lange sinnvoll und notwendig, 
wie sich der Strukturwandel der Landwirtschaft fort-
setzt, Einkommensunterschiede zur übrigen Bevöl-
kerung bestehen und damit besondere staatliche 
Hilfen erforderlich werden. Verbesserungen in der 
Altershilfe können deshalb nur noch struktureller 
Art sein. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist 
die Waisenrente, die zusätzlich 22 Millionen DM 
kostet. Diese Maßnahme ist sozial notwendig und 
der Gesamtheit gegenüber vertretbar. 

Sozialpolitik setzt aber auch Beharrlichkeit und 
Augenmaß voraus. Dazu gehört, die Grenzen zu 
sehen und die Notwendigkeit zu erkennen, das Sy-
stem nicht auf Kosten der Allgemeinheit ausufern 
zu lassen. Bevor wir weitere Schritte unternehmen 
— das soll selbstkritisch angemerkt werden —, müs-
sen wir alle gemeinsam eingehend prüfen, ob das 
Prinzip der Solidarität in der sozialen Sicherung der 
Landwirte bereits genügend beachtet ist. Ich habe 
den Mut, hier zu sagen: Wir wissen, daß es gut ver-
dienende und weniger gut verdienende Landwirte 
gibt, und es sollte auch zukünftig erlaubt sein, die 
Frage zu stellen, ob es nicht notwendig ist zu prü-
fen, ob die gut verdienenden ein wenig mehr für die 
soziale Sicherheit des Berufsstandes leisten sollten. 
Soziale Sicherheit nach außen fordern heißt auch 
den Grundsatz im Berufsstand selbst praktizieren. 

Der Agrarbericht ist eine Fleißarbeit, die uns, wie 
ich meine, in gefälliger Form und leicht lesbar wich-
tige Informationen an die Hand gibt. Wenn er auch 
in manchen Bereichen nicht ganz zufriedenstellend 
sein mag, so muß für den Sozialbereich doch gesagt 
werden: Die Ergebnisse sind ausgezeichnet, die Ziele 
klar und die Maßnahmen gerecht und finanziell ver-
tretbar. Einen besseren Sozialbericht werden wir im 
nächsten Jahr sicher nicht erwarten können, es sei 
denn, es wird sozusagen noch ein I-Punkt darauf

-

gesetzt, indem eine Aussage über die Auswirkun-
gen der sozialen Maßnahmen auf das Einkommen 
in der Landwirtschaft gemacht wird. Wir werden 
dann sicher feststellen können, daß es bei den Ein-
kommen in der Landwirtschaft wenigstens in einigen 
Teilbereichen — ich will mich vorsichtig ausdrük-
ken — besser aussieht. Ich meine, wir sollten die 
Bundesregierung bitten, eine Untersuchung in dieser 
Richtung vorzunehmen. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Dr. Riede. 

Frau Dr. Riede (Oeffingen) (CDU/CSU) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Zu Eingang 
meiner Ausführungen möchte ich meinem Vorredner 
noch einen Satz entgegenhalten. Es ist richtig: die 
CDU/CSU hat beantragt, die Witwenrente für die 
Landwirtschaft einzuführen, und zwar stufenweise. 

(Gallus [FDP] : Selber zahlen!) 

Wir hätten Verständnis dafür gehabt, wenn Sie ge-
sagt hätten, im Moment habe die Regierung dafür 
kein Geld. Wenn Sie aber sagen, dies sei nicht not-
wendig, haben wir dafür kein Verständnis! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will mich nun bemühen, in möglichst kurzer 
Zeit einige wesentliche Dinge zu drei Bereichen des 
Agrarberichts zu sagen, nämlich zur Verbraucher-
politik, zur Situation im Gartenbau und zur Situa-
tion im Weinbau. 

Im Jahre 1974 wurden knapp 50 % des Bruttoso-
zialprodukts durch die privaten Haushalte ausgege-
ben, während der Staat nur knapp 20 % verbrauchte. 
Dadurch wird deutlich, daß der Verbraucher eine 
außerordentlich große Bedeutung für die gesamte 
Volkswirtschaft hat. Die Deckung des hauswirt-
schaftlichen Bedarfs erfolgt überwiegend über die 
privaten Haushalte. Man sollte daher annehmen, 
daß der private Haushalt die dominierende Macht 
am Markt darstellt. Die Gesamtheit der privaten 
Haushalte mit ihrer Kaufkraft von fast der Hälfte 
des Volkseinkommens könnte den Markt tatsächlich 
beherrschen, wenn ihre Akteure, nämlich die Ver-
braucher, ökonomisch mündige Bürger wären und 
ihre Funktionen auf dem Markt entsprechend wahr-
nähmen. Die Realität sieht aber anders aus. Der 
Verbraucher, der dem Markt weitgehend passiv 
gegenübersteht, ist einer Flut von überwiegend in-
teressengebundenen Informationen über das Markt-
angebot ausgesetzt. Seine Entscheidung ist mangels 
besseren Wissens oft zufällig. Hier muß der Hebel 
angesetzt werden. Der Verbraucher muß aus volks-
wirtschaftlichen Erwägungen ganz ernst genommen 
werden. Von seiner Bildung und Ausbildung hängt 
es ab, ob er seine Kaufentscheidungen weiterhin 
mehr oder weniger zufällig trifft oder ob er das 
nötige Verbraucherbewußtsein hat, mit dem das 
Wirtschaftsgeschehen beeinflußt werden kann. Da-
bei ist es außerordentlich wichtig, daß der Verbrau-
cher z. B. über Einflüsse auf die Gesundheit des 
Menschen und die Ernährung genauer informiert ist, 
denn Sattwerden allen genügt nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn im Agrarbericht zu lesen ist, daß der durch-
schnittliche Kalorienverbrauch je Einwohner — wie 
schon im vorausgegangenen Jahr — wesentlich hö-
her war als der Bedarf, so sollte in diesem Zusam-
menhang auch auf den Kaloriengehalt der Getränke 
hingewiesen werden. Es wurde errechnet, daß ein 
Erwachsener im Laufe eines Jahres so viel Kalorien 
durch Getränke zu sich nimmt, wie der gesamte Ka-

lorienbedarf eines Monats — also Essen und Trin-
ken zusammengenommen — ausmacht. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Auch bei 
Wasser?) 

— Nein. Ich gehe davon aus, daß Sie kein Wasser 
trinken. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Doch, ich 
trinke nur Wasser! — Dr. Ritz [CDU/CSU] : 
Das sieht immer so gelb aus! Ich bin nicht 

so sicher, ob das Wasser ist!) 

— Meine Herren, Sie werden sicherlich Verständnis 
dafür haben, daß gerade ich in diesem Zusammen-
hang darauf hinweisen möchte, daß Bier doppelt so-
viel Kalorien hat wie Wein. Ich empfehle Ihnen des-
halb, dem Weinkonsum den Vorrang zu geben. Be-
dauerlich ist nur, daß das Angebot an qualitativ 
hochwertigen Weinen, z. B. im Restaurant des Bun-
deshauses, sehr schmal ist. 

(Zustimmung) 

Ich bin gern bereit, die für den Einkauf Verantwort-
lichen entsprechend zu beraten. 

(Beifall) 

In der Parlamentarischen Gesellschaft war ich auf 
diesem Gebiet bereits aktiv. Bitte, überzeugen Sie 
sich: Dort können Sie jetzt sehr preisgünstig her-
vorragende Weine trinken. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gallus [FDP] : 
Nach dem Motto: Kenner trinken Württem

-

berger!) 
— Genau! 

Aufgabe der Ernährungsaufklärung und Ernäh-
rungsberatung muß es deshalb sein, nicht nur das 
Wissen um richtige Ernährung zu verbreiten, son-
dern auch erzieherisch tätig zu sein. Je früher die 
Ernährungserziehung beginnt, um so erfolgreicher 
ist sie. Denn falsche Ernährung, über Jahrzehnte 
praktiziert, läßt sich nur sehr mühevoll normalisie-
ren. Hier ist noch ein großer Nachholbedarf an Auf-
klärung. 

Sicherlich ist es richtig, wenn im Agrarbericht 
steht — ich zitiere —: 

Zentrales Ziel der Verbraucherpolitik im Ernäh-
rungsbereich ist es, die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß sich ein informierter, kritischer 
Verbraucher auf einem funktionsfähigen Ernäh-
rungsgütermarkt zu angemessenen Preisen mit 
den Nahrungsgütern versorgen kann, die ihm 
eine optimale Ernährung ermöglichen. 

Um diesem Ziel näherzukommen, ist es wichtig, daß 
die bestehenden Institutionen der Verbraucherauf-
klärung ihre Arbeit besser koordinieren und aufein-
ander abstimmen, damit alle Bereiche erfaßt werden. 
Selbstverständlich muß die gesamte Verbraucher-
arbeit aus dem Gerangel der Parteien herausgehal-
ten werden, und genauso selbstverständlich gehört 
die gesamte Verbraucherarbeit in die Zuständigkeit 
des BML. Andere Ministerien sollten diese Zuord-
nung respektieren. Nur so können die 25 Millionen 
DM, die für die gesamten Verbraucherorganisationen 
im Bund und in den Ländern einschließlich der rund 
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100 Beratungsstellen und der Stiftung Warentest für 
1975 zur Verfügung stehen, effektiv eingesetzt wer-
den. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ein wichtiger Faktor für die Verbraucher sind die 
Preise. Natürlich sind die Verbraucher nicht glück-
lich darüber, daß auch die Lebensmittelpreise im 
Wirtschaftsjahr 1974 wieder angestiegen sind und 
auf Grund der Agrarpreisverhandlungen in Brüssel 
teilweise nochmals ansteigen werden. Die gesamten 
Lebenshaltungskosten einschließlich der Lebensmit-
tel sind aber noch stärker angestiegen. Der größte 
Preistreiber im vergangenen Jahr war nicht die 
Landwirtschaft, sondern der Staat. Die Preise bei der 
Bahn kletterten um durchschnittlich 10 %, bei der 
Post um 14,9 /%. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Das Briefporto stieg sogar um 25 % an. Deshalb 
kann man doch nicht die Bauern anklagen, sie seien 
für die Preissteigerungen bei Lebensmitteln verant-
wortlich. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Wahrheit sieht ganz anders aus. Nach den 
Angaben des Statistischen Bundesamtes im Mate-
rialband des Agrarberichts haben die landwirt-
schaftlichen Erzeugerpreise im Jahre 1974, vergli-
chen mit dem Vorjahr, nur um 0,1 % zugenommen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

während im gleichen Zeitraum die Einkaufspreise 
für landwirtschaftliche Betriebsmittel um 12,5 % an-
gezogen haben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist das wahre Bild!) 

Das heißt, daß das Einkommen der Bauern rück-
läufig ist. Schuld an der Preissteigerung ist deshalb 
nicht die deutsche Landwirtschaft, sondern die In-
flationspolitik dieser Regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schmidt 
[Gellersen] [SPD] : Das paßt doch gar nicht 
zu Ihrem Charme! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Niemand kann billiger verkaufen als erzeugen. Das 
verstehen auch die Verbraucher; man muß ihnen 
nur die Zusammenhänge aufzeigen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Noch ein kurzes Wort zur Situation der Garten-
baubetriebe. Die finanzielle Situation ist schlecht —
mit Ausnahme der Baumschulbetriebe. Vor allem 
die Unterglasgärtnereien sind wegen der hohen Be-
triebskosten in ihrer Existenz gefährdet. Dazu 
kommt die Konkurrenz aus Holland. Die holländi-
schen Gartenbaubetriebe sind, wie wir alle wissen, 
mit wesentlich größeren staatlichen Hilfen ausge-
stattet als unsere Betriebe. Wir müssen deshalb da-
mit rechnen, daß in der Bundesrepublik z. B. immer 
noch mehr holländische Schnittblumen zum Niedrig

-

preis zum Verkauf angeboten werden, 

(Kiechle [CDU/CSU] : Hier vor dem Bundes-
haus!) 

obwohl im verflossenen Jahr bereits 76 % des 
deutschen Schnittblumenimports aus Holland kam; 

(Kiechle [CDU/CSU]: So ist es!) 

1960 war dieser Anteil noch 34 %, Zum Vergleich 
eine Zahl für Italien: 1960 betrug der italienische 
Anteil am deutschen Schnittblumenimport 56 %, 
während es 1974 nur noch 14 % waren. Sie sehen 
schon an diesem Beispiel, in welch prekärer Situa-
tion unsere Gartenbaubetriebe gegenüber der hol-
ländischen Konkurrenz sind. Die Bundesregierung 
vertritt die Auffassung, sie sei aus finanziellen 
Gründen derzeit nicht in der Lage, dem deutschen 
Gartenbau mehr Hilfe zukommen zu lassen. Ich 
bedauere das sehr. 

Aber Sie, meine Herren, könnten hier auch aktiv 
werden, und ich meine jetzt auch den Vorsitzenden 
des Ernährungsausschusses. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte hier nur einen kleinen Hinweis darauf 
geben, wie wir es vermögen, unseren Unterglas

-

betrieben, die Schnittblumen erzeugen, zu helfen, 
und zwar empfehle ich Ihnen: Kaufen Sie häufiger 
einmal einen schönen Strauß deutscher Schnittblu-
men! Sie können nämlich den Betrag bis zu 50 DM 
von der Steuer absetzen, denn das sind doch Wer-
bungskosten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist auch jetzt nach dem neuen Einkommen-
steuerrecht so; es wurde lediglich der Betrag von 
100 auf 50 DM herabgesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Eßt deutsche Bananen!) 

Sie können also steuerliche Vergünstigungen erzie-
len und gleichzeitig unseren Gärtnern helfen. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang einmal auf das 
gute Beispiel von Herrn Wehner hinweisen; viel-
leicht hat er bald einmal wieder die Gelegenheit, 
hier Blumen zu überreichen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
Kiechle [CDU/CSU]: Wehners Rosen haben 

zu viele Dornen!) 

Zum Schluß noch ein Wort zum Weinbau; ich 
möchte aber nur zu einem Problemkreis Stellung 
nehmen, damit wir dann schnell nach Hause können. 
Im Agrarbericht steht, die Einkommen in den Wein-
baubetrieben seien im Wirtschaftsjahr 1973/74 durch 
die Rekordweinmosternte angestiegen, obwohl die 
Weinmostpreise vor allem in Rheinland-Pfalz und 
speziell an der Mosel nachgegeben haben. 

Bemerkenswert ist, daß in diesem Zeitraum zum 
erstenmal Weinbaubetriebe mit überwiegend Flach- 
und Hanglagen ein höheres Betriebseinkommen pro 
Arbeitskraft erbracht haben als Weinbaubetriebe 
mit überwiegend Steillagen, nämlich 25 000 zu 23 000 
DM pro AK; der Herr Minister hat heute morgen 
schon kurz darauf hingewiesen. Beim Reineinkom-
men, also beim Gewinn — und was unter „Gewinn" 
in der Landwirtschaft zu verstehen ist, brauche ich 
Ihnen nicht zu erklären —, ist der Unterschied noch 
gravierender. Weinbaubetriebe mit überwiegend 
Flach- und Hanglagen haben im verflossenen Wirt-
schaftsjahr einen Gewinn von 30000 DM pro Fami- 
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lien-AK erzielt, während der Gewinn der Weinbau-
betriebe mit überwiegend Steillagen nur 22 000 DM 
pro Familien-AK betragen hat. 

Die Gegenüberstellung der Gewinne dieser bei-
den Betriebsgruppen, verglichen mit dem Vorjahr, 
gibt ein düsteres und deshalb sehr besorgnis-
erregendes Bild. Während Weinbaubetriebe mit 
überwiegend Flach- und Hanglagen ihr Reinein-
kommen um 4,6 % verbessern konnten, betrug der 
Zuwachs bei Weinbaubetrieben mit überwiegend 
Steillagen nur 1,7 %. Das bedeutet, verglichen mit 
der Inflationsrate, für beide Betriebsgruppen rück-
läufige Einkommen bei steigenden Ausgaben. Dem-
gegenüber ist im gleichen Zeitraum der gewerbliche 
Vergleichslohn um 13 % gestiegen. 

Weinbau in Steillagen ist erheblich mühsamer 
und deshalb arbeits- und lohnintensiver. Es muß 
damit gerechnet werden, daß aus Rentabilitäts-
gründen der Weinbau in Steillagen zugunsten des 
Anbaus in Flach- und Hanglagen rückläufig sein 
wird. Das ist letzten Endes ein Qualitätsproblem, da 
in unseren geographischen Breiten Weine aus Steil-
lagen in der Regel höhere Mostgewichte erzielen als 
die aus Flach- und Hanglagen. Die Sonnenintensität 
ist dort am höchsten, wo die Sonnenstrahlen im 
rechten Winkel auftreffen. Da in unseren geographi-
schen Breiten die Sonne nur an wenigen Tagen im 
Hochsommer im Zenit steht, die Reben aber sehr 
viel Sonne brauchen, reifen die Trauben in Steil-
lagen in der Regel besser. Das heißt, bei der hier 
aufgezeigten Einkommensentwicklung im Weinbau 
laufen wir Gefahr, daß der Anbau von qualitativ 
hochwertigen Weinen rückläufig wird. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Das wäre eine Entwicklung, die wir überhaupt nicht 
brauchen können, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

denn auf dem Weltmarkt sind wir mit unseren Wei-
nen nur wegen ihrer Qualität konkurrenzfähig. 

(Allseitige Zustimmung) 

Wenn nun auch noch von Brüssel aus unter ande-
rem versucht wird, für die Bezeichnung „Qualitäts-
wein BA" einen höheren Mindestalkoholgehalt zu 
fordern, besteht die Gefahr, daß ein wesentlicher 
Teil der deutschen Weinbaugebiete diesen Mindest-
alkoholgehalt nicht aufweisen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist unerhört!) 

Diese Weine müßten als Tafelweine bezeichnet 
werden. Unsere Winzer können aber angesichts der 
hohen Erzeugerkosten von der Tafelweinproduk-
tion nicht existieren. Wenn es aber keinen deut-
schen Qualitätswein mehr gibt, wären nicht nur wir 
in der Bundesrepublik, sondern die ganze Welt um 
ein Großkulturgut ärmer. „Deutscher Wein — einzig 
unter den Weinen", ist kein billiger Slogan, sondern 
eine Erkenntnis, die niemand bezweifelt. Wir müs-
sen deshalb alle Kräfte mobilisieren, um dieses hohe 
Kulturgut zu erhalten — für uns und für die Freunde 
des deutschen Weines auf der ganzen Welt. 

Ich darf doch wohl davon ausgehen, daß auch 
Sie, Herr Minister, sich dafür einsetzen werden,  

daß der deutsche Qualitätsweinbau erhalten bleibt. 
Denn in Bayern gibt es nicht nur Bier, sondern auch 
Frankenweine. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich sehe, daß der 
Beifall — trotz einiger Passagen, die Meinungsver-
schiedenheiten hervorrufen dürften - allgemein ist. 
Das Haus freut sich der Verheißung guten Weines 
in seinem Restaurant, und die Damen der Parlamen-
tarier der Schnittblumen, die sie nun geschenkt 
bekommen werden. 

(Heiterkeit) 

Das Wort hat der Herr Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten. 

Ertl . , Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich darf, verehrte, 
liebe Frau Dr. Riede, hinzufügen: meine Heimat-
stadt München ist jene Stadt in Deutschland, die pro 
Kopf den höchsten Weinkonsum hat. 

(Frau Dr. Riede [Oeffingen] [CDU/CSU] : 
Wie hoch?) 

— Das weiß ich natürlich nicht auswendig, aber 
den höchsten hat sie. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Das können Sie in der Statistik nachlesen. Ich 
werde Ihnen das schriftlich liefern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Trotzdem haben wir auch noch einen guten Bier-
konsum. Deshalb haben wir natürlich einen höheren 
Kalorienansatz, wie man am Äußeren sieht. Aber 
ich muß Ihnen auch hier sagen, liebe Frau Riede: 
wenn das Glück der Welt nur noch in Kalorien-
beschränkung besteht, dann bin ich froh, wenn 
ich zu denen gehöre, die diese Welt nicht mehr als 
Lebender genießen können. Ich lebe also ganz gern 
von der Schweinshaxe, alles wegen der Kalorien. 
Weil es für mich eine Lebensfreude ist. Jeder muß 
es machen, wie er will. 

Aber ich bedanke mich auch sehr für den Hinweis 
auf den Weinbau. Ich möchte sagen: wir haben den 
nicht ganz vergessen, verehrte Frau Riede. Wir tun 
sehr viel für Steillagen und sehr viel für die Flur-
bereinigung. Sagen Sie mal das Ausmaß der Bezu-
schussung in der Flurbereinigung den Weinbauern! 

Wenn ich mir die Herbstsituation vor Augen 
führe, habe ich eher den Eindruck, daß manche 
Klage an mein Ohr gedrungen ist, wir hätten zuviel 
Qualitätsweine und wir sollten wegen der Lagerung 
mehr Tafelweine haben. Aber das ist sehr unter-
schiedlich. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Doch, doch. Man darf es nicht nur aus württem-
bergischer Sicht sehen. 

(Frau Dr. Riede [Oeffingen] [CDU/CSU) : 
Oh nein! — Weitere Zurufe. 
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— Dann sind Sie nicht gut informiert. Fragen Sie 
hier mal nach! 

Aber im Grunde genommen haben Sie Recht, und 
da sind wir ganz einig. Die Position des deutschen 
Weinbaus besteht in der Qualität. Wir haben alle 
gemeinsamen Anstrengungen zu unternehmen, diese 
Qualität so gut wie möglich zu gestalten. Dann wird 
auch der Markt um so besser sein. Das beweisen 
auch die unterschiedlichen Absatzpositionen inner-
halb der verschiedenen Weinbaugebiete in Deutsch-
land. 

Ihren Appell bezüglich der Schnittblumen kann 
ich voll unterstützen. Das gilt aber auch für das An-
gebot. Ich wundere mich, daß nur die Holländer 
vor dem Ministerium Blumen verkaufen. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Da haben 
Sie völlig recht!) 

Die Holländer fahren in fast jedes Ministerium, sie 
können sogar die unterschiedlichen Öl- und Benzin-
kosten bezahlen. So groß ist die Differenz nicht. Da 
wundere ich mich über das Angebot; ich sage das 
mal in aller Offenheit. Ich gehöre übrigens zu denen, 
die ihrer Frau sehr gerne Schnittblumen kaufen; 
da können Sie mal meinen Gärtner fragen, namens 
Gaugenrieder in Bad Wiessee. 

(Frau Dr. Riede [Oeffingen] [CDU/CSU] : 
Das ist Schleichwerbung!) 

Dem geht es übrigens auch gar nicht so schlecht, 
weil er eben einen umfangreichen Detailverkauf hat. 
Auch das gehört zum Gartenbau. Aber ansonsten 
Frau Dr. Riede: Herzlichen Dank! 

Herr Kollege Rainer hat die Frage gestellt, ob die 
Franzosen nicht schon früher nationale Maßnahmen 
getroffen hätten. Ich weiß nicht, ob Sie in Savoyen 
waren, Herr Kollege Rainer. Ich würde Ihnen bzw. 
dem Herrn Vorsitzenden des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten dringend raten, 
eine Delegation dieses Ausschusses in das Berg-
bauerngebiet der Franzosen zu schicken, und zwar 
nicht nur nach Savoyen, sondern in die ganze Al-
penregion und z. B. auch in das Massif Central. 

(Gallus [FDP] : Da waren wir!) 

— Wenn Sie dort waren, dann werden Sie ja fest-
gestellt haben, welch' „umfangreiche" Förderungen 
es dort gibt. Sie können nämlich 100 km weit fahren 
und sehen dort noch nicht einmal einen neuen 
Fensterstock. 

(Gallus [FDP] : Sehr gut!) 

So ist die Situation, sehr zu meinem Leidwesen. Hier 
liegt die Problematik, die Ursache der unterschied-
lichen Lebensverhältnisse. Solange wir in Europa 
die unterschiedlichen Lebensverhältnisse nicht eini-
germaßen angleichen können, wird es auch sehr 
schwierig sein, eine Harmonisierung der Wirt-
schafts- und Währungspolitiken herbeizuführen. Das 
ist eines der grundlegenden Probleme. 

Ich will mich hier nicht in die Probleme Frank-
reichs einmischen — das steht mir gar nicht zu —, 
aber eines steht fest: Wenn Frankreich auch nur 
annähernd ähnliche Anstrengungen gemacht hätte, 
wie wir sie z. B. auf dem ganzen Sektor der Verbes-

serung von Betriebs- und Wohngebäuden gemacht 
haben, würde die Landwirtschaft in der Alpenregion, 
im Massif Central in einer ganz anderen Ertrags-
position und auch in einer anderen Gesamtposition 
sein. Mehr will ich gar nicht sagen. 

(Rainer [CDU/CSU] : 400 Millionen Franc 
1973!) 

— Dann müssen Sie sagen, wofür. Fürs Kindergeld? 
Aber Sie werden doch nicht sagen wollen, daß dort 
in großem Umfang investiv gefördert wird, Herr 
Rainer. Wenn Sie das behaupten, dann informieren 
Sie mich doch, bitte schön, darüber, wo das ist; das 
möchte ich selber sehen. 

(Rainer [CDU/CSU] : Herr Gallus war mit 
dabei!) 

— Also, bitte schön! Ich kann Ihnen ja einmal sagen, 
was mir gesagt worden ist: daß nämlich der Milch-
preis im Oktober vorigen Jahres 37 Pfennig betrug. 
Diese Zahl habe ich auch im Ernährungsausschuß 
mitgeteilt. 

Tatsache ist weiter: Es gab nur zwei Länder, in 
denen die Anwendung der Bergbauernrichtlinie 
eine gewisse Verzögerung erfahren hat, nämlich: 
Italien und Frankreich; das ist der Sachverhalt. 

Dann kam die Frage mit den Arbeitslosen bei den 
Nebenerwerbslandwirten wieder hoch. Da müssen 
Sie mir endlich einmal Beispiele nennen, verehrter 
Herr Kollege Rainer. Es geht nämlich nicht an, daß 
man ununterbrochen — bis hinein in die Wochen-
blätter Dinge in den Raum stellt, die nicht nach-
weisbar sind. Hier sitzt meine Referentin. Sie ist 
nach Nürnberg gefahren und hat mit der Bundes-
anstalt für Arbeit gesprochen. Ergebnis: Es konnte 
ihr bis auf eine Ausnahme in Oberfranken, die zur 
Zeit beim zuständigen Landesarbeitsamt geprüft 
wird, kein Fall genannt werden. Ich nehme an, daß 
diese Ausnahme auch Herrn Niegel bekanntgewor-
den ist. Er hat dann eine Anfrage eingebracht und 
gesagt: Das ist generell so. Ich kann Ihnen hier nur 
das sagen, was mir meine Mitarbeiter nach persön-
licher Rücksprache im Verwaltungsrat der Bundes-
anstalt für Arbeit mitgeteilt haben. Wenn Sie also 
so etwas behaupten, dann nennen Sie bitte einmal 
die Leute. Dann werden wir das prüfen. Dabei 
müssen Sie auch immer prüfen — denn auch die 
Opposition hat viele Gesetze, die heute gelten, mit 
beschlossen -, ob die Nebenerwerbslandwirte an-
ders behandelt werden als andere Arbeitnehmer. 
Oder ob nicht bei anderen Arbeitnehmern, wenn es 
z. B. um die 20 Wochenstunden geht, in gleicher 
Weise verfahren wird. Das müssen Sie, wie gesagt, 
ebenfalls sehr genau prüfen, damit hier nicht un-
unterbrochen mit falschen Berichten Nervosität er-
zeugt wird. 

Eines, Herr Rainer, war kurios; das amüsiert mich. 
Sie haben gesagt: Die Förderungsschwelle lehnen 
wir ab, weil sie Bezug auf den Vergleichslohn in den 
übrigen wirtschaftlichen Bereichen nimmt. Gleich-
zeitig haben Sie aber gesagt: Wir fordern eine 
Preispolitik, die das auch beinhaltet. Also bei der 
Preispolitik wollen Sie die Parität haben, bei der 
Förderung wollen Sie keine Förderung, die an die- 
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sem Ziel ausgerichtet ist. Ich muß sagen, das ist eine 
sehr interessante Variante. Ich habe sonst gar nichts 
mehr dazu zu bemerken. Das ist eine sehr interes-
sante Variante, die für mich außerordentlich „lo-
gisch" und „zwingend" war. 

Jetzt komme ich zu ein paar Bemerkungen von 
Herrn Eigen. Herr Eigen, ich sage Ihnen ganz offen: 
Ich bin gern bereit, mich der Kritik der Offentlichkeit 
zu stellen, Ihrer Kritik ganz speziell, sie ist nämlich 
geradezu wohltuend. Ich sage Ihnen, ohne anmaßend 
zu sein: Was ich in diesen fünf Jahren in Brüssel 
und im nationalen Bereich für den ländlichen Raum 
und für die Landwirtschaft getan habe, kann ich in 
der Form gern verantworten, daß, wenn die Land-
wirtschaft bei der gesamten Agrarpolitik seit 1945 
keinen größeren Schaden genommen hat als diesen, 
sie wahrscheinlich durch diesen „Schaden" recht 
lange erfolgreich leben kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Bewe

-

runge (CDU/CSU) : Sie sollten Ihre Vor

-

gänger nicht in ein falsches Licht bringen! 
Das ist unfair!) 

— Nein. Ich habe das nur gesagt, weil mir der Vor-
wurf gemacht worden ist, ich hätte der Landwirt-
schaft geschadet, Herr Bewerunge. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Die 10 % Einkom

-

menssteigerung in den 60er Jahren haben 
Sie immer bestritten!) 

Allein diese Grafik, verehrte Freunde, sagt genü-
gend. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Preisindex!) 

— Auch über die Preisindizes könnte ich Ihnen noch 
sehr viel Material geben — deswegen habe ich 
soviel Papier hier —; ich möchte es wegen der fort-
geschrittenen Zeit nicht tun. 

Vielmehr möchte ich jetzt auf das Thema Markt-
anteile zurückkommen. Mir liegt eine Untersuchung 
aus meinem Hause vor, in der es z. B. bezüglich der 
Entwicklung der Marktanteile bei Getreide insge-
samt von 1966/67 bis 1972/73 heißt: Bundesrepublik 
+3, Frankreich +9, Italien ± 0. Wir können das für 
die einzelnen Getreidesorten durchgehen. 

(Eigen [CDU/CSU] : Nehmen Sie mal die 
Schweine!) 

— Darauf komme ich noch. Nicht so voreilig! Sie 
haben kein Glück, Sie starten immer zu früh. 

Bei Zucker sieht die Situation folgendermaßen 
aus: Bundesrepublik Deutschland +3, Frankreich +9, 
Italien —3, 

Ich habe noch etwas, was Sie interessiert — das 
habe ich extra für Sie herausgesucht —, nämlich 
Frischobst; da ist es umgekehrt: Deutschland —3, 
Frankreich +3, aber Italien —7. 

Jetzt komme ich zu Rind- und Kalbfleisch: Bundes-
republik Deutschland —4, Frankreich —3, Italien 
+ 1. Daran sehen Sie die Kuriosität dieser ganzen 
Statistik. 

Bei Schweinefleisch sieht es folgendermaßen aus: 
Bundesrepublik Deutschland — 4, Frankreich— 3, Ita-
lien +2. 

Sie sehen: Mit diesen Zahlen können Sie schlicht

-

weg gar nichts anfangen. Wenn man immer solche 
Behauptungen in den Raum stellt, muß man sich 
eben auf Grund der objektiven Zahlen überzeugen 
lassen. 

(Eigen [CDU/CSU] : Das ist aber der Anteil 
am europäischen Bedarf, nicht am Bedarf 

der Bundesrepublik Deutschland!) 

— Sie kennen doch die Zahlen, die sich einfach aus 
dem Agrarexport ergeben. Ich kann Ihnen nur 
sagen: Ihre Zahlen halten einer objektiven Betrach-
tungsweise nicht stand. Es ist nun einmal ein Fak-
tum, daß Ihre Zahlen objektiv nicht stichhaltig sind. 

Damit komme ich gleich zum nächsten Punkt. Dies 
ist der einzige Punkt, der mich berührt hat, Herr 
Kollege Eigen. Die Sache mit dem „Schaden" hat 
mich dagegen gar nicht berührt, weil ich mich jeder 
objektiven Kritik gern stelle. Diesbezüglich sage ich 
Ihnen: Ich setze meine „Schadenstätigkeit" gern so 
fort. — Es hat mich aber getroffen, daß gesagt 
wurde: „Warum hat uns der Bundesminister nicht 
informiert?". Hier liegt mein Brief vom 18. Februar 
mit allen Zahlen vor. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- Ach! Ich bin doch kein geistiger Wiederkäuer, 
wenn die Rindviecher auch zu meinem Ressort ge-
hören! Sie können doch nicht von mir verlangen, 
daß ich ununterbrochen geistig Wiederkaue. Ich habe 
Ihnen das vorgelegt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er meint die 
Offentlichkeit!) 

einschließlich der Frage der Beihilfen und allem, 
was damit zusammenhängt, einschließlich meines 
Widerspruchs bezüglich Grenzausgleich bei Wein 
und ähnlichem mehr. Man darf nicht an dieses Pult 
treten und sagen: Dieser Minister verschweigt das!, 
wenn er es auf acht oder zehn Seiten schriftlich 
jedem Abgeordneten zugeschickt hat. Herr Eigen, 
das ist kein guter Stil! Es tut mir leid, ich muß das 
einmal sagen, 

(Beifall bei der FDP) 

das muß man einfach einmal zur Kenntnis neh-
men — — 

(Eigen [CDU/CSU] : Ich habe nichts vom 
Bundestag gesagt, ich habe von der Öffent

-

lichkeit gesprochen!) 

— Ach, Herr Eigen! Die Presse bekommt das selbst-
verständlich auch, wie Sie wissen. Ich habe alle Zah-
len ganz objektiv genannt. Dann aber kann man hier 
nicht so polemisieren. Oder ich müßte einen Vortrag 
von zwei Stunden halten. 

Das ist eigentlich der einzige Punkt. 

(Zuruf von der SPD: Lesen muß man kön

-

nen! — Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD]: Der 
will doch gar nicht lesen! Der ist doch un

-

belehrbar!) 

Das ist eben das, was mich ein bißchen trifft, weil 
man das Gefühl hat: Man mag nicht! 

(Zuruf von der SPD: Der ist eben unbelehr

-

bar!) 
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Es kommt eigentlich nur noch ein allerletzter 

Punkt; ich will auf viele weitere Details nicht ein-
gehen. Ich will auf die globale Kritik an den Preis-
beschlüssen eingehen, Herr Kollege Ritz. Sie haben 
gesagt, wenn ich es mir richtig notiert habe: Diffe-
renzierte Preisanhebung, Abbau des Grenzaus-
gleichs, zusätzliche Beihilfen; das ist von allen Kom-
binationen die schlechteste. 

(Ritz [CDU/CSU] : Alles reingepackt!) 

Dazu muß ich Ihnen sagen: Differenzierte Preise gibt 
es, seitdem es einen Grenzausgleich gibt. Das ist die 
ganz logische Folgerung gewesen. Es hat sich also 
überhaupt nichts verändert. Wer sagt, am Grenzaus-
gleich darf überhaupt nichts geändert werden, der 
muß dann auch erklären: Ich möchte haben, daß der 
Grenzausgleich permanent angepaßt wird entspre-
chend den prozentualen Erhöhungen. Das bedeutet 
allerdings, daß dann der Grenzausgleich nicht mehr 
eine Währungsdifferenz ausgleicht, sondern daß er 
eine Währungsdifferenz plus Preiserhöhungen aus-
gleicht. Das ist genau das Problem. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe es im Ernährungsausschuß an Hand von Zahlen 
bewiesen. 

Meine Vorredner haben ja darauf hingewiesen, 
daß Sie Konkretes zu keiner Frage geäußert haben; 
insoweit muß ich die Ausführungen des Kollegen 
Ronneburger unterstreichen. Wenn man erklärt, das 
sei alles so schlecht, dann muß man sagen: Ich bin 
dafür, daß durch die Bundesregierung beispiels-
weise die Preise um 12 °/o angehoben werden und 
überhaupt nichts am Grenzausgleich gemacht wird. 

(Ritz [CDU/CSU] : Wir haben gesagt: Neun 
Prozent und nichts am Grenzausgleich 

machen!) 

Zweitens muß man sagen, wie man sich bei den 
einzelnen Produkten die Preisanhebung vorge-
stellt hätte. Es ist Ihr gutes Recht, zu sagen: Wir 
sind der Meinung, bei Zucker z. B. sind 12 % viel zu 
wenig, wir hätten 20 % erwartet! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein, aber irgendwo muß man ja Farbe beken-
nen. Man kann nicht immer nur sagen, alles sei 
schlecht. 

Aber ich will auf diese Dinge gar nicht eingehen, 
sondern ich will über das prinzipielle Problem spre-
chen. Herr Kollege Ritz — das sage ich wirklich in 
aller Freundschaft; ich muß Ihnen auch bestätigen, 
Sie haben in einer sehr objektiven und fairen Weise 
hier diskutiert —, das ist eine Frage, die uns ja alle 
sehr bedrängt. Sie wissen, daß alle politischen Par-
teien, einschließlich des Berufsstandes der Überzeu-
gung waren, es sei besser eine Kompromißlösung als 
gar keine Lösung zu finden. Ich glaube auch sagen 
zu können, daß ich das in dieser Frage dem Ernäh-
rungsausschuß so mitgeteilt habe. Ich habe gesagt, 
am Schluß wird es um 1 bis 2 % gehen. So habe ich 
das gesagt. Ich weiß auch, was dann alles erklärt 
worden ist, was mir unterstellt worden ist. Ich habe 
mich sehr bedeckt gehalten; denn das ist ja alles 
nicht so einfach. 

Verehrte Kollegen, ich will in dem Zusammen-
hang nur noch sagen: Ich unterstreiche, daß wir hier 
bald ein Europäisches Parlament mit erweiterten 
Kompetenzen haben sollten. Aber die Lösung des 
Europäischen Parlaments, meine verehrten Freunde, 
wäre keine Ertl-Lösung gewesen, sondern wäre eine 
schlechtere Lösung gewesen. Das wird mir doch nie-
mand bestreiten. Das Europäische Parlament hätte 
mindestens die 3 °/o angenommen, mit Mehrheit. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Ohne Beihilfen!) 

— Herr Früh, Sie schütteln den Kopf. Ich komme auf 
das Beihilfenthema noch besonders zurück. Sie wer-
den mir doch nicht bestreiten können — ich sage 
das gar nicht als Vorwurf —, daß alle Christdemo-
kraten in Europa außer Ihnen hier — das muß ich 
mit Dank anerkennen — gesagt haben: 3 °/o müssen 
akzeptiert werden. Diese Position haben sogar ande-
re Bauernverbände übernommen. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Etwa 3 %!) 

— Ja, etwa 3 %. Aber, Herr Kollege Früh, das ist 
eine gefährliche Lösung. Meine Lösung sieht so aus: 
2 % und 0,7 % für Benelux. Das war die ganz entschei-
dende Frage: zuzüglich der Getreidepreiserhöhung 
in Benelux. Das hing mit der Wettbewerbsposition 
auf dem Veredelungssektor zusammen. Dies war, 
wie ich sagen muß, das akrobatische Stück der gan-
zen Geschichte. Es mußte eine Relation gebracht 
werden, die echt eine Gefahr vermeidet. Die Ge-
fahr konnte auf dem Veredelungssektor nur von 
Benelux kommen, gar nicht von Italien usw. 

Es sind auch andere Zahlen genannt worden. Es 
wurde von Irland gesprochen. Da geht es um die 
Aufwertung des Grünen Pfund. Zugegeben, das sind 
alles keine idealen Lösungen. Aber es ist der ein-
zige mögliche Weg, um durch ein Mitwirken und 
durch Konzessionen aller einen für alle tragbaren 
Kompromiß zu erreichen, wobei die Wettbewerbs-
position der Deutschen darüber werden wir uns 
in einem Jahr noch unterhalten — sicherlich nicht ge-
schmälert wurde. Das ist die entscheidende Frage. 

Wir haben über eine Alternative oft nachgedacht. 
Ich selber habe das überlegt. Ich habe sogar in den 
Diskussionen gefragt: Sind wir auf Grund der öko-
nomischen Voraussetzungen für den Agrarmarkt im 
Augenblick überhaupt noch in der Lage, gemein-
same Preise festzusetzen, in welcher Form auch 
immer? Die Alternative besteht dann in Festsetzung 
der Preise nach objektiven, den einzelnen Volkwirt-
schaften angepaßten Kriterien. Das bedeutet auch 
Veränderung des Grenzausgleichs, möglicherweise 
sogar mit einer viel größeren Marge. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Das könnte der 
Fall sein!) 

Ich will weiter gar nichts sagen, weil ich glaube, daß 
es nicht sehr klug wäre, wenn ich diese Diskussion 
hier von mir aus stark initiierte. 

Ich will aber etwas zu den objektiven Beträgen 
sagen, und zwar auch hier wieder ungeschminkt po-
sitiv und negativ, soweit wir das bisher ausgerech-
net haben. 
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Am 1. Juli 1973 — das ist der Bezugspunkt, weil 

das die letzte Aufwertung war — hatten wir bei 
100 kg Weichweizen den Betrag von 4,61 DM. Für 
das jetzige Wirtschaftsjahr, 1975/76, ist der genaue 
Betrag 4,52 DM. Das setzen Sie in der Wettbewerbs-
position mit der Erhöhung der Getreidepreise bei 
unseren Nachbarstaaten an. Bei Weißzucker liegen 
die Beträge zum 1. Juli 1973 bei 10,38 DM und im 
Wirtschaftsjahr 1975/76 bei 10,93 DM. 

Ich muß Ihnen, verehrter Herr Kollege Eigen, noch 
etwas sagen. Ich habe Ihnen von der Regierungs-
bank aus nicht ohne Grund die Frage gestellt, ob 
Warengeschäfte mit Prozenten oder mit Summen 
gemacht werden. Grenzüberschreitende Geschäfte 
werden natürlich mit Summen gemacht. Ein Schles-
wig-Holsteiner wie Sie — — 

(Eigen [CDU/CSU] : Der Grenzausgleich ist 
doch wegen des Währungsausgleichs ge-
macht worden! Das wird in Prozenten ge-

macht!) 

— Nein, die Summe ist beim Grenzverkehr ent-
scheidend. Auch in der Wettbewerbsposition ist sie 
entscheidend. Wenn Sie das noch nicht glauben, dann 
lassen Sie sich einmal von den schleswig-holsteini-
schen Butterexporteuren Auskunft geben, und fragen 
Sie sie, warum sie in London so billig anbieten kön-
nen! 

(Eigen [CDU/CSU] : Aus ganz anderen Grün-
den!) 

— Sie reizen mich, hier Dinge zu offenbaren, die ich 
ungern offenbare, weil ich Schaden von der Land-
wirtschaft fernhalten will. 

Ich will Ihnen weitere Zahlen nennen, z. B. für 
Butter: 77,49 bzw. 75,11 DM. Lebende Rinder: 35,30 
bzw. 35,68 DM. 

Eine letzte Bemerkung zur Grenzausgleichsbe-
rechnung bei Marktpreis und Interventionspreis. 
Herr Kollege Eigen, Sie werden mir doch nicht be-
streiten können und auch nicht einen Gegenbeweis 
liefern können, daß sich in dem Moment, wo der 
Grenzausgleich am Interventionspreis berechnet 
wird, und der Interventionspreis erheblich über dem 
Marktpreis liegt, der Betrag erheblich erhöht. 

(Eigen [CDU/CSU] : Umgekehrt müßte er 
doch auch gelten!) 

—Also, Herr Eigen, ich bin gern bereit, diese Dinge 
mit Ihnen einmal privat zu diskutieren. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : In einer Ausschußsit-
zung werden wir uns einmal gründlich dar- 

über unterhalten!) 

— Ja, ich bin dazu gern bereit; das wissen Sie doch. 

Nun kommt ein letzter Punkt, Herr Kollege Ritz, 
die Beihilfen. Ich glaube nicht, daß mir jemand nach-
sagen kann, daß ich gesagt hätte, die Beihilfen stell-
ten einen von mir aus begrüßenswerten Tatbestand 
dar. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Sehr richtig!) 

Ich habe vielmehr immer gesagt, das sei für mich 
eigentlich der schwierigste Punkt gewesen. Von der 

Sache her hätte man es eher an den Beihilfen als 
am Grenzausgleich scheitern lassen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Beim Grenzausgleich habe ich einen so fairen Kom-
promiß gefunden, daß ich ihn voll vertreten kann. 
Das muß ich einmal ganz offen sagen. Aber die Bei-
hilfen sind der wundeste Punkt. 

Deswegen wollen wir einmal die politischen und 
ökonomischen Tatbestände überschauen: 

Erstens. Die Briten haben auf Grund der Bei-
trittsakte einen Rechtsanspruch darauf. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD]: So ist es!) 

Das ist ihnen so gegeben worden. Wir werden es 
natürlich unabhängig von den Währungsunordnun-
gen solange mit unterschiedlichen Systemen zu tun 
haben, bis die Beitrittsakte mit der vollen Harmoni-
sierung des Agrarmarktes abgeschlossen ist. Das ist 
doch völlig selbstverständlich. Wer damit nicht ge-
rechnet hat, der hätte sagen müssen, ihr dürft keinen 
Beitrittszeitraum einräumen. Das ist also ein Punkt. 
Daraus ergibt sich zwangsläufig der Bezugspunkt 
Irland und Dänemark, weil bei der starken Ver-
knüpfung der Irländer und der Dänen mit dem briti-
schen Markt, wenn man die Briten ihren Rechtsan-
spruch auf Beihilfen realisieren läßt, nicht gesagt 
werden kann, ihr aber bekommt das nicht, und die 
Dänen müssen beim Bacon allein die Zeche bezahlen. 
Im übrigen kann es gar nicht das deutsche Interesse 
sein, Herr Eigen; denn wenn ich für die Dänen bei 
Bacon keine Sonderlösung finde, müssen die Dänen 
ihren Schweineexport mehr nach Deutschland um-
lenken, da sie nicht nach Großbritannien exportie-
ren können. Ich habe aber ein Interesse daran, daß 
der Bacon-Export nach England läuft. Dies ist eine 
nationale Sondermaßnahme, die einfach in der poli-
tischen Realität begründet ist. 

Zweiter Punkt. Auch wir haben ein Interesse ge-
habt, die Prämien für April und Mai fortzusetzen, 
Ich kann aber nicht immer nur sagen, hier habe ich 
ein Interesse, aber nachher, wo ich kein Interesse 
mehr habe, bekommt niemand etwas. Sogar der 
Grundbetrag mit den 28 Rechnungseinheiten läuft 
generell für alle Mitglieder weiter. 

Meine sehr verehrten Kollegen, noch viel wichti-
ger ist aber — das muß ich zu den Beihilfen sagen —, 
die Deutschen haben bisher am stärksten vom Inter-
ventionsrecht Gebrauch gemacht. Ich sage Ihnen, ich 
kann mit der Intervention den Veredelungsmarkt 
viel stärker stabilisieren als die anderen mit ihren 
Beihilfen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Das ist von der EG-Kasse voll bezahlt worden. Es 
steht immer im Raum: hier Intervention, dort Bei-
hilfen, oder: wer Beihilfen beansprucht, beansprucht 
keine Intervention. Dazu sage ich, da ziehe ich im 
Hinblick auf die Preisstabilisierung die Intervention 
vor. Dies zahlt voll die EG-Kasse. 

Aber davon ganz abgesehen: Frankreich hat von 
der Prämienregelung bei Rindern vom November 
bis zum März keinen Gebrauch gemacht. Wir haben 
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zur Intervention auch noch fakultativ von der Prä-
mienregelung Gebrauch gemacht. Selbst wenn das 
Verfahren bürokratisch war, was ich zugebe, so 
kann ich doch sagen, es war das einzig mögliche 
Verfahren, um den Landwirten den Betrag voll zu-
kommen zu lassen. Die Landwirte haben diesen Be-
trag mit Ausnahme der Abrechnungskosten voll aus-
bezahlt bekommen, was in keinem anderen Land 
möglich war. Ich glaube, daß ich damit auch die 
Frage der Beihilfen abhaken kann, auch vom Prinzi-
piellen her. 

Daß sich in Frankreich eine besondere Situation 
abzeichnet, könnte ich an Hand der neuesten Ko-
stenunterlagen belegen. Ich will hier aber doch 
noch einmal sagen: 

Erstens. Zum erstenmal hält Frankreich das An-
meldungsverfahren ein, d. h. bis jetzt wird nichts 
ausbezahlt, solange keine Prüfung seitens der EG-
Kommission erfolgt ist. Das ist eine Folge unseres 
Beschlusses vom letzten September, daß es keinen 
nationalen Alleingang ohne communautäre Zustim-
mung gibt. 

Zweitens. Frankreich hat seine ursprünglichen 
Preiswünsche auf 9,5 oder knapp 10 % reduziert. Es 
hat damit überhaupt die Basis für den Kompromiß 
freigemacht. 

Drittens. Alle gutgehenden Betriebe werden von 
der Beihilfenaktion ausgeschlossen, so daß es eine 
echte Hilfe für die Betriebe ist, die in einer beson-
ders schweren Ertragslage sind. 

Ich stimme mit Ihnen voll überein, daß man sich 
kritisch überlegen muß, ob es klug ist, generell Ein-
kommenshilfen an Betriebe mit fünf bis acht Kühen 
zu geben. Diese Frage muß mit den Franzosen wei-
terbehandelt werden. Die Maßnahme muß weiter 
diskutiert werden. Ob man aber wegen der Gel-
tungsdauer von einem Jahr daraus einen großen 
Krach inzenieren sollte, da hätte ich Zweifel. 

Letzter Punkt: Entwicklungshilfe. Auch dieser 
Punkt ist als einer der wesentlichen Punkte ange-
schnitten worden. Ich kann dazu nur sagen: Es gibt 
wohl nur zwei Notwendigkeiten. Erstens: Die Priori-
tät in der Bekämpfung des Hungers in der Welt 
wird darin liegen müssen, daß wir die Produktivität 
in diesen Ländern steigern. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Kein Zweifel! Gar 
keine Diskussion!) 

Aber wir müssen auch allen, die glauben, daß das 
in den Entwicklungsländern von heute auf morgen 
zu lösen sei, sagen, daß das irreal und ein Wunsch-
denken ist. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das müssen Sie mal 
Herrn Brück und Herrn Bahr deutlich sa-

gen!) 

— Ach, ich glaube, da habe ich mit Herrn Bahr gar 
nicht so große Differenzen; ich meine, das kann man 
ihm sehr wohl sagen, und er hat dafür auch großes 
Verständnis. 

Jedermann muß sich im klaren sein, daß die Pro-
duktivitätssteigerung in diesen Ländern, die ja nur 
möglich ist, wenn die Bildungsvoraussetzungen, die 

Infrastrukturvoraussetzungen, die Besitzvorausset-
zungen, die Bodenvoraussetzungen und alles das 
geschaffen sind, ein Prozeß sein wird, der Genera-
tionen beschäftigen wird. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Mindestens so lange wird für uns als Hochleistungs-
landwirtschaften und als Industriestaaten, die ein 
Interesse daran haben, daß diese Menschen nicht 
permanent der Not ausgesetzt sind, der Zwang zum 
Ausgleich und der Zwang zur Hilfe bestehen. Das 
wollte ich nur am Schluß sagen. Ich freue mich, daß 
wir in diesem Punkt übereinstimmen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Natürlich!) 

Wir werden den einen oder anderen Punkt sicher-
lich im Ausschuß noch einmal ansprechen. Ich 
möchte Sie wirklich nicht länger aufhalten, möchte 
aber noch sagen: Sie haben mich in der Debatte 
im großen und ganzen sehr, sehr reell behandelt. Ich 
habe mich auch darüber gefreut, daß Sie sagen: Wir 
sind zwar nicht mit allen Maßnahmen einverstan-
den. Aber sehr viel Neues habe ich auch nicht ge-
lernt, wie ich es prinzipiell anders machen könnte. 
Es ist für mich auch ein erkenntnisreiches Erlebnis 
gewesen, zu wissen: Etwas anderes gibt es eben 
auch nicht. Das hat mich wieder ein klein wenig in 
meinem Selbstvertrauen bestärkt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird des weiteren das Wort gewünscht? 

(Zuruf des Abg. Stücklen [CDU/CSU]) 

— Herr Abgeordneter Stücklen, wünschen Sie das 
Wort? 

(Stücklen [CDU/CSU]: Nein!) 

— Dann, meine Damen und Herren, schließe ich die 
agrarpolitische Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zu Punkt 25 der 
Tagesordnung schlage ich Ihnen vor, die Vorlagen 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten — federführend — und den Haushaltsaus-
schuß — mitberatend — zu überweisen. Wider-
spruch erfolgt nicht? — Es ist so beschlossen. 

Zu Punkt 26 der Tagesordnung liegt Ihnen ein 
Antrag des Ausschusses auf Drucksache 7/3077 vor: 
Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Keine Gegenstimmen, 
keine Enthaltungen; einstimmig angenommen. 

Zu Punkt 27 der Tagesordnung liegt Ihnen ein 
Ausschußantrag auf Drucksache 7/3131 vor. Ich 
lasse abstimmen. Wer dem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Keine 
Gegenstimmen, keine Enthaltungen; auch dieser 
Antrag ist einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mittwoch, 
den 12. März 1975, 13.30 Uhr ein. Die Sitzung ist 
geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.09 Uhr) 
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Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 
Für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage A 5) : 

Wie hoch war der Schuldenstand des Bundes am 31. Dezem-
ber 1969 und am 31. Dezember 1974, und welcher Schuldenstand 
wird sich auf Grund der vorgesehenen Netto-Kreditaufnahme 
von 22,3 Milliarden DM im Jahr 1975 und der im Finanzplan 
vorgesehenen Netto-Kreditaufnahmen für 1976, 1977 und 1978 
jeweils zum Jahresende ergeben? 

Der Schuldenstand des Bundes hat am 31. De-
zember 1969 unter Einbeziehung der Öffa-Verbind-
lichkeiten sowie der Kassenverstärkungskredite 
47,11 Mrd. DM betragen. Ohne Berücksichtigung 
von gut 7 Mrd. DM Rücklagen, die der Bund bei der 
Deutschen Bundesbank gebildet hat, ist die Bundes-
schuld in den fünf Jahren seit 31. Dezember 1969 um 
etwa 23 Mrd. DM gewachsen. Dem Schuldenstand 
per 31. Dezember 1974 von 70,6 Mrd. DM stehen 
also Rücklagen von über 7 Mrd. DM gegenüber. 
Zum Jahresende 1975 wird sich die Summe der 
Finanzkredite voraussichtlich auf 89,7 Mrd. DM 
belaufen. 

Der voraussichtliche Schuldenstand des Bundes 
zum Jahresende 1976, 1977 und 1978 ist abhängig 
von der Fortschreibung des Finanzplans für die 
Jahre 1975 bis 1979. Im gegenwärtigen Zeitpunkt 
sind Angaben hierüber nicht möglich. 

Die Haushalts- und Finanzpolitik der Bundes-
regierung ist solide. Der Bund hat in den 5 Jahren 
von 1969 bis 1974, in denen rd. 23 Mrd. DM Schul-
den aufgenommen wurden, rd. 552 Mrd. DM an 
Ausgaben getätigt. Die Verschuldung betrug also 
- gemessen an den Ausgaben des Bundes in dieser 
Zeit - etwa 4 %. Das bedeutet, daß 96 % der Aus-
gaben durch Steuern und Gebühren gedeckt wer-
den und dabei noch hohe Reserven gebildet werden 
konnten. 

Im Zusammenhang mit der Schuldenpolitik der 
Vergangenheit darf ich Sie darauf aufmerksam 
machen, daß Finanzminister Strauß in seiner letzten 
Finanzplanung für den Zeitraum 1970-1972 eine 
Nettokreditaufnahme von 13,2 Mrd. DM vorge-
sehen hatte. In demselben Zeitraum hatte die Regie-
rung der sozialliberalen Koalition nur eine Netto-
kreditaufnahme von 6,5 Mrd. DM verwirklicht und 
dabei noch Rücklagen in Höhe von 2,5 Mrd. DM 
gebildet. 

Für den Haushalt 1975 wird die Nettokreditauf-
nahme 22,3 Mrd. DM betragen. Diese Höhe ist in 
diesem Jahr, in dem sich die deutsche Volkswirt-
schaft, insbesondere durch weltwirtschaftliche Er-
eignisse, in einer schwierigen Situation befindet, 
volkswirtschaftlich richtig und geboten, um den 
stabilitätsgerechten Aufschwung sicherzustellen. 
Das bestätigt die Deutsche Bundesbank und das 
bestätigen so gut wie alle volkswirtschaftlichen 
Experten. 

Ich möchte nicht unerwähnt lassen, wie sich die 
Staatsverschuldung in der Bundesrepublik im Ver- 
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gleich zu anderen Industrienationen darstellt. So 
beträgt die gesamte Verschuldung des Staates und 
der Gebietskörperschaften nach dem Stand des Jah-
res 1973 je Kopf der Bevölkerung, umgerechnet in 
DM, in den 

USA 	 8 300 DM 

Großbritannien 	6 200 DM 

Niederlande 	5 700 DM 

Schweiz 	4 100 DM 

Italien 	2 800 DM. 

Die Gesamtverschuldung in der Bundesrepublik 
betrug dagegen nur 2 670 DM je Kopf der Bevölke-
rung. 

Das Verhältnis der Staatsverschuldung zum 
Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen stellt sich in 
denselben Ländern wie folgt dar: 

Großbritannien 	74 v. H. 

USA 	 54 v. H. 

Niederlande 	48 v. H. 

Italien 	 46 v. H. 

Schweiz 	24 v. H. 

Bundesrepublik 
Deutschland 	18 v. H. 

Der Zinsendienst der Staats- bzw. Bundesver-
schuldung beträgt in v. H. der Gesamtausgaben 
(Stand 1974) in diesen Ländern: 

USA 	 14,7 v. H. 

Großbritannien 	11,2 v. H. 

Italien 	 6,5 v. H. 

Niederlande 	6,4 v. H. 

Schweiz 	3,4 v. H. 

Bundesrepublik 
Deutschland 	3,0 v. H. 

(1975: 3,8 v. H. Bund) 

Die Reihenfolge der Staaten wird sich voraus-
sichtlich auch 1974/1975 nicht ändern. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Lambinus (SPD) (Druck-
sache 7/3258 Fragen A 20 und 21) : 

In welcher Weise und mit welchem Ergebnis hat der Inter-
ministerielle Südrhodesien-Ausschuß Hinweise auf Verstöße 
deutscher Firmen gegen die Südrhodesien-Sanktionen — insbe-
sondere die im April 1974 bekanntgewordene Beteiligung der 
Neunkirchner Eisenwerke und der Klöckner Stahlwerke am 
Ausbau der „Rhodesian Iron and Steel Company" (RISCO), durch 
geheime Handelsverträge, die die Abnahme rhodesischen Stahls 
sicherstellen sollen — aufgeklärt? 

Zu welchem Ergebnis hat bisher die ständige Überprüfung der 
außenwirtschaftsrechtlichen Vorschriften zur Durchführung der 
Sanktionen gegen Südrhodesien auf ihre Effektivität hin, die in 
den Tagesnachrichten des Bundesministers für Wirtschaft vom 
6. August 1974 als Hauptaufgabe des Interministeriellen Süd-
rhodesien-Ausschusses genannt ist, geführt? 

Zu Frage A 20: 

Der interministerielle Südrhodesien-Ausschuß hat 
sich in mündlichen Erörterungen mehrfach mit ver-
schiedenen Hinweisen auf vermutete Sanktionsver-
letzungen befaßt. Die dem Ausschuß bekanntge-
wordenen Einzelheiten wurden den zuständigen 
Überwachungsbehörden — das sind die jeweiligen 
Oberfinanzdirektionen  mitgeteilt. 

Da die Verfahren noch nicht abgeschlossen sind, 
kann ich Ihnen heute noch keine Ergebnisse mittei-
len. 

Zu Frage A 21: 

Die Überprüfung der bestehenden außenwirt-
schaftsrechtlichen Vorschriften hat gezeigt, daß die 
gegen Südrhodesien verhängten VN-Sanktionen hin-
reichend in unser nationales Recht transponiert 
worden sind. Die Südrhodesien-Bestimmungen der 
Außenwirtschaftsverordnung enthalten ein umfas-
sendes Wirtschaftsembargo gegen Südrhodesien. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Flämig (SPD) (Druck-
sache 7/3258 Frage A 97) : 

Wann ist damit zu rechnen, daß die Berufsausbildung in der 
hessischen Justizverwaltung vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft als Lehrberuf mit vollgültigem Abschluß aner

-kannt wird, eine Forderung, die seit Jahren von der hessischen 
Justiz erhoben und vom Bundesjustizminister unterstützt wird? 

Eine Ausbildungsordnung für den öffentlichen 
Dienst einschließlich des Justizbereichs auf der 
Rechtsgrundlage des § 25 Abs. 1 des Berufsbildungs-
gesetzes wird von dem Bundesminister des Innern 
vorbereitet. Der für den Justizbereich wesentliche 
Teil der Ausbildungsordnung ist im Oktober 1974 
den Landesjustizverwaltungen zugeleitet worden. 
Diese beabsichtigen, eine einheitliche Stellungnahme 
abzugeben, die bislang noch aussteht. 

Genaue Angaben zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Ausbildungsordnung lassen sich bei dieser Sach-
lage zur Zeit aber auch deshalb noch nicht machen, 
weil der Entwurf mit den Kultusministern der Län-
der abgestimmt werden muß. Dies ist erforderlich, 
weil die Ausbildung mit den Rahmenlehrplänen für 
den schulischen Bereich in Einklang stehen muß. 

Der Bundesminister der Justiz wird sich weiterhin 
für einen möglichst baldigen Erlaß der Ausbildungs-
ordnung einsetzen. Insbesondere wird er sich be-
mühen, Schwierigkeiten, die sich in Hessen ergeben 
haben, zu beseitigen. Diese Schwierigkeiten sind in 
folgendem begründet: 

In Hessen werden Kanzlei- und Bürolehrlinge bei 
den Justizbehörden aufgrund einer nach Inkraft-
treten des Berufsbildungsgesetzes am 1. September 
1969 erlassenen vorläufigen Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung vom 15. Juli 1971 ausgebildet. Nur 
die vor dem 1. September 1969 anerkannten Lehr- 
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berufe und Anlernberufe sowie vergleichbare gere-
gelten Ausbildungsberufe gelten nach § 108 Abs. 1 
Satz 1 des Berufsbildungsgesetzes als Ausbildungs-
berufe im Sinne des § 25 Abs. 1 des Berufsbildungs-
gesetzes fort. 

Wie die Ausbildung der Lehrlinge in Hessen recht-
lich abgesichert werden kann, wird zur Zeit zwischen 
den beteiligten Ressorts geprüft; insbesondere wird 
geprüft, auf welche Weise die in der Übergangsvor-
schrift des § 108 Abs. 1 Satz 1 des Berufsbildungs-
gesetzes bestehende Lücke im Rahmen der Reform 
des Berufsbildungsrechts geschlossen werden kann. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage A 100) : 

Trifft es nach Aussage von amnesty international zu, daß es 
auch in der Bundesrepublik Deutschland politische Häftlinge 
gibt, und wie beurteilt die Bundesregierung diese Äußerung 
und ihr Verhältnis zu amnesty international? 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es keine 
politischen Gefangenen. Die Bundesregierung hält 
die weltweite Arbeit von amnesty international im 
Interesse der Menschenrechte für wichtig. 

Im übrigen darf ich auf folgendes hinweisen: 
Nach Kenntnis der Bundesregierung hat amnesty 
international zwei Wehrdienstverweigerer in der 
Bundesrepublik Deutschland betreut. Es konnte 
nicht sicher festgestellt werden, ob zur Zeit weitere 
betreut werden. Die deutsche Sektion von amnesty 
international betrachtete in einem offenen Brief 
vom 11. März 1974 an den Bundesminister der Ver-
teidigung, in dem die beiden Fälle angesprochen 
werden, wegen Wehrdienstverweigerung inhaftierte 
Personen als politische Gefangene, wenn über ihre 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer noch 
nicht rechtskräftig entschieden ist. 

Im übrigen ist der Bundesregierung keine Ver-
öffentlichung des internationalen Sekretariats oder 
der deutschen Sektion von amnesty international 
bekannt, wonach es in der Bundesrepublik Deutsch-
land politische Gefangene gibt. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3258 Frage A 101): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage von amnesty 
international, daß amnesty international angeblich keine Hin-
weise oder Beweise habe, daß politische Häftlinge in der DDR 

qrausam gefoltert würden? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß politische Häftlinge in der DDR  

gefoltert werden. Aus diesem Grunde hält die Bun-
desregierung die Aussage von amnesty internatio-
nal für glaubwürdig. 

Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3258 Frage A 102) : 

Bis wann und in welcher  Form  beabsichtigt die Bundesre-
gierung, den von ihr erarbeiteten Mustermietvertraq allgemein 
einzuführen? 

Die Arbeiten an dem Mustermietvertrag sind da-
rauf angelegt, ein von der Übereinstimmung ins-
besondere auch der Interessenvertretungen von 
Mietern und Vermietern getragenes Vertragsmuster 
zu entwickeln. Über den Inhalt des Vertragsmusters 
ist nunmehr in einer abschließenden Besprechung, 
die auch wegen der Abstimmung des Musters mit 
dem inzwischen in Kraft getretenen Zweiten Wohn-
raumkündigungsschutzgesetz erforderlich war, Über-
einstimmung erzielt worden. Noch nicht endgültig 
geklärt ist allerdings die Frage, in welcher Weise 
eine möglichst breite Streuung des Mustermietver-
trags erreicht werden kann. Entsprechend der ein-
gangs erwähnten Beteiligung der Interessenvertre-
tungen läge es nahe, auch die Veröffentlichung ge-
meinsam zu veranlassen, zumal durch eine Einschal-
tung der Verbände in erhöhtem Maße erwartet wer-
den kann, daß die Parteien eines Mietvertrags ihren 
Verhandlungen das Vertragsmuster zugrunde legen. 
Hier sind jedoch noch einige, in erster Linie kartell-
rechtliche Fragen zu klären. Sollte diese Prüfung 
nicht in absehbarer Zeit zu einem befriedigenden 
Ergebnis führen, wird zu erwägen sein, den Muster-
mietvertrag durch geeignete Stellen der Bundes-
regierung bekanntzumachen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Druck-
sache 7/3258 Frage A 103) : 

Wird die Bundesregierung Maßnahmen einleiten, um die not-
wendige Verbraucherberatung und -aufklärung durch Beratungs-
stellen, Rundfunk, Fernsehen und Presse vor Beschränkungen 
auf Grund des Gesetzes zur Verhütung von Mißbräuchen auf 
dein Gebiet der Rechtsberatung zu schützen? 

Das Rechtsberatungsgesetz betrifft nur die auf 
einen konkreten Einzelfall gerichtete Beratung ge-
genüber einer an diesem Fall beteiligten Person. 
Demgegenüber wird durch dieses Gesetz nicht be-
rührt die allgemeine Aufklärung und Information 
in Rechtsangelegenheiten, auch wenn diese an Ein-
zelfälle des täglichen Lebens anknüpft. Das Rechts-
beratungsgesetz steht daher dieser sehr nützlichen 
und seit geraumer Zeit von den verschiedensten 
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Stellen betriebenen allgemeinen Aufklärung nicht 
entgegen. 

Hinsichtlich der Beratung zur Lösung eines kon-
kreten Einzelfalles wird bei der Prüfung zwischen 
den verschiedenen von Ihnen genannten Stellen zu 
unterscheiden sein. Rechtsberatungsstellen haben 
teilweise bereits Erlaubnisse nach dem Rechtsbera-
tungsgesetz. Für die Nachrichtenmedien ist der ge-
zielte Lösungsvorschlag für den Einzelfall ein pro-
blematische Angelegenheit. Die Rechtsberatung 
wird, wenn sie dem Fall umfassend gerecht werden 
soll, nicht auf das klärende Gespräch mit dem Recht

-

suchenden verzichten können, das diesem nicht be-
wußt gewordene wichtige Gesichtspunkte zu Tage 
fördern kann. Ein derartiges Gespräch kann kaum 
durch eine schriftliche Mitteilung des Ratsuchenden 
oder seinen Telefonanruf bei den Nachrichtenmedien 
ersetzt werden. 

Soweit es Beratungsstellen anbelangt, bei denen 
eine gründlichere Beratung gewährleistet ist, sollten 
die für Rechtsberatungsgesetz wesentlichen Ge-
sichtspunkte nicht außer acht gelassen werden. Ich 
meine hiermit die Prüfung auf Zuverlässigkeit, Eig-
nung und Sachkunde, bevor die Erlaubnis zur ge-
schäftsmäßigen Rechtsbesorgung erteilt wird, und 
die Aufsicht durch Rechtspflegebehörden, welche die 
weitere Tätigkeit begleitet. 

Ich bin bereit, unter Berücksichtigung dieser Ge-
sichtspunkte mit den Ländern zu erörtern, wie die 
Rechtsberatung für den Verbraucher in ausreichen-
dem Maße gewährleistet werden kann. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Grützmann 
(SPD) (Drucksache 7/3258 Fragen A 104 und 105) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Vorgehen der An-
waltskammer Berlin gegen die Sendung Verbraucherstudio des 
Rias Berlin unter Hinweis auf das Gesetz zur Verhütung von 
Mißbräuchen auf dem Gebiet der Rechtsberatung, und ist sie 
bereit, daraus gesetzgeberische Konsequenzen zu ziehen? 

Sieht die Bundesregierung in dem Rechtsberatungsmißbrauchs-
gesetz eine Behinderung für die von ihr gewünschte notwendige 
Verbraucherberatung und wird sie bejahendenfalls für eine Be-
seitigung sorgen? 

Zu Frage A 104: 

Der Rias Berlin nimmt, wie seine Pressemitteilung 
vom 11. Februar 1975 zeigt, für sich in Anspruch, daß 
er in seinem Verbraucher-Studio allgemeine Hin-
weise auf die Bedingungen gegeben habe, die für 
einen Käufer im Sinne einer generellen Orientierung 
von Belang sein mögen. Demgegenüber hat die 
Rechtsanwaltskammer Berlin geltend gemacht, es 
sei Rechtsberatung zur Lösung konkreter Einzel-
fälle erteilt worden. Haben Sie bitte dafür Verständ-
nis, daß ich mich zu den unter den Parteien strittigen 
Tatsachenbehauptungen, die gegebenenfalls gericht-
lich geprüft werden müßten, nicht äußern möchte. 

Für die Anwendung des Rechtsberatungsgesetzes 
muß unterschieden werden zwischen einer allgemei-
nen Beratung und Aufklärung des Verbrauchers  

über seine Rechte, die selbstverständlich an Fälle 
des täglichen Lebens anknüpfen kann, und der Er-
teilung von gezielten Ratschlägen für die weitere 
Behandlung eines konkreten Rechtsfalles gegen-
über einer an diesem Sachverhalt beteiligten Per-
son. Nur im letzteren Fall ist das Rechtsberatungs-
gesetz berührt, in dem anderen Fall ist die Beratung 
frei. Soweit sich die Nachrichtenmedien der allge-
meinen Aufklärung des Verbrauchers über seine 
Rechte annehmen, ist dies nicht nur rechtlich unbe-
denklich, sondern begrüßenswert. 

Eine andere Frage ist, ob Sendungen im Hörfunk 
oder Fernsehen der geeignete Ort sind, eine auf die 
Lösung eines Einzelfalles gezielte Rechtsberatung zu 
betreiben. Eine umfassende Beratung läßt sich kaum 
allein aufgrund der schriftlichen Darstellung oder des 
Anrufs des Ratsuchenden geben. Es bedarf in der 
Regel eines ausführlichen Gesprächs, bei dem der 
Ratgeber gegebenenfalls weitere wichtige Aspekte 
des Falles erfragen und in seinen Ratschlag einbe-
ziehen muß. Dies mahnt zur Zurückhaltung bei einer 
Einzelrechtsberatung in den Medien, damit ein Kon-
flikt bei der Aufklärungsarbeit der Medien mit dem 
Rechtsberatungsgesetz nicht auftreten kann. Soweit 
möglicherweise die finanzielle Lage des Ratsuchen-
den als Argument für die Befassung der Medien mit 
dieser Aufgabe in Betracht gezogen werden könnte, 
möchte ich auf die kostenlose oder verbilligte Rechts-
beratung für Bürger mit geringem Einkommen hin-
weisen, die heute bereits in weitem Umfang in den 
einzelnen Ländern gewährt wird und für die sich ein 
Entwurf der Bundesregierung in Vorbereitung be-
findet. 

Zu Frage A 105: 

Das Rechtsberatungsgesetz muß nicht als Behin-
derung für die notwendige Verbraucherberatung 
verstanden werden. Soweit die allgemeine Aufklä-
rung des Verbrauchers betroffen ist, kommt dieses 
Gesetz ohnehin nicht zur Anwendung. Bei der 
Rechtsberatung für den Einzelfall steht für das Ge-
setz im Vordergrund, daß der geschäftsmäßige Be-
rater, der sich nicht anderweitig durch eine Zulas-
sung zu dem Beruf des juristischen Beraters qualifi-
ziert hat, vor der Aufnahme seiner Tätigkeit auf 
Zuverlässigkeit, Eignung und Sachkunde geprüft 
wird, ferner daß er in eine Aufsicht durch Rechts-
pflegebehörden einbezogen wird, die seine weitere 
Tätigkeit beobachtet. 

Hierbei handelt es sich um Gesichtspunkte, die 
dem Schutz des „Verbrauchers" eines juristischen 
Ratschlages dienen und auf die deshalb nicht ver-
zichtet werden sollte, Unter Berücksichtigung dieser 
Gesichtspunkte bin ich jedoch bereit, mit den Län-
dern in eine Erörterung über Fragen einer ausrei-
chenden Beratung des Verbrauchers einzutreten. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Schlei auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Marx (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 1) : 
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Trifft die Behauptung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vorn 14. Januar 1975 zu, wonach ein Beamter des Bundeskanz-
leramtes gesagt haben soll, „Antworten der Regierung auf 
parlamentarische Anfragen der CDU/CSU-Opposition zur Deutsch-
landpolitik müßten immer so ausfallen — und darauf werde er 
achten —, daß sie nicht das Mißfallen der DDR erregen"? 

Die Behauptung trifft nicht zu. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 2) : 

Was hat die Bundesregierung — für den Fall, daß entspre-
chende Pressemeldungen zutreffen — unternommen, bzw. was 
wird sie unternehmen, um einem Deutschen in Kasachstan zu 
helfen, der wegen seiner Bemühungen um Familienzusammen-
führung sich am 24. Februar 1975 vor dem Strafrichter verant-
worten muß? 

Die Bundesregierung kann die von Ihnen erwähn-
ten Pressemeldungen nicht bestätigen. 

Es ist hier jedoch bekannt, daß Eduard Deibert mit 
seiner Frau und Tochter um die Ausreise zu in der 
Bundesrepublik Deutschland lebenden Verwandten 
bemüht ist, entsprechende Ausreiseanträge durch 
die sowjetischen Stellen abgelehnt wurden und Dei-
bert selbst offensichtlich im November vergangenen 
Jahres festgenommen wurde. Über Einzelheiten hier-
zu ist die Bundesregierung nicht informiert; ein Zu-
sammenhang mit den im Jahr 1974 bekanntgewor-
denen Prozessen gegen andere ausreisewillige 
Volksdeutsche in Kasachstan ist indessen nicht aus-
zuschließen. 

Wie bei diesen Personen handelt es sich auch bei 
Deibert und seiner Familie um Deutschstämmige, 
die sowjetische Staatsangehörige sind; sie unter-
liegen den sowjetischen Gesetzen. Die Bundesregie-
rung unterstützt zwar ihr Ausreisebegehren im Rah-
men der Familienzusammenführung; ein konsulari-
scher Schutz, wie er für deutsche Staatsangehörige 
im Ausland möglich und geboten ist, kann jedoch 
diesen Personen — wie ich des öfteren im Deut-
schen Bundestag dargelegt habe — nicht gewährt 
werden. 

Ich möchte jedoch Ihre Anfrage zum Anlaß neh-
men, um erneut festzustellen, daß die Bundesregie-
rung der Sorge der bei uns lebenden Angehörigen 
um das Schicksal ihrer in der Sowjetunion lebenden 
Verwandten nicht unbeteiligt gegenübersteht. 

Die Bundesregierung kann sich nicht in die inne-
ren Angelegenheiten anderer Staaten einmischen; 
sie wird sich jedoch stets — wenn immer sich hier-
für eine Gelegenheit ergibt — für Menschen ein-
setzen, die in Bedrängnis sind. 

Auch das Deutsche Rote Kreuz, das über die Lage 
der Familie Deibert unterrichtet ist, wird im Rahmen 
des Möglichen humanitäre Hilfe leisten. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 3) : 

Hat der Bundesminister des Auswärtigen bei seinem Besuch 
in Rom erreichen können, daß die italienische Regierung bei 
der Entscheidung zwischen den Farbfernsehsystemen PAL und 
SECAM die bisherige deutsche Zurückhaltung dadurch würdigt, 
daß sie die Entscheidung nach rein sachlich-technisch-wirtschaft-
lichen Kriterien trifft und die von dritter Seite ausgeübte Ein-
flußnahme sowie von dritter Seite angebotene Koppelungsge-
schäfte unberücksichtigt läßt? 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat bei sei-
nem Besuch in Rom am 21. Februar 1975 das deut-
sche Interesse an einer für PAL positiven Entschei-
dung der italienischen Regierung zum Ausdruck ge-
bracht. Es ist stets das Bestreben der Bundesregie-
rung gewesen, sachfremden Argumenten entgegen-
zutreten und einer Entscheidung aus technisch-wirt-
schaftlichen Gründen den Weg zu bereiten. Dies gilt 
auch im Falle Italiens. Die Bundesregierung glaubt, 
für ihre Haltung Verständnis gefunden zu haben. 
Hierfür spricht, daß während des Besuchs des Bun-
desministers des Auswärtigen in Rom die kurz-
fristige Entsendung einer deutschen Expertendelega-
tion vereinbart wurde, die der italienischen Regie-
rung eine Entscheidungshilfe leisten wird. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 4) : 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Sicherheitsmaß-
nahmen zur Kontrolle des Plutoniums in der Bundesrepublik 
Deutschland ausreichend sind, und kann sie ausschließen, daß 
ein Mißbrauch vorkommen kann? 

Die Gewährleistung des erforderlichen Schutzes 
gegen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen 
Dritter und damit auch des Schutzes gegen Miß-
brauch von Plutonium ist eine Forderung des Atom-
gesetzes. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die 
Schutzmaßnahmen bisher ausreichend waren. Sie ist 
sich der Notwendigkeit bewußt, diese Maßnahmen 
der jeweiligen Lage entsprechend anzupassen. Der 
Bundesminister des Innern hat im vergangenen Jahr 
eigens hierfür ein Expertengremium zu seiner Bera-
tung gebildet. 

Völlig ausschließen kann man einen Mißbrauch 
naturgemäß nicht; die Bundesregierung tut jedoch 
alles, um das Risiko eines Mißbrauchs von Pluto-
nium auf ein Mindestmaß zu begrenzen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Walz 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Fragen B 5 und 6) : 

Kann die Bundesregierung ihre in Drucksache 7/2887 darge-
legte Meinung aufrecht erhalten, es gäbe keine ,,Spiegelrefe-
rate", nachdem der Präsident des Bundesrechnungshofs und Bun-
desbeauftragte für die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, 
Schäfer, am 28./29. September 1974 im Handelsblatt, also nach 
der Einbringung der Kleinen Anfragen 7/2489 bis 7/2491 ausge-
führt hat, es gäbe immer noch reine Beteiligungsreferate ohne 
originäre Zuständigkeiten? 
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Welches Ressort ist es, für das der Bundesbeauftragte für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung drei Unterabteilungen und 
76 Referate empfahl, das heute über zwölf Unterabteilungen ver-
fügt und 101 Referate hat, und stimmt seine Bchauptung, daß 
die Gründe für eine Ausweitung häufig nicht fach- sondern 
personenbedingt sind? 

Zu Frage B 5: 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort zur 
Frage 7 der Kleinen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
zur Straffung und Verbesserung der Organisations-
struktur von Bundesregierung und Bundesverwal-
tung (BT-Drucksache 7/2490) das Vorhandensein von 
„Spiegelreferaten" oder auch deren Notwendigkeit 
nicht in Abrede gestellt (vgl. BT-Drucksache 7/2887 
S. 25). Die Bundesregierung hat vielmehr ausdrück-
lich betont, daß gegen „Spiegelreferate" dann keine 
organisatorischen Bedenken erhoben werden kön-
nen, wenn davon in sachgerechter Form Gebrauch 
gemacht wird. Insoweit stimmen auch die Auffas-
sungen der Bundesregierung und des Bundesbeauf-
tragten für die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
überein, der sich dann gegen die Einrichtung der-
artiger Referate wendet, wenn sie zu überflüssiger 
Doppelarbeit Führen. 

Zu Frage B 6: 

Der Bundesbeauftragte für die Wirtschaftlichkei t 
 in der Verwaltung hat mir das in Frage stehende 

Ressort nicht genannt und sich hierbei auf die Richt-
linien für seine Tätigkeit vom 10. März 1965 (BAnz 
1965 Nr. 72 - MinBlFin. 1965 S. 206) berufen. Sie 
besagen insoweit, daß Gutachten an andere Stellen 
nur im Einvernehmen mit der ersuchenden Stelle 
oder dem betroffenen Ressort gegeben werden kön-
nen. Dies schließt die Nennung wesentlicher Einzel-
angaben mit ein. 

Die Gliederung eines Ressorts ergibt sich aus 
seiner Aufgabenstruktur. Diese kann sich im Laufe 
der Jahre sowohl hinsichtlich des Umfangs als auch 
der Art der Aufgaben verändern. Eine Vermehrung 
der Referate ist daher in der Regel z. B. auf eine 
Vergrößerung des Aufgabenbestandes und auf die 
Notwendigkeit der Spezialisierung zurückzuführen. 
Eine verstärkte Untergliederung innerhalb der  Res-
sorts kann die verschiedensten organisatorisch be-
dingten Gründe haben z. B. erhöhten Koordinations-
bedarf für bestimmte Teilbereiche, die Notwendig-
keit, bei steigender Schwierigkeit der Aufgaben 
mehr als bisher eine Vielfalt verschiedenartigster 
fachlicher Aspekte bei deren Lösung berücksichtigen 
zu müssen und damit der Zwang, den Umfang der 
einzelnen Leitungsbereiche zu verringern. Auch die 
Personalstruktur kann auf die Organisationsgliede-
rung als ein legitimer Faktor unter vielen einwir-
ken. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Krockert (SPD) 
(Drucksache 7:3258 Fragen B 7 und 8) : 

Da  sich Bund und Länder auf eine Zentralkartei hie Bewerber 
Hi  oftentlichen Dienst geeignet haben sollen, die wegen Ver-

fassungsteindlichkeit abgelehnt wurden, frage ich die Bundes-
regierung, wie wird verhindert, daß auf Grund einer Eintra-
gung das möglicherweise übertriebene, verzerrte, auf überhol-
len Tatsachen beruhende oder sonstwie fragwürdige Urteil einer 
ablehnenden Behörde künftig unbesehen von den anderen Be-
teiligten übernommen und damit absolut gesetzt wird oder die 
einer bestimmten Lebensphase zuzurechnende Orientierung eines 
Bewerbers, insbesondere eines jungen Menschen, zu einem 
existenzbestimmenden Urteil auf lange Zeit, wenn nicht auf 
Lebenszeit, führt? 

Welche Umstände können dazu führen, daß ein Bewerber in 
den öffentlichen D ienst ühernommen wird, obwohl er in der 
Kartei geführt wird oder geführt wurde, und unter welchen 

Voraussetzungen kann er aus der Kartei wieder gestrichen 
werden? 

Zu Frage B 7: 

Ihre Frage knüpft an meine Beantwortung der 
Frage des Herrn Kollegen Hansen (SPD) in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 13. De-
z ember 1974 an. Danach sollen die Einstellungsbe-
hörden alle Verwaltungsentscheidungen über die 
Ablehnung eines Bewerbers für den öffentlichen 
Dienst aus den im Beschluß der Regierungschefs des 
Bundes und der Länder vom 28. Januar 1972 ange-
sprochenen Gründen sowie die damit im Zusammen-
hang stehenden gerichtlichen Entscheidungen den 
für Verfassungsschutz zuständigen Behörden mit-
teilen. Mit diesem Verfahren soll vermieden wer-
den, daß eine Einstellungsbehörde ihre Entschei-
dung in Unkenntnis der ablehnenden Entscheidung 
einer anderen Behörde trifft. Außerdem soll damit 
bewirkt werden, die Einstellungspraxis bei Bundes-, 
Landes- und Kommunalbehörden angesichts berech-
tigter Fragen aus Kreisen des Parlaments und der 
Offentlichkeit transparent zu machen. Ein Hinweis 
auf eine erfolgte ablehnende Entscheidung führt 
aber nur dazu, daß die zur Grundlage dieser Ent-
scheidung gemachten Unterlagen vollständig ange-
fordert und bei der Bildung des eigenen Urteils der 
jetzt entscheidenden Behörde mit berücksichtigt wer-
den. Das ablehnende Urteil einer anderen Behörde 
wird keineswegs unbesehen übernommen, insbe-
sondere dann nicht, wenn  die  vorangegangene ab-
lehnende Entscheidung längere Zeit zurückliegt. Das 
bezieht sich auch auf die zugrunde gelegten Tat-
sachen. 

Zum zweiten Teil dieser Frage ist darauf hinzu-
weisen, daß jede Einstellungsbehörde den Einzelfall 
in seiner konkreten Ausgestaltung prüft. Allein ent-
scheidend ist dabei, ob der Bewerber im Zeitpunkt 
seiner Einstellung die Gewähr dafür bietet, daß er 
jederzeit für die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung eintreten wird. Ist dies der Fall, so sind 
gegenläufige frühere politische Aktivitäten des  Be-
werbers unbeachtlich. Das gilt vor allem dann, wenn 
Einstellungsbewerber sich als junge Menschen poli-
tisch-extremistischen Bestrebungen angeschlossen 
oder mit ihnen sympathisiert hatten, sofern jetzt 
festgestellt werden kann, daß sie sich von diesen 
Bestrebungen gelöst haben und die beamtenrecht-
liche bzw. tarifvertragsrechtliche Treuepflicht zur 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung erfül-
len werden.  

Zu Frage B 8: 

Soweit bei der Überprüfung von Einstellungsbe-
werbern für den öffentlichen Dienst die Verfassungs- 
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schutzbehörden eingeschaltet werd en,  stellen diese 
fest, ob in Erfüllung ihres gesetzlichen Beobach-
tungsauftrages Erkenntnisse unter diesen Bewerbern 
angefallen sind. Diese Feststellungen beschränken 
sich auf solche Bestrebungen und Aktivitäten des 
Bewerbers, die sich gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung, den Bestand und die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes gerichtet haben. Die 
Einstellungsbehörde hat dann in eigener Verant-
wortung und unter Berücksichtigung aller Umstände 
zu prüfen, ob diese Erkenntnisse berechtigten An-
laß zu Zweifeln daran geben, daß der Bewerber Ge-
währ dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung einzutreten. Zu den im 
Interesse des Bewerbers zu berücksichtigenden Um-
ständen gehören sicher auch diejenigen, die Sie in 
Ihrer ersten Frage angedeutet haben. 

Was die Streichung von Erkenntnissen aus der 
Kartei angeht, weise ich darauf hin, daß keine be-
sondere Kartei für Bewerber für den öffentlichen 
Dienst oder Angehörige des öffentlichen Dienstes 
bei den Verfassungsschutzbehörden geführt wird. 
Erkenntnisse über Bestrebungen der beschriebenen 
Art werden vielmehr nur personenbezogen gesam-
melt. 

Die Verfassungsschutzbehörden überprüfen diese 
Unterlagensammlungen regelmäßig. Ergibt sich da-
bei, daß bestimmte Personen nicht oder nicht mehr 
verfassungsfeindlicher oder sicherheitsgefährdender 
Aktivitäten verdächtig sind, so wird das entspre-
chend vermerkt oder die Unterlagen werden nach 
Ablauf eines bestimmten Zeitraumes vernichtet. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 9) : 

Ist die Bundesregierung bereit, eine schriftliche Erklärung 
über die Minenfreiheit, auch des unwegsamen Geländes, in den 

von DDR-Minen überschwemmten Gebieten Lüchow-Dannenbergs 
abzugeben oder eine entsprechende Entschädigung für den Nut-
zungsausfall zu leisten? 

Der Bundesgrenzschutz hat gemäß seiner Aufgabe, 
im Grenzgebiet für die Abwehr von Gefahren zu 
sorgen, nach Rückgang des Hochwassers die wieder 
begehbaren Teile des gefährdeten Gebietes im See-
ge-Abschnitt zügig und systematisch nach DDR-Mi-
nen abgesucht. Jeweils nach Abschluß der Durchsu-
chung eines Geländeabschnitts hat der Bundes-
grenzschutz die Erklärung abgegeben, daß das Ge-
biet nach menschlichem Ermessen minenfrei sei. Sol-
che Erklärungen von Bundesbehörden binden den 
Bund. 

Für die Bundesregierung besteht bei dieser Sach-
lage kein Anlaß, eine zusätzliche schriftliche Erklä-
rung abzugeben. 

Mangels eines Schadens stellt sich die Frage ei-
ner Entschädigung aus dem Gesichtspunkt des  Nut-

zungsausfalls für die ehemals überschwemmten Ge-
biete nicht. Im übrigen trifft die Haftung für Schäden, 
sei es durch Nutzungsausfall, seien es Schäden durch 
wider Erwarten nicht aufgefundene Minen, die DDR 
als Verursacher. Unbeschadet dessen würde die Bun-
desregierung im Falle von Personen- und Sach-
schäden durch Minen Entschädigung gewähren ent-
sprechend cien Richtlinien vom 30. 9. 1969 für die 
Versorgung von Personen, die Gesundheitsschäden 
durch Sperrmaßnahmen erlitten haben, sowie den 
Richtlinien vom 28. 10. 1969 für den Ersatz von 
Schadensfällen, die durch Sperrmaßnahmen verur-
sacht sind. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz  (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 10) : 

Ist die Bundesregierung bereit, für ihre Versorgungsempfän-
ger Ausweise einzuführen und damit die Voraussetzung zu 
schaffen, deli  die  Versorgungsempfänger des öffentlichen Dien-
stes ähnlich dorr Rentnern besondere Vergünstigungen erlangen 
können, und dabei diese Ausweise so zu gestalten, daß sie als 
Legitimationspapier für die Befreiung des Zwangsumtausches 
heim Übertritt in die DDR gilt? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, für die Ver-
sorgungsempfänger des Bundes Ausweise einzufüh-
ren, die als Grundlage für die Inanspruchnahme von 
Vergünstigungen in dem von Ihnen genannten Sinne 
dienen sollen. Die Vorarbeiten hierzu sind bereits 
eingeleitet. 

Wegen der verschiedenartigen Natur der in Be-
tracht kommenden Vergünstigungen müssen zu-
nächst jedoch noch für die Ausgestaltung 'des Aus-
weises rechtliche und technische Vorfragen ge-
klärt werden. Ich rechne aber damit, daß der Aus-
weis in absehbarer Zeit eingeführt werden kann. 
Im übrigen werde ich mich darum bemühen, daß im 
Bereich des Bundes und der Länder gleichartig aus-
gestaltete Ausweise verwendet werden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 11) : 

Wann ist mit dem Erlaß der in § 43 in Verbindung mit § 42 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes vorgesehenen Verordnung 
Zum Lärmschutz zu rechnen, damit bei Autobahn- und sonstigen 
Planungen die Betroffenen rechtzeitig über Entschädigungs- und 
Schutzmaßnahmen unterrichtet werden können? 

Mit dem Erlaß der Straßenlärmschutz-Verordnung 
nach § 43 i. V. mit § 42 BImSchG ist in der zwei-
ten Jahreshälfte 1975 zu rechnen. 
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Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 12) : 

Welche Auffassungen haben die Gewinner des Preisausschrei-
bens „Mit 18 volljährig" in der Diskussion mit dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär beim Bundesjustizminister über die 
Auswirkungen des neuen Volljährigkeitsalters vertreten? 

Ihre Frage bezieht sich auf eine Veranstaltung, die 
am 5. Februar 1975 im Bundesministerium der Justiz 
stattgefunden hat. Es handelte sich hierbei um die 
Übergabe der Gewinne aus dem Preisausschreiben 
„Mit 18 volljährig" und eine daran anschließende 
Diskussion über die Herabsetzung des Volljährig-
keitsalters zwischen den 18- bis 21jährigen Gewin-
nerinnen und Gewinnern und dem Parlamentari-
schen Staatssekretär beim Bundesminister der Justiz. 

Von den insgesamt 30 Gewinnern haben 18 Gewin-
nerinnen und Gewinner an dieser Veranstaltung 
teilgenommen. Die übrigen Gewinner hatten aus 
Zeitgründen leider nicht nach Bonn kommen kön-
nen. 

Soweit die an der Diskussion teilnehmenden Ge-
winnerinnen und Gewinner zur Herabsetzung des 
Volljährigkeitsalters Stellung genommen haben, 
wurde die gesetzliche Neuregelung positiv von 
ihnen beurteilt. Zugleich ging aber auch aus weite-
ren Äußerungen hervor, daß mit der Neuregelung 
der Volljährigkeit eine größere Verantwortung auf 

I) die 18- bis 21jährigen jungen Bürger zukomme. 
Auch war aus dem Teilnehmerkreis zu hören, daß 
die Neuregelung des Volljährigkeitsalters bisher zu 
keiner Veränderung in ihrem eigenen Lebensbereich 
(etwa Auszug aus der elterlichen Wohnung, Heirat 
gegen den Willen der Eltern, Berufswechsel etc.) 
geführt habe. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Pieroth (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 13) : 

Ist die Bundesregierung bereit, den deutschen Arbeitneh-
mern bei den US-amerikanischen Streitkräften in Nahbollenbach 
einen finanziellen Ausgleich für die soziale Härte zu verschaffen, 
die dadurch entstanden ist, daß ihnen durch die Kündigung zum 
30. September 1975 statt zum 31. Oktober 1975 kein Weihnachts-
geld für 1975 gewährt wird? 

Schon in der Vergangenheit haben die US-Streit-
kräfte es abgelehnt, zugunsten der Arbeitnehmer, 
die vor dem 31. Oktober eines Jahres entlassen 
werden mußten, von den tarifvertraglichen Bestim-
mungen über die Zahlung eines Weihnachtsgeldes 
abzuweichen. Wegen der präjudizierenden Wirkung 
einer Ausnahmeregelung sieht sich das US-Haupt-
quartier auch im Fall Nahbollenbach nicht in der 
Lage, anders zu entscheiden. Es hat ferner darauf 
hingewiesen, daß die US-Streitkräfte mit der Bereit-
stellung der für die Zahlung eines außertariflichen 

Überbrückungsgeldes erforderlichen Haushaltsmit

-

tel ihre finanziellen Möglichkeiten für Maßnahmen 
zur sozialen Sicherung der zur Entlassung kommen-
den Arbeitnehmer voll ausgeschöpft haben. Der Ta-
rifvertrag zur sozialen Sicherung der Arbeitnehmer 
bei den Stationierungsstreitkräften, der außerordent-
liche Leistungen des Bundes vorsieht, bietet keine 
Möglichkeit für einen finanziellen Ausgleich. In 
dem Tarifvertrag über die Zahlung des Weihnachts-
geldes für die Arbeitnehmer bei den Stationierungs-
streitkräften ist die Zahlung des Weihnachtsgeldes 
ebenso wie in Tarifverträgen der gewerblichen 
Wirtschaft an die Zugehörigkeit des Arbeitnehmers 
zum Betrieb an einen Stichtag gebunden. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten von Schoeler (FDP) 
(Drucksache 7/3258 Fragen B 14 und 15) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, falls die Vertreter 
der Stadt und die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat der 
Frankfurter Flughafen AG (FAG) auch bei einer endgültigen 
Entscheidung gegen Bund und Land die Durchführung des Pro-
jekts erzwingen wollen, nach dem auf einem von der FAG in 
Erbpacht vergebenen Teil des Flughafengeländes von einem 
privaten Bauherrn u. a. 50 000 qm Bürofläche gebaut werden sol-
len, obwohl in Frankfurt zur Zeit über 400 000 qm Bürofläche 
Leerstehen? 

Welche finanziellen Auswirkungen hätte es nach dem Inhalt 
der ins Auge gefaßten Vereinbarungen für die FAG. wenn der 
private Bauherr mit dem Projekt schwerwiegende Verluste er-
wirtschaftete oder insolvent würde, und wie beurteilt die Bun-
desregierung das für die FAG mit dem Projekt verbundene 
finanzielle Risiko? 

Der Aufsichtsrat der Flughafen Frankfurt/Main 
AG hat am 7. Februar beschlossen, seine Zustim-
mung zum Vertragsabschluß über das o. a. Projekt 
von der Klärung einer Anzahl konkreter Fragen 
abhängig zu machen, die u. a. die Finanzierung und 
die Wirtschaftlichkeit des Projekts sowie die etwai-
gen Risiken der Flughafengesellschaft als Grund-
stückseigentümer zum Gegenstand haben. 

Die noch nicht abgeschlossenen Verhandlungen 
betreffen insbesondere auch die Frage des Haftungs-
umfanges der Bauherrn und die Belastbarkeit des 
Erbbaurechts. Die Verwirklichung des Projekts wird 
daher auch davon abhängig gemacht werden, daß 
die Flughafengesellschaft auch für den etwaigen 
späteren Fall der Erwirtschaftung von Verlusten 
oder der Insolvenz der Bauherren kein unüberseh-
bares Risiko eingeht. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Gierenstein (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 16) : 

Treffen Meldungen zu, auch eine deutsche Bank werde von 
den Arabern boykottiert, und was hat — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung getan, um ihrer Schutzpflicht nachzukommen 
bzw. uni den Urhebern der Schwere ihres Übergriffs entspre-
chende Nachteile zuzufügen? 
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Die Bundesregierung verfolgt die Meldungen 
über arabische Boykottlisten mit Aufmerksamkeit. 
Sie wird selbstverständlich alle geeigneten Schritte 
unternehmen, um deutsche Banken vor Schaden zu 
bewahren. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 17) : 

Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammenwirken mit der 
Bundesanstalt für Arbeit die Frage zu prüfen, ob der Neubau 

des Arbeitsamts München zur Verbesserung der Struktur des 
Münchener Nordens auf dem Gelände des sogenannten Ala-
baina-Depots errichtet werden sollte? 

Die Bundesanstalt für Arbeit entscheidet als recht-
lich selbständige Selbstverwaltungskörperschaft in 
eigener Verantwortung über den Standort der Ar-
beitsämter. Sie berücksichtigt dabei die örtlichen 
Verhältnisse und die Anforderungen, die an sie als 
eine bürgernahe Dienstleistungseinrichtung zu stel-
len sind. Die Bundesregierung kann auf diese Ent-
scheidungen keinen Einfluß nehmen; dem Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung steht gegen-
über der Bundesanstalt für Arbeit lediglich die all-
gemeine Rechtsaufsicht zu. Ich kann Ihnen aber mit-
teilen, daß die Bundesanstalt im Zusammenhang mit 
dem Neubau des Arbeitsamtes München seit länge-
rem über den Ankauf eines Grundstückes in der 
Kapuzinerstraße verhandelt. Das sogenannte Ala-
bama-Depot ist bislang als Standort für das neue 
Arbeitsamtsgebäude nicht in Betracht gezogen wor-
den. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Simpfendörfer 
(SPD) (Drucksache 7/3258 Fragen B 18 und 19) : 

Wurden oder werden die Aktivitäten der deutsch-rhodesi-
schen Gesellschaft in Stuttgart allein oder in Zusammenarbeit 
mit anderen Zuwendungsempfängern aus Bundesmitteln geför-
dert, z. B. bei Kap. 15 02 Tit. 684 05, wo unter anderem Infor-
mationstagungen für Auswanderer bezuschußt werden können? 

Hat die deutsch-rhodesische Gesellschaft in Stuttgart einen 
Antrag auf Anerkennung nach der Gemeinnützigkeitsverordnung 
gestellt und wenn ja, wie wurde er vom zuständigen Finanz-
amt beschieden? 

Zu Frage B 18: 

In der Fragestunde am 20. Februar 1975 hat Herr 
Staatsminister Moersch zu der Frage nach einer För-
derung der deutsch-rhodesischen Gesellschaft aus 
Bundesmitteln Stellung genommen und erklärt, daß 
aus den Unterlagen, die er eingesehen hat, etwas 
derartiges nicht hervorgeht. Auch meine Ermittlun-
gen haben ergeben, daß die deutsch-rhodesische 
Gesellschaft aus Bundesmitteln nicht gefördert wor-
den ist und auch nicht gefördert wird. 

Zu Frage B 19: 

Ihre zweite Frage, die die steuerliche Behandlung 
der deutsch-rhodesischen Gesellschaft betrifft, kann 
ich mit Rücksicht auf das gesetzlich garantierte 
Steuergeheimnis nicht beantworten. Sie dürfen je-
doch versichert sein, daß das Bundesfinanzministe-
rium im Benehmen mit den Finanzbehörden der 
Länder jedem Hinweis auf eine möglicherweise un-
gerechtfertigte Inanspruchnahme von Steuervergün-
stigungen nachgeht und Mißbräuche gegebenenfalls 
unterbindet. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Mursch (Soltau-Har-
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 20) : 

Fällt bei der Gewährung von Finanzbeihilfen des Bundes an 
Gemeinden (Zuschüsse oder zinsgünstige Darlehn) unter die 
verlangte Voraussetzung der vollen Ausschöpfung der eigenen 
Finanzkraft der Gemeinde auch, daß die Getränkesteuer als 
eines der gemeindeeigenen Finanzierungsmittel erhoben wird? 

Bei der Gewährung von Finanzhilfen des Bundes 
an Gemeinden ist die Ausschöpfung der Finanzkraft 
einer Gemeinde nach dem geltenden Finanzverfas-
sungsrecht bei der Anwendung des Art. 106 Abs. 8 
GG von Bedeutung. Aufgrund dieser Bestimmung 
gleicht der Bund Mehrausgaben oder Mindereinnah-
men einzelner Gemeinden aus, wenn sie durch von 
ihm veranlaßte besondere Einrichtungen verursacht 
sind und sie den betroffenen Haushalten nicht zu-
gemutet werden können. Bei Prüfung der Zumutbar-
keit ist die Haushaltslage der Antragsgemeinde von 
besonderer Bedeutung. Dabei kommt es unter ande-
rem darauf an, inwieweit die örtlichen Steuerquellen 
ausgeschöpft sind. In diesem Zusammenhang kann 
auch die Frage eine Rolle spielen, ob die Getränke-
steuer in angemessener Höhe erhoben wird. Die 
Gewährung der Finanzhilfe hängt von einer um-
fassenden Prüfung aller maßgeblichen Umstände im 
Einzelfall ab. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Fragen B 21 und 22) : 

Was gedenkt die Bundesregierung gegenüber den USA allein 
oder gemeinsam mit den EG zu unternehmen, wenn die USA 
ein neues schwerwiegendes technisches Handelshemmnis da-
durch errichten, daß sie anläßlich der Metrifizierung die inter-
nationale ISO-Norm und die damit identische DIN-Norm für 
Verbindungselemente (Schrauben und Muttern) ändern werden? 

Wird die Bundesregierung diese Tatsache auch dem GATT 
unterbreiten, und gedenkt die Bundesregierung, auf das öffent-
liche Auftragswesen dahin gehend Einfluß zu nehmen, daß das 
weltweit eingeführte metrische ISO-System gestützt wird? 
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Zu Frage B 21: 

In seiner Sitzung am 7./8. November 1974 in Bonn 
hat der deutsch-britisch-französische Ausschuß zur 
Förderung der Harmonisierung der Normen be-
schlossen, daß in den drei Ländern gemeinsame und 
gleichartige Kontakte mit den zuständigen Industrie-
verbänden aufgenommen werden, um anläßlich be-
vorstehender Verhandlungen der europäischen In-
dustrieverbände mit dem zuständigen amerikani-
schen Industrieverband eine einheitliche Haltung 
zur Beibehaltung des bestehenden ISO-Systems 
durchzusetzen. Die Industrieverhandlungen zwischen 
den wichtigsten europäischen Industrieverbänden 
und dem zuständigen amerikanischen Verband ha-
ben noch nicht stattgefunden. Die Koordination zwi-
schen den zuständigen Ministerien der drei Länder 
und ihren betroffenen Industrieverbänden ist gleich-
artig in den drei Ländern im Gange. 

Darüber hinaus hat der Bundesminister für Wirt-
schaft den Bundesminister der Verteidigung auf die 
Gefahren aufmerksam gemacht, die sich für die Lo-
gistik der Nato aus einer unterschiedlichen Einrich-
tung für Verbindungselemente ergeben können mit 
dem Ziel, die Frage in dem zuständigen NATO-Wirt-
schaftsausschuß anzusprechen. Der Bundesminister 
für Wirtschaft hat zudem die EWG-Kommission auf 
die Handelshemmnisse aufmerksam gemacht, die 
durch die neuen amerikanischen Normen für Ver-
bindungselemente entstehen können. Der Ausschuß 
des Rates nach Art. 113 des EWG-Vertrags hat auf 
Antrag der Bundesregierung beschlossen, bei der 
US-Regierung eine scharfe Vorstellung zu erheben 
und sich vorzubehalten, eine Einfügung der US-
Praxis in die GATT-Liste der nichttariflichen Han-
delshemmnisse zu veranlassen. Letztlich hat der 
Bundesminister für Wirtschaft das Auswärtige Amt 
gebeten, die oben dargestellten Maßnahmen auf di-
plomatischem Weg zu unterstützen. 

Zu Frage B 22: 

Auf Ihre weitere Frage, ob die Bundesregierung 
auf das öffentliche Auftragswesen im Sinne einer 
Unterstützung des ISO-Systems für Verbindungs-
elemente Einfluß zu nehmen gedenkt, kann ich im 
Augenblick noch keine konkrete Antwort geben. 
Bevor eine Entscheidung in dieser Richtung getrof-
fen werden kann, sollte man die Ergebnisse der z. Z. 
stattfindenden Verhandlungen auf industrieller 
Ebene und der Gespräche in dem zuständigen ISO-
Ausschuß abwarten. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Gierenstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 23) : 

Wird die Bundesregierung eine Vorlage einbringen, die die 
von den Arabern boykottierten deutschen Firmen verpflichtet, 
die Bundesregierung unverzüglich davon zu unterrichten? 

Die Unternehmen müssen in eigener Verantwor-
tung entscheiden, auf welchen ausländischen Märk-
ten sie sich betätigen wollen. Wegen der ungünsti-
gen Auswirkungen auf die internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen hat die Bundesregierung alle 
Arten von Boykottregelungen stets bedauert. Es hat 
sich aber gezeigt, daß die von den arabischen Staa-
ten im Jahre 1948 beschlossenen Boykottregelungen 
relativ flexibel gehandhabt werden, wenn es im 
Interesse dieser Staaten liegt. 

Die Bundesregierung hat daher nicht die Ab-
sicht, von ausländischen Staaten boykottierte deut-
sche Firmen gesetzlich zu verpflichten, sie zu unter-
richten. Es steht den Unternehmen selbstverständ-
lich frei, von sich aus an die Bundesregierung her-
anzutreten. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift

-

liche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 24) : 

In welches Bestimmungsland wurde die Schiffsladung Schwei-
nefleisch aus China, die im Hamburger Freihafen im August 
1974 zwischengelagert war — und die in der Antwort auf meine 
Fragen Nr. 21 und 22 am 11./12. Dezember 1974 angesprochen 
wird —, weitergeleitet, und wie hat die Bundesregierung sicher-
gestellt, daß dieses Fleisch, das nach Auffassung der Bundes- 
regierung nicht den tierseuchenrechtlichen und fleischbeschau

-

rechtlichen Vorschriften entspricht, nicht über Drittländer (insbe-
sondere EG-Länder) in die Bundesrepublik Deutschland importiert 
wird? 

Die im August 1974 im Hamburger Freihafen zwi-
schengelagerte Schiffsladung Schweinefleisch aus 
China ist nach Auskunft der Gesundheitsbehörde 
der Freien und Hansestadt Hamburg als der für den 
Freihafen Hamburg zuständigen obersten Veterinär-
behörde nach Frankreich weitergeleitet worden. Die 
Ladung war im Hamburger Freihafen am 17., 18. und 
19. August 1974 gelöscht worden und sollte ent-
sprechend der erteilten Genehmigung bis zum 
16. Oktober 1974 wieder ausgeführt werden. Wie 
die Gesundheitsbehörde der Freien und Hansestadt 
Hamburg auf fernmündliche Anfrage mitteilte, ist 
die Sendung in mehreren Teilsendungen per Eisen-
bahn und unter Zollüberwachung nach Frankreich 
weitergeleitet worden. Die letzte Sendung hat am 
3. Oktober 1974 den Hamburger Freihafen ver-
lassen. 

Durch die für den innergemeinschaftlichen Han-
delsverkehr geltenden Vorschriften der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere die 
Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen beim innergemeinschaft-
lichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch (Amts-
blatt der EG S. 2012 und 2799/64), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie des Rates vom 6. Oktober 1969 
(Amtsblatt der EG Nr. L 256 S. 5), und die Richtlinie 
des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Regelung 
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch 
(Amtsblatt der EG Nr. L 302 S. 24), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie vom 15. Juli 1974 (Amtsblatt der 
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EG Nr. L 202 S. 36), ist sichergestellt., daß ein Re-
export von Fleisch aus der VR China in die Bundes-
republik Deutschland ohne veterinärpolizeiliche 
Genehmigung der zuständigen deutschen Veterinär-
behörde nicht erfolgt; eine veterinärpolizeiliche Ge-
nehmigung zur Einfuhr dieses Fleisches wird jedoch 
nicht erteilt, da das Fleisch den tierseuchen- und 
fleischbeschaurechtlichen Vorschriften der Bundesre-
publik Deutschland nicht entspricht. Auch über Dritt-
länder ist ein Reexport solchen Fleisches ausge-
schlossen, da in jedem Einzelfall die Herkunft des 
Fleisches nachgewiesen werden muß und veterinär-
polizeiliche Genehmigungen nur erteilt werden, 
wenn die entsprechenden tierseuchen- und fleisch-
beschaurechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Fragen B 25 und 26) : 

Hält die Bundesregierung die Tatsache mit dem Grundsatz der 
Wettbewerbsgleichheit für vereinbar, daß die Anwendung be-
stimmter Pflanzenschutzmittel, wie z. B. Methylbromid (Terabol) 
und Quintozen (Brassicol) im Gemüsebau in der Bundesrepublik 
Deutschland verboten ist, die Bundesregierung mit der Zweiten 
Verordnung zur Änderung der „Höchstmengenverordnung 
Pflanzenschutz, pflanzliche Lebensmittel", jedoch beabsichtigt, die 
zulässige Höchstmenge an Bruni von 30 ppm auf 50 ppm und an 
Quintozen von 0,3 ppm auf 3,0 ppm heraufzusetzen, um damit 
dem im Gemüsebau in den Niederlanden zugelassenen Einsatz 
von Methylbromid und Quintozen bei der Einfuhr von nieder-
ländischem Gemüse Rechnung zu tragen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der  deutsche  Gartenbau 
und Blumenhandel sich durch die sogenannten „fliegenden Hol-
länder" in der Existenz bedroht fühlen, und in welcher Weise 
wird an der Grenze der Bundesrepublik Deutschland und im 
inland für die Einhaltung deutscher gesetzlicher Bestimmungen 
in bezug auf Pflanzenschutz, Wettbewerbsrecht und Steuer-
recht Sorge getragen? 

Der Widerruf der Zulassungen für Methylbromid 
und für Quintozen im Gemüsebau wurde notwendig, 
da die in der Höchstmengen-Verordnung für pflanz-
liche Lebensmittel vorn 3. Juni 1973 für diese Stoffe 
festgesetzten Toleranzen von 30 ppm bzw. von 
0,3 ppm nicht einhaltbar sind. Diese Toleranzen gel-
ten im übrigen auch für Einfuhren; wiederholt muß-
ten bis in die jüngste Zeit hinein größere Partien, 
besonders an Salat, wegen Rückstands-Überschrei-
tungen an den Grenzen zurückgewiesen werden. 

Die geplanten Erhöhungen der Toleranzen auf 
50 ppm für Methylbromid (Brom) und auf 3,0 ppm 
für Quintozen stützen sich auf Empfehlungen der 
FAO/WHO, die in ihren neueren Richtlinien diese 
Toleranzwerte vorgeschlagen und für toxikologisch 
vertretbar erklärt haben. Die Toleranz-Ausweitung 
für Quintozen hat jedoch nur für eine bereinigte 
Verbindung Gültigkeit. Für das bisher im Quintozen 
als Verunreinigung enthaltene Hexachlorbenzol 
(HCB) bleibt die Toleranz von 0,005 ppm nach wie 
vor bestehen. Dieser Wert kommt einem Anwen-
dungsverbot gleich. Die Rücknahme der Zulassun-
gen für Methylbromid und für Quintozen im Ge-
müseanbau wird zu gegebener Zeit überprüft und 
eine Wiederzulassung erwogen, wenn die vorge-
sehenen Toleranz-Erhöhungen realisiert werden. Für 
Quintozen kann dies jedoch nur dann zutreffen, 

wenn die Industrie ein HCB-freies Produkt anbietet. 
Toleranz-Vorschriften haben Priorität; die erlaubten 
Rückstandswerte gelten fur alle Lebensmittel, gleich 
woher sie kommen. Von einer Wettbewerbsverzer-
rung kann m. E. daher nicht gesprochen werden. Im 
übrigen unterliegen Blumen und Zierpflanzen kei-
nen Toleranz-Bestimmungen. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Meinike (Oberhau-
sen) (SPD) (Drucksache 7/3258 Frage B 27) : 

Sieht sich die Bundesregierung schon jetzt in der Lage, einen 
Zeitpunkt anzugeben, zu dem die Ergebnisse der Beratungen 
der von der Bundesregierung berufenen Arbeitsgesetzbuchkom-
mission und che erbetene gutachtliche Stellungnahme zum Fra-
genbereich „Aussperrung" entsprechend der Mitteilung in der 
Fragestunde vom 16. Oktober 1974 vorliegen? 

Das Arbeitsgesetzbuch soll das Recht des Arbeits-
verhältnisses, das Arbeitsschutzrecht und das Kollek-
tivarbeitsrecht umfassen. Die Arbeitsgesetzbuchkom-
mission berät z. Z. das Recht des Arbeitsverhältnis-
ses. Die Beratungen dieses ersten großen Abschnittes 
werden wohl im Spätherbst dieses Jahres abge-
schlossen werden können. Im Anschluß daran wird 
sich die Arbeitsgesetzbuchkommission voraussicht-
lich mit ergänzenden, besonderen Vorschriften für 
das Arbeitsverhältnis befassen. Wann die Arbeits-
gesetzbuchkommission das Arbeitskampfrecht bera-
ten wird und, insbesondere, wann Ergebnisse zum 
Fragenbereich der Aussperrung vorliegen werden, 
läßt sich heute nicht voraussagen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat im Jahre 1974 über die möglichen verfassungs-
rechtlichen Grenzen einschränkender Regelungen 
auf dem Gebiete der Aussperrung ein wissenschaft-
liches Gutachten in Auftrag gegeben. Das Gutach-
ten ist inzwischen fertiggestellt und dem Bundes-
arbeitsministerium in den letzten Tagen übergeben 
worden. Zur Zeit wird die Veröffentlichung des Gut-
achtens vorbereitet. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 28) : 

In welcher Größenordnung hat die Bundesanstalt für Arbeit 
den Bund seit dem 1. Januar 1975 mit Zuschüssen oder mit 
Darlehen in Anspruch genommen? 

Der Bund hat an die Bundesanstalt für Arbeit seit 
Januar bis einschließlich 24. Februar 1975 Liquidi-
tätshilfen nach § 187 Arbeitsförderungsgesetz in 
Höhe von 791 Millionen DM (Darlehen) gezahlt. 
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Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Büchner (Speyer) 
(SPD) (Drucksache 7/3258 Fragen B 29 und 30) : 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß Unfallschutz 
und Arbeitssicherheit in ihrer Wirksamkeit nicht vom jeweili-
gen Stand der Konjunktur abhängen dürfen? 

Wie wirkt sich das vom Deutschen Bundestag bereits im 
November 1973 verabschiedete Gesetz über Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Drucksache 7/260) in der Praxis 
aus, und welche Anstrengungen haben die Bundesländer je-
weils unternommen, um eine möglichst hohe Effektivität zu 
erreichen? 

Zu Frage B 29: 

Der Schutz von Leben und Gesundheit des arbei-
tenden Menschen gehört zu den Aufgaben des so-
zialen Rechtsstaates, die ständig wahrgenommen 
werden müssen. Eine hohe Qualität der Arbeits-
sicherheit ist gleichzeitig ein Kennzeichen für den 
guten Arbeitsplatz. Es wäre daher auch wirtschaftlich 
nicht vertretbar, in Zeiten nachlassender Konjunktur 
hier schwächere Anforderungen zu stellen und zu-
sätzliche Unfall- und Krankheitsrisiken in Kauf zu 
nehmen. 

Zu Frage B 30: 

Der vom Arbeitssicherheitsgesetz gesteckte Rah-
men ist zunächst durch Unfallverhütungsvorschriften 
der Berufsgenossenschaften auszufüllen. Dabei wa-
ren insbesondere die erforderlichen Einsatzzeiten 
festzulegen, die von den Arbeitgebern bei der Ein-
stellung der Fachkräfte für Arbeitssicherheit und 
der Betriebsärzte zugrunde zu legen sind. Dies ist 
in der Zwischenzeit weitgehend geschehen. 

Nach Erlaß der Unfallverhütungsvorschriften zum 
Arbeitssicherheitsgesetz steht die Ausbildung der 
Fachkräfte im Vordergrund. Die Berufsgenossen-
schaften bilden nach einem vom Bundesarbeitsmini-
sterium vorgegebenen Plan in großem Umfang Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit aus. Dabei wirken auch 
Gewerbeaufsichtsbeamte der Länder als Lehrkräfte 
mit. Die Ärztekammern und die Akademien für 
Arbeitsmedizin in Berlin und München haben die 
arbeitsmedizinische Ausbildung interessierter Ärzte 
wesentlich verstärkt. In allen Bundesländern werden 
Einführungskurse für Betriebsärzte angeboten. 

Die Aufsichtsbehörden konzentrieren sich auf die 
fachkundige Beratung und Überwachung der sach-
gerechten Durchführung der Vorschriften. Einige 
Berufsgenossenschaften planen für ihre Mitglieds-
betriebe überbetriebliche Zentren. Ferner sind von 
einigen Bundesländern Hilfen bei der Einrichtung 
überbetrieblicher betriebsärztlicher Zentren gewährt 
worden, wobei diese Zentren vor allem Modell-
charakter für vergleichbare Einrichtungen der Indu-
strie haben sollen. 

Die weitere Durchführung des Arbeitssicherheits-
gesetzes wird von der Bundesregierung aufmerksam 
verfolgt und im nächsten Unfallverhütungsbericht 
dargestellt werden. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 31): 

Ist die Bundesregierung bereit, die Richtlinien für die Ver-
gabe der Beschäftigungshilfen nach dem Programm „Stabilitäts-
gerechter Aufschwung" entsprechend den Januarwerten 1975 zu 
korrigieren bzw. den Beschäftigungseinbrüchen z. B. in Bayern 
gegebenenfalls mit Hilfe anderer zusätzlicher Maßnahmen ent-
gegenzuwirken? 

Die besonderen arbeitsmarktpolitischen Beschäf-
tigungshilfen nach dem Konjunkturprogramm vom 
Dezember 1974 sollten konjunktureller Arbeitslosig-
keit dort entgegenwirken, wo sie sich am ausge-
prägtesten gezeigt hat. Bei der Festlegung der Be-
messungskriterien konnte nur auf solche Daten zu-
rückgegriffen werden, die im Dezember bereits 
vorlagen. Um die saisonbedingte Arbeitslosigkeit 
am Anfang des Jahres weitgehend auszuschließen, 
wurde auf die Arbeitslosigkeit in den drei Monaten 
September, November und Dezember 1974 abge-
stellt. Saisonsbedingte Arbeitslosigkeit spielt aber 
gerade in Bayern nach wie vor eine beträchtliche 
Rolle. Dies zeigt ein Vergleich der Arbeitslosenzah-
len von Januar 1975 mit denen von Januar 1974. Die 
Zunahme der Arbeitslosigkeit war in diesem Zeit-
raum in Nordbayern mit 76,3 % und in Südbayern 
mit 71,1 % geringer als im gesamten Bundesgebiet, 
das einen Anstieg von 86 % verzeichnete. 

Die Bundesregierung ist jedoch — sobald hinrei-
chende Erfahrungen vorliegen — bereit zu prüfen, 
ob und ggf. welche Änderungen der Richtlinien für 
die Vergabe der arbeitsmarktpolitischen Beschäfti-
gungshilfen erforderlich sind. Dazu ist es jetzt aber 
noch zu früh. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Gölter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3258 Fragen B 32 und 33) : 

Treffen Äußerungen der Gewerkschaft °TV zu, nach denen 
die Bundesregierung beabsichtigt, im pfälzischen Raum in ab. 
sehbarer Zeit in größerem Umfang Bundeswehrdepots zu schlie-

ßen? 

In welchem Umfang stehen im pfälzischen Raum Schließungen 
von Depots der Streitkräfte der Vereinigten Staaten von Ameri-
ka bevor? 

Es trifft nicht zu, daß im pfälzischen Raum in ab-
sehbarer Zeit in größerem Umfang Bundeswehr-
depots geschlossen werden. Die Bundeswehr beab-
sichtigt lediglich, das Teildepot Gerät in Leimen am 
31. Dezember 1976 und die Außenstelle Pirmasens 
des Wehrbereichsbekleidungsamtes IV am 31. De-
zember 1975 aufzulösen. Die Personalstärke des Teil-
depots Leimen beträgt zur Zeit 2 Soldaten und 39 
zivile Arbeitnehmer. 

Den Arbeitnehmern ist mitgeteilt worden, daß 
die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung in ande-
ren Versorgungseinrichtungen des Heeres besteht. 
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Den personalbearbeitenden Stellen ist damit ein 
zeitlicher Vorlauf von 2 Jahren für die Einleitung 
erforderlicher Maßnahmen gegeben. 

Die Schließung der Außenstelle Pirmasens erfolgt, 
um den im Wehrbereich IV vorhandenen Überhang 
an Bekleidungslagerraum abzubauen und ein zum 
Versorgungsgebiet ungünstig gelegenes Mietobjekt 
aufzugeben. Die von der Schließung betroffenen 
15 Bediensteten werden innerhalb der Bundeswehr 
anderweitig untergebracht. 

Die USA sind durch einen Zusatz zum Haushalts-
gesetz verpflichtet, den Umfang ihrer Versorgungs-
einrichtungen zu vermindern, um dadurch Personal 
für zusätzliche Kampftruppen freizumachen. Dies 
liegt auch im wohlverstandenen Sicherheitsinteresse 
unseres Landes. 

Von der Umgruppierung und Umgliederung ame-
rikanischer Versorgungseinrichtungen im pfälzi-
schen Raum sind die US-Depots Kaiserslautern, Ger-
mersheim, Pirmasens und Nahbollenbach betroffen. 

Eine Schließung dieser Depots erfolgt nach letzter 
Information von amerikanischer Seite jedoch nicht. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3258 Fragen B 34 und 35) : 

In welcher Weise hat sich der Bund an dem Bau des Jugend-
zentrums Baasem im Kreis Euskirchen finanziell beteiligt, und 
wann ist mit  der Inbetriebnahme dieses Jugendzentrums zu 
rechnen? 

Zu welchen politischen Zwecken dient die Errichtung des 
Jugendzentrums Baasem im Kreis Euskirchen? 

Zu Frage B 34: 

Neben dem Land Nordrhein-Westfalen, das sich 
mit Landesjugendplanmitteln i. H. v. 1 476 000 DM 
beteiligt hat, sind im Rahmen des Bundesjugend-
plans in den Haushaltsjahren 1968-1973 Zuwen-
dungen in Höhe von insgesamt 1 176 000 DM ge-
währt worden. 

Mit der Inbetriebnahme ist im Laufe dieses Jahres 
zu rechnen. 

Zu Frage B 35: 

Die Einrichtung ist als internationale Jugendbe-
gegnungsstätte konzipiert. 

Durch Prüfung des Landesrechnungshofes Nord-
rhein-Westfalen und verschiedener Landesdienst-
stellen hat sich gezeigt, daß die wirtschaftliche 
Grundlage des bisherigen Trägers (Verein Inter-
nationale Jugendstätte Baasem/Eifel e. V., Duisburg) 
für die Durchführung der Baumaßnahme und der 
beabsichtigten Aktivitäten nicht ausreicht; im Ein-
vernehmen mit dem Verein Internationale Jugend-
stätte Baasem ist daher beabsichtigt, die Einrichtung 
einem anderen Träger zu übertragen. 

Zur Zeit laufen unter Federführung des Kultus-
ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen Ver-
handlungen sowohl mit dem Erzbistum Köln als auch 
der Otto-Benecke-Stiftung, Bonn, nach deren Ab-
schluß mit einer Verwendung entweder als über-
regionale Jugendbildungsstätte oder als Bildungs-
stätte für zugewanderte Studienbewerber zu rechnen 
i st. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 36) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Wissenschaft-
lichen Beirats für Familienfragen beim Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit, eine Verlagerung des Schwer-
gewichts der öffentlichen Maßnahmen vom sozialen Wohnungs-
bau auf das Wohngeld könne die Wohnsituation vieler Kinder 
in der Bundesrepublik Deutschland verbessern, und welche zu-
sätzlichen Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung gegebenen-
falls zu ergreifen, um die Wohnsituation für Kinder und kinder-
reiche Familien zu verbessern? 

Eine bloße Verlagerung von Ausgaben, d. h. eine 
Kürzung von Wohnungsbauförderungsmitteln zu-
gunsten des Wohngeldes wird die Wohnsituation 
kinderreicher Familien kaum rascher verbessern 
können als die Förderung des Neubaus familien-
gerechter Wohnungen. Die bisherigen Erfahrungen 
sprechen vielmehr dafür, daß die bestehende Kombi-
nation von Individual- und Objektförderung lang-
fristig am wirksamsten sein dürfte. Eine Verlagerung 
des Schwergewichts der Förderung auf das Wohn-
geld würde nicht berücksichtigen, daß bisher für 
kinderreiche Familien Wohnungen in ausreichender 
Zahl noch nicht zur Verfügung stehen. Es kann also 
nicht ausreichen, lediglich die Wohnkosten vorhan-
dener Wohnungen für kinderreiche Familien durch 
das Wohngeld zu senken. Dies kommt auch darin 
zum Ausdruck, daß trotz einer laufenden Steigerung 
der Zahl der Wohngeldempfänger und einer starken 
Ausweitung der Wohngeldleistungen Familien mit 
Kindern als Wohngeldempfänger nach wie vor weit 
unterrepräsentiert sind. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7%3258 Fragen B 37 und 38) : 

Welche Unternehmensverluste der Deutschen Bundesbahn ent-
standen in den Betriebsjahren 1972, 1973 und 1974 in den Re-
gionen Bayerns, und welche Rationalisierungsmaßnahmen wur-
den in diesen Regionen in den angeführten Jahren durchge-
führt? 

Welche weiteren Leistungseinschränkungen der Deutschen Bun-
desbahn sind in diesen Regionen für 1975 und 1976 vorgesehen? 

Die Verluste für den Gesamtbereich des Unter-
nehmens werden im Jahresabschluß der Deutschen 
Bundesbahn (DB) erfaßt und ausgewiesen. Angaben 
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über Unternehmensverluste nur für den Bereich 
Bayerns sind deshalb leider nicht möglich. 

Die Rationalisierungsmaßnahmen bei der DB sind 
vielfältiger Art. Sie betreffen alle Betriebszweige 
und die Verwaltung des Unternehmens. Es ist des-
halb nicht möglich, für den Bereich der DB sämtliche 
Rationalisierungsmaßnahmen in Bayern für den von 
Ihnen genannten Zeitraum im einzelnen darzustel-
len. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schmidt (Niederselters) 
(SPD) (Drucksache 7/3258 Frage B 39) : 

Wo liegen (lie Schwierigkeiten bzw, was sind die Gründe, (ta li 
 die Umgehungsstraße Eltville, B 42 (A/B-Linie), nicht begonnen 

wird, obwohl der hessische Minister für Wirtschaft und Technik, 
Herr Karry, nach Abschluß des Planfeststellungsverfahrens zu 
dem Bau seine Zustimmung gegeben hat? 

Der hessische Minister für Wirtschaft und Technik 
hat im September 1974 den Planfeststellungsbeschluß 
für die Umgehungsstraße Eltville (B 42, A/B-Linie) 
erlassen und gleichzeitig die sofortige Vollziehbar-
keit dieses Beschlusses angeordnet. Gegen den Plan-
feststellungsbeschluß ist Anfechtungsklage erhoben 
worden. Die Kläger haben auch die Aussetzung der 
sofortigen Vollziehung beantragt. 

Es muß daher zunächst die Entscheidung des zu-
ständigen Verwaltungsgerichtes abgewartet werden. 
Erst wenn die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung von den Verwaltungsgerichten bestätigt 
wird, kann mit dem Bau begonnen werden. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Meinike (Oberhausen) 
(SPD) (Drucksache 7/3258 Frage B 40) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, aus welchen Gründen der 
Personenkreis der Rentner, die Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 
2 der Reichsversicherungsordnung (vollendetes 60. Lebensjahr 
und mindestens zwölf Monate arbeitslos) beziehen, nicht in das 
verbilligte Sonderprogramm der Deutschen Bundesbahn einbe-
zogen wurde, und ist es zutreffend, daß dieser Personenkreis 
irrtümlich vergessen wurde und demnächst ebenfalls in die Be-

günstigung einbezogen werden soll? 

Der Personenkreis und die Teilnahmebedingungen 
zur Inanspruchnahme der Sonderangebote im Reise-
verkehr werden von der Deutschen Bundesbahn 
selbständig festgelegt. Ich habe deshalb den Vor-
stand des Unternehmens gebeten, Ihre Fragen un-
mittelbar zu beantworten. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/3258 Frage B 41) : 

ist der Bundesregierung bekannt, daß die Verkehrssituation 
in den Hauptverkehrszeiten an dem nicht voll ausgebauten 
Kleeblatt zur Bundesstraße 8, Frankfurt/Main-Höchst — Main- 
Taunus-Einkaufszentrum, dadurch besonders erschwert wird, daß 
die Fahrzeuge aus Richtung Wiesbaden den Verkehr der Bun-
desstraße 8, Frankfurt-Höchst, kreuzen müssen, und welche 
Möglichkeiten gegebenenfalls über einen Ausbau des Kleeblatts 
sieht die Bundesregierung, um diese Situation zu verbessern? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Ver-
kehrssituation an dem nicht voll ausgebauten Klee-
blatt an der Kreuzung der B 8 mit der Autobahn 
Wiesbaden—Frankfurt/M. bei Frankfurt/M.-Höchst 
erschwert wird, weil die aus Wiesbaden kommenden 
und in nördlicher Richtung fahrenden Fahrzeuge den 
Verkehr der Bundesstraße 8 kreuzen müssen. Die 
derzeitige Abfahrtsrampe im Süd-West-Quadranten 
des Kleeblattes soll daher von zwei auf drei Fahr-
spuren erweitert werden. Damit wird erreicht, daß 
der Linksabbiegeverkehr an der Signalanlage (Ein-
mündung der Abfahrtsrampe in die B 8) mit zwei 
vollen Fahrspuren im Rahmen der Signalregelung 
möglichst zügig abfließen kann. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 42) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bedingt durch den 
schlechten baulichen Zustand der B 1 — Ortsdurchfahrt Süpplin-
gen Maßnahmen zur Verbesserung der gemeindlichen Infra

-s

truktur erschwert und auf unbestimmte Zeit hinausgeschoben 
werden, und ist sie gegebenenfalls bereit, Angaben darüber zu 
machen, bis wann mit einem Ausbau der Ortsdurchfahrt zu rech-
nen ist? 

Der Bundesregierung sind Abhängigkeiten zwi-
schen dem Ausbauzustand der Ortsdurchfahrt Süpp-
lingen und Maßnahmen zur Verbesserung der ge-
meindlichen Infrastruktur nicht bekannt. 

Die Niedersächsische Straßenbauverwaltung - 
die für den Ausbau der Ortsdurchfahrt einen Bau-
entwurf aufgestellt und auch den Grunderwerb schon 
eingeleitet hat   ist bestrebt, für diese Maßnahme 
die rechtlichen und finanziellen Voraussetzungen für 
einen Baubeginn in den Haushaltsjahren 1976/77 zu 
schaffen. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Fragen B 43 und 44) : 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber gehen, wann der 
Nord-Süd-Kanal fertiggestellt ist und wann mit kontinuierlicher 
Transportverbindung vom Mittellandkanal nach Hamburg zu 
rechnen ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Anbindung des Raums 
Braunschweig an den Nord-Süd-Verkehr beim Ausbau der 
Schnellbahntrasse Hannover-München eine Zuführungstrasse an 
diese Verbindung von Braunschweig nach Göttingen auszu-
bauen? 
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Zu Frage B 43: 

Der Elbe-Seitenkanal (frühere Bezeichnung Nord- 
Süd-Kanal) soll bis Ende 1976 fertiggestellt und in 
Betrieb genommen werden. Gleichzeitig wird der 
Mittellandkanal von der Einmündung des Elbe-
Seitenkanals bis zum Stichkanal nach Salzgitter nach 
den gleichen Grundsätzen ausgebaut sein. Der voll-
schiffige Anschluß des Seehafens Hamburg an das 
Binnenwasserstraßennetz, und damit u. a. die Ver-
bindung zu den Räumen Salzgitter—Braunschweig 
und Hannover, wird dann hergestellt sein. 

Eine Teilstrecke des Elbe-Seitenkanals von der 
Elbe bis zum Hafen Lüneburg soll bereits Ende 1975 
dem Verkehr übergeben werden. Etwa 3/4 des Elbe-
Seitenkanals sind jetzt bereits fertiggestellt. 

Zu Frage B 44: 

Für die Neubaustrecke Hannover—Würzburg 
werden z. Z. in Teilabschnitten die landesrechtlichen 
Raumordnungsverfahren durchgeführt. Für den Ab-
schnitt Hannover Kassel steht die Entscheidung 
für eine Linienführung über Göttingen oder Holz-
minden noch aus. Ihre Frage, ob eine Zuführungs-
straße aus dem Raum Braunschweig an die Neubau-
strecke bei Göttingen angebunden werden kann, ist  
daher z. Z. nicht beantwortbar. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 45) : 

Billigt die Bundesregierung Kartenzeichnungen in Anzeigen 
der Deutschen Bundesbahn (erschienen in überregionalen Tages-
zeitungen am 14. Februar 1975), in denen West-Berlin nicht mit 
verzeichnet ist, sondern als Teil der DDR ausgewiesen wird, 
und wenn nicht, was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da-
mit sich in Zukunft in Anzeigen der Deutschen Bundesbahn der-
artige Pannen nicht wiederholen? 

Die beanstandete Kartenzeichnung zeichnet ledig-
lich das Stückgutsystem der Deutschen Bundesbahn. 
Die Deutsche Bundesbahn unterhält in Berlin (West) 
keinen Bahnbetrieb. Die Eisenbahn wird in Berlin 
(West) durch die Deutsche Reichsbahn betrieben. 

Der Bundesminister für Verkehr wird darauf drin-
gen, daß bei Darstellung der DDR-Grenzen das Ge-
biet von Berlin (West) entsprechend sichtbar ge-
macht wird. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Sick (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3258 Fragen B 46 und 47): 

Wann 5011 mit dein Bau der erforderlichen Anschlußstraßen 
begonnen werden, nachdem in der Ortslage Jevenstedt (Schles-
wig-Holstein) im Zuge des Neubaues der Europa-Straße 3 
Brückenbauwerke fertiggestellt worden sind? 

Wann ist mit der endgültigen Fertigstellung der Straßenbau-
maßnahmen zu rechnen? 

Es läßt sich heute noch nicht sicher angeben, wann 
das eine bereits bestehende Brückenbauwerk durch 
Fertigstellung der Anschlußstrecken seiner Zweck-
bestimmung übergeben werden kann. Es wird in-
dessen angestrebt, dieses Vorhaben im 2. Fünf-
jahresplan (1976-1980) abzuwickeln. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Immer (SPD) (Drucksache 
7/3258 Fragen B 48 und 49) : 

Inwieweit und in welcher Frist ist die Bundesregierung bereit, 
bauliche Maßnahmen zu veranlassen, die geeignet sind, die 
Sicherheit der Anwohner an der besonders unfallgefährdeten 
Ortsdurchfahrt Kircheib im Zuge der Bundesstraße 8 zu gewähr-
leisten? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die beim 
vorzusehenden Bau von Bürgersteigen im Zuge der Ortsdurch-
fahrt Kircheib der B 8 normalerweise zu erhebenden Anlieger-
beiträge auf ein erträgliches Minimum zu begrenzen? 

Zu Frage B 48: 

Es ist vorgesehen, die Ortsdurchfahrt Kircheib im 
Zuge der B 8 auszubauen. Aus technischen Gründen 
muß jedoch zunächst die Ortsentwässerung gebaut 
werden, für die die Gemeinde Kircheib zuständig ist, 
bevor mit dem Straßenbau und der Anlage von Geh-
wegen begonnen werden kann. Sobald die Voraus-
setzungen für den Straßenbau gegeben sind, wer-
den die Arbeiten durchgeführt. 

Zu Frage B 49: 

Nach § 5 Abs. 3 Bundesfernstraßengesetz sind die 
Gemeinden Träger der Straßenbaulast für Gehwege 
in den Ortsdurchfahrten. Es besteht die Möglichkeit, 
für die Anlage der Gehwege auf Antrag der Ge-
meinde Finanzhilfen aus dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz bis zu 60 % der zuschußfähigen 
Kosten zu gewähren. Außerdem beteiligt sich der 
Bund an der Herstellung der Hochborde mit einem 
Beitrag von 10 DM/lfd. m. Dadurch wird die Ge-
meinde von den Kosten für die Herstellung der 
Gehwege erheblich entlastet. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 50) : 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
17. Februar 1975 zu, daß die Deutsche Bundesbahn von Beschä-
digten, die von Geburt an oder durch Krankheit behindert sind, 
bei jeder Fahrt 15 DM für den Transport des Rollstuhls berech-
net, und ist die Bundesregierung bereit, für diesen Personen-
kreis die gleichen Vergünstigungen einzuräumen wie für die 
Kriegs- und Unfallbeschädigten? 
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Die von Ihnen zitierte Zeitungsmeldung trifft nicht 
zu. Die Höhe der Gepäckfracht für die Transport-
geräte der von Geburt an oder durch Krankheit 
schwerbehinderten Personen richtet sich nach wie 
vor nach der Art des Gerätes; sie kann 5,—, 10,—
oder 15,— DM je Fahrt (für alle Entfernungen) be-
tragen. 

Die Einbeziehung der von Geburt an oder durch 
Krankheit Schwerbehinderten in die den Schwer-
kriegs- oder Unfallgeschädigten eingeräumte Ver-
günstigung, ihre Transportgeräte kostenlos beför-
dern zu dürfen, ist bereits in dem von der Bundes-
regierung im November 1974 beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über die unentgeltliche Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr 
(UnBefG) vorgesehen. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Zeitel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Fragen B 51 und 52) : 

Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich eine neue Wirt-
schaftlichkeits- und Nutzen-Kosten-Untersuchung für die ge-
plante Neubaustrecke Mannheim—Stuttgart der Deutschen Bun-
desbahn unter den veränderten wirtschaftlichen Planungs- und 
Entwicklungserwartungen vorzulegen, in der auch die Pro-
blemkreise, welche Zugauslastung gegeben und zu erwarten ist, 
und welche Kosten-Nutzen zu berücksichtigen und zu bewer-
ten und zu welchem Zinssatz sie abzudiskontieren sind, und 
welche relevanten Nebenbedingungen existieren, ausführlich be-
handelt werden, damit nicht nur auf Grund einer einseitig aus-
gerichteten Studie Entscheidungen über den Neubau der Eisen-
bahnstrecke gefällt werden? 

Hat die Bundesregierung eine entsprechende Fortschreibung 
der in der Drucksache 7/1045 aufgeführten Finanzierungskosten 
im Hinblick auf die erhebliche Planveränderung inbesondere im 
Raum Mannheim durchgeführt, und in welcher zeitlichen Folge 
sollen die Finanzierungsmittel für die Neubaustrecke bereitge-
stellt werden? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, eine wei-
tere Untersuchung für die geplante Neubaustrecke 
Mannheim—Stuttgart durchzuführen. Sie hat außer 
der gesamtwirtschaftlichen Korridoruntersuchung 
bei gleichzeitiger Aktualisierung der Daten einschl. 
der Baukosten inzwischen eine betriebswirtschaft-
liche Zusatzuntersuchung erstellt. Diese hat das Er-
gebnis der Korridoruntersuchung bestätigt. 

Im Regierungsentwurf zum Haushalt 1975 ist von 
einem Gesamtbetrag von 60 Millionen DM ein Teil-
betrag für die Neubaustrecke Mannheim—Stuttgart 
vorgesehen. Für die folgenden Jahre sind die Über-
legungen der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der Fortschreibung der mehrjährigen Finanz-
planung noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 53) : 

Für welche Nebenstrecken der Deutschen Bundesbahn im r 
bayerischen Zonenrandgebiet hat die Bundesregierung die Über-
prüfung der Wirtschaftlichkeit mit dem Ziel der Stillegung die-
ser Strecken angeordnet, und welche konkreten Vorstellungen 
für das bayerische Zonenrandgebiet verbindet die Bundesregie-
rung mit der Aktion „Systemkonforme Netzkonzentration" für 
diesen Raum? 

Die Überprüfung verkehrsschwacher Nebenstrek-
ken gehört zu den unternehmerischen Aufgaben des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn. Er entschei-
det auf Grund von betriebswirtschaftlichen Unter-
suchungen für einzelne Strecken, ob das nach dem 
Bundesbahngesetz vorgeschriebene Verfahren ein-
geleitet werden soll. Der Bundesminister für Ver-
kehr ist zu diesem Zeitpunkt mit der Maßnahme 
noch nicht befaßt. Die Deutsche Bundesbahn gibt im 
Falle organisatorischer Veränderungen nach § 44 
Bundesbahngesetz den örtlich beteiligten obersten 
Landesverkehrsbehörden Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Erst wenn der Verwaltungsrat der Deutschen 
Bundesbahn in jedem Einzelfall einen zustimmenden 
Beschluß gefaßt hat, kann der Vorstand einen ent-
sprechenden Antrag mit prüffähigen Unterlagen an 
den Bundesminister für Verkehr richten. Strecken im 
Zonenrandgebiet werden darüber hinaus in einem 
interministeriellen Arbeitskreis beraten, bevor das 
Bundeskabinett eine Entscheidung hierüber trifft. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 54) : 

Ist es zutreffend, daß bei der Deutschen Bundesbahn über 700 
überregionale Statistiken mit einem jährlichen Kostenaufwand 
von etwa 130 Millionen DM geführt werden, und könnten hier 
nicht durch Einschränkungen z. B. bei der Statistik über Fahr-
tenberichte der Zugführer erhebliche Kosten eingespart werden? 

Dem Bundesminister für Verkehr liegen keine Da-
ten vor, wonach bei der Deutschen Bundesbahn über 
700 überregionale Statistiken mit einem jährlichen 
Kostenaufwand von etwa 130 Millionen DM geführt 
werden. 

Da im übrigen Ihre Frage in die Zuständigkeit des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn fällt, habe ich 
sie an ihn weitergeleitet; er wird sie beantworten. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 7/3258 Frage B 55) : 

Welches konkrete Ergebnis hat die Vorlage der Deutschen 
Bundesbahn an das Bundesverkehrsministerium zur Überprü-
fung der Konzeption der HSB-Versuchsanlage im Donauried er-
bracht, und wie ist der weitere Verfahrens- und Zeitplan bis 
zur Festlegung der neuen Konzeption für die Versuchsanlage? 

Die Überlegungen der Deutschen Bundesbahn lie-
gen dem Bundesminister für Verkehr noch nicht vor. 
Ich kann daher Ihre Frage z. Z. noch nicht beant-
worten. 
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Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Josten (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3258 Fragen B 56 und 57) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die geplante Linienfüh-
rung der Bundesstraße 9 bei Bad Breisig auf die Ablehnung 
aller im Stadtrat Bad Breisig vertretenen Fraktionen und zahl-
reicher Bürger gestoßen ist, und wird sie daher dazu beitragen, 
daß ein Plan einer Straßenführung in Hanglage ausgearbeitet 
wird? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung vieler Bürger von Bad 
Breisig, daß auch in einer finanzkritischen Zeit die Planung der 
Umgehungsstraße nicht dazu führen darf, daß der Kurort von 
zwei Straßen durchschnitten wird, wodurch zwar die billigste 
Lösung erreicht würde, jedoch der Kurort unübersehbare Nach-
teile hinnehmen müßte? 

Zu Frage B 56: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß eine 
von der Straßenverwaltung des Landes Rheinland-
Pfalz im Einvernehmen zwischen Bund und Land 
untersuchte, rheinseitig neben der Bahn geplante 
Linienführung für eine neue zweispurige B 9 in Bad 
Breisig, deren Untersuchungsergebnis bisher dem 
Bundesminister für Verkehr noch nicht vorliegt, be-
reits auf Ablehnung aller im Stadtrat von Bad Brei-
sig vertretenen Fraktionen und zahlreicher Bürger 
gestoßen ist. Die Aufstellung einer baureifen Pla-
nung für die bereits untersuchte, mit sehr hohen 
Kosten verbundene Straßenführung in Hanglage 
kann daher z. Z. nicht in Betracht kommen. 

Zu Frage B 57: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ins-
besondere in einer „finanzkritischen Zeit" die Ab-
wägung des Für und Wider einer Straßenplanung 
unter Nutzen-Kosten-Gesichtspunkten zu erfolgen 
hat, wobei u, a. auch die Bewertung von Vor- und 
Nachteilen einer Straße für einen Kurort eine wich-
tige Rolle spielt. 

Anlage 52 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim (CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Fragen 
B 58 und 59) : 

Trifft es zu, daß Fernsehteilnehmer, die nach den Feststellun-
gen der Deutschen Bundespost durch den Bau eines Hochhauses, 
durch die Aufschüttung einer Halde o. ä., also durch einen klar 
bestimmbaren privaten Verursacher, vom Fernsehempfang ab-
geschnitten worden sind (Abschattungswirkung), nach der ge-
genwärtig bestehenden Rechtslage weder einen Anspruch gegen 
die Deutsche Bundespost noch einen solchen gegen den priva-
ten Verursacher haben, die Betroffenen vielmehr die notwen-
dige aufwendige Ersatzanlage — z. B. Gemeinschaftsantenne mit 
Verstärker auf entferntem Standort — auf eigene Kosten zu 
erstellen und zu unterhalten haben? 

Welche Maßnahmen oder gesetzliche Regelung hat die Bundes-
regierung vorgesehen, um diese für die Betroffenen unerträgliche 
Sach- und Rechtslage zu ändern und ihnen die vor dem Eintreten 
der Abschattungswirkung gegeben gewesene Fernseh-Empfangs-
möglichkeit wieder zu verschaffen? 

Zu Frage B 58: 

Es trifft zu, daß es zur Zeit keine Regelung gibt, 
die es demjenigen, dessen Ton- und Fernseh-Rund-

funkempfang durch ein Hochhaus, eine Halde oder ( 
 ähnliche Bauwerke gestört wird, ermöglicht, sich die 

Kosten für die Gemeinschaftsantennenanlage zur 
Wiederherstellung eines einwandfreien Ton- und 
Fernseh-Rundfunkempfangs erstatten zu lassen. 

Gegen die Deutsche Bundespost besteht ein sol-
cher Anspruch nicht. Die Veranstaltung von Ton- 
und Fernseh-Rundfunkprogrammen für die Allge-
meinheit ist in der Bundesrepublik Deutschland Auf-
gabe der Landesrundfunkanstalten und liegt somit 
in der Kompetenz der Länder. Ebenso liegt die tech-
nische Zuständigkeit für den Ausbau der Fernseh-
sendernetze des 1. Fernsehprogramms bei den Rund-
funkanstalten. Der Bund — die Deutsche Bundes-
post — ist zwar Träger der Fernmeldehoheit und 
auf technischem Gebiet für den Ausbau der Fernseh-
sender für das 2. und 3. Fernsehprogramm zuständig, 
soweit dieser Ausbau von den Rundfunkanstalten 
finanziert wird. Regelungen über die höhe, Art und 
Verwendung der Rundfunkgebühren fallen aber 
nicht in seine Zuständigkeit. Nach der Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 15. März 1968 
stehen die Rundfunkgebühren als Anstaltsnutzungs-
gebühren ausschließlich den Rundfunkanstalten zu 
(Bundesverwaltungsgericht in NJW 1968, S. 1393 = 
DVBl 1968, S. 657). Daraus folgt, daß es primär 
Sache der Länder und der Rundfunkanstalten ist, 
dem Bürger einen ungestörten Empfang von Ton-
und Fernseh-Rundfunkprogrammen zu ermöglichen. 

Weiter kann sich auch der im Ton- und Fernseh- 
Rundfunkempfang Gestörte nach der Rechtsprechung 
und der im Schrifttum überwiegend vertretenen 
Meinung vom Verursacher der Abschattung die Ko-
sten der Ersatzanlage nicht erstatten lassen. Nach 
dem geltenden Recht, insbesondere durch die §§ 1004 
Abs. 1, Satz 1, 906 BGB in der Auslegung durch die 
herrschende Meinung, wird ein Grundstückseigen-
tümer nur vor positiven Einwirkungen auf das 
Grundstück geschützt, wie z. B. vor der Zuführung 
von Gasen, vor Geräuschen u. ä., nicht jedoch vor 
sogenannten negativen Einwirkungen, wie einer 
Entziehung von Licht, Luft oder Funkwellen. 

Einzelne Nachbargesetze der Länder (z. B. das 
Nachbargesetz des Landes Nordrhein-Westfalen) 
verpflichten Grundstückseigentümer zu dulden, daß 
an ihrem höheren Gebäude der Eigentümer eines 
angrenzenden Gebäudes eine für einen einwand-
freien Empfang erforderliche Antennenanlage be-
festigt. Ein entsprechender bundesrechtlicher An-
spruch könnte u. U. auch aus dem nachbarrechtlichen 
Gemeinschaftsverhältnis hergeleitet werden. Wei-
tergehende Rechte bestehen für den abgeschatteten 
Bürger jedoch nicht. 

Zu Frage B 59: 

Die Prüfung der beteiligten Bundesressorts, ob 
eine solche Regelung durch Bundesgesetz möglich 
ist oder ob diese Regelung wegen der Gesetzge-
bungskompetenz für das Nachbar- und Baurecht 
ganz oder teilweise durch den Landesgesetzgeber 
getroffen werden sollte, ist wegen der Schwierig-
keit der angesprochenen Fragen noch nicht abge-
schlossen. 
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Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 60) : 

Treffen die Angaben der Deutschen Postgewerkschaft, Orts-
verwaltung Meschede, in deren Resolution vorn 17. Januar 1975 
zu, wonach die Zahl der Ausbildungsplätze im Bereich der Fern-
meldeämter auf Bundesebene von 4658 im Jahr 1974 auf etwa 
2180 im Jahr 1975 gesenkt werden sollen? 

Aus dem Gebot eines wirtschaftlichen Handelns 
bildet die Deutsche Bundespost Nachwuchskräfte 
grundsätzlich im Umfang ihres Eigenbedarfes aus. 
Der Einstellungsbedarf an Auszubildenden wird 
durch die Ämter und Oberpostdirektionen im Rah-
men einer sorgfältigen Personalplanung ermittelt. 
Personaleinstellungen über den Bedarf hinaus füh-
ren zu Kostensteigerungen und wären damit ursäch-
lich für Gebührenerhöhungen im Post- und Fern-
meldewesen. 

Bei allen Entscheidungen über die künftigen Aus-
bildungskapazitäten wird auch die öffentliche Dis-
kussion um das Angebot an Ausbildungsplätzen von 
der Deutschen Bundespost sehr aufmerksam ver-
folgt. Sie bildet jetzt den gesamten Nachwuchs-
bedarf für den einfachen und mittleren technischen 
Dienst selbst aus und verzichtet auf die Einstellung 
von Arbeitskräften aus artverwandten Elektroberu-
fen. Damit leistet sie einen beachtlichen Beitrag zur 
Erhaltung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen. 

Die Personalplanung für 1975 hat ergehen, daß 
in diesem Jahr kein akuter Bedarf an Neueinstellun-
gen von Auszubildenden im Fernmeldehandwerk be-
steht. Dennoch wird die Deutsche Bundespost — 
unter Berücksichtigung unternehmerisch noch ver-
tretbarer Belastungen — 1975 etwa 1 800 Neuein-
stellungen für den Beruf des Fernmeldehandwerkers 
vornehmen. Diese Einstellungsquote ist über das 
ganze Bundesgebiet verteilt worden mit dem Ziel, 
dadurch fast alle Ausbildungsstätten im Bereich der 
Deutschen Bundespost zu erhalten. 

Darüber hinaus ist die Deutsche Bundespost 
grundsätzlich bereit, anderen Ausbildungsträgern 
gegen Kostenerstattung freiwerdende Ausbildungs-
kapazitäten vorübergehend zur Verfügung zu stel-
len. Solche Maßnahmen sind bereits in Einzelfällen 
eingeleitet worden und können auf örtlicher Ebene 
mit Interessenten, z. B. den Kammern, vereinbart 
werden. Diese Problematik ist auch Gegenstand von 
Gesprächen mit den hierfür zuständigen Ressorts. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 61) : 

Trägt sich die Bundesregierung mit der Absicht, die Oberpost-
direktionen in Hannover und Braunschweig anzuweisen, die Neu-
ordnung des Leitbereichs 313 Wolfsburg so vorzunehmen, daß 
die Samtgemeinde Velpke und neun weitere Gemeinden der Ver-
waltungseinheit Wolfsburg zugeordnet werden, und wird sie  

ihre Überlegungen über neue Zuständigkeiten davon abhängig 
machen, wie die politische Neuordnung des Verwaltungsraums 
ausfällt und gegebenenfalls ihre Entscheidung bis dahin auf-
schieben? 

Der Planungs- und Entscheidungsprozeß über die 
Neuordnung der postalischen Aufbauorganisation 
im Leitbereich 318 Wolfsburg und über die künftige 
Zuordnung der zur Samtgemeinde Velpke gehören-
den Gemeinden konnte noch nicht abgeschlossen 
werden. Die Angelegenheit bedarf wegen der perso-
nellen Folgewirkungen einer nochmaligen Erörte-
rung mit den Personalvertretungen. Nach Abschluß 
der laufenden Erörterungen werde ich Sie gern über 
das Ergebnis unterrichten. 

Die politische Neuordnung des Bereichs Wolfs-
burg/Helmstedt oberhalb der Gemeinde-Ebene hat 
für die Abgrenzung der postalischen Versorgungs-
gebiete keine Bedeutung. Es ist daher nicht erfor-
derlich, die postalische Neuordnung in diesem Raum 
etwa bis zur Durchführung der Kreisreform in Nie-
dersachsen zurückzustellen. 

Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Hoffie (FDP) (Drucksache 
7/3258 Frage B 62) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deutschen Bundespost 
darauf hinzuwirken, in den öffentlichen Fernsprecheinrichtungen 
mit Hilfe der Assanierung der Geräte Infektionsmöglichkeiten 
und -krankheiten stärker zu verhindern, als dies durch die bis-
herigen Reinigungsverfahren möglich ist? 

Die Deutsche Bundespost verfolgt die Frage der 
Übertragbarkeit von Krankheitserregern bei der Be-
nutzung von Fernsprechapparaten von jeher auf-
merksam. Untersuchungen in deutschen und auslän-
dischen Fachinstituten haben bislang ergeben, daß 
der Fernsprecher einschließlich seines Handappa-
rates keine besondere Infektionsquelle darstellt, wie 
vereinzelt von Herstellungs- und Vertriebsfirmen 
einschlägiger Reinigungs- bzw. Desinfektionsmittel 
darzustellen versucht wird. 

Die bisher vorliegenden Untersuchungsergebnisse 
rechtfertigen keine kostensteigernden Schritte über 
die bereits üblichen Maßnahmen der Sauberhaltung 
hinaus. Öffentliche Münzfernsprecher werden regel-
mäßig gereinigt, Handapparate u. a. mit handels-
üblichen Desinfektionsmitteln abgewischt. Falls neue 
Reinigungs- und Desinfektionsmittel auf dem allge-
meinen Markt erscheinen, können sie bei Eignung 
und Preiswürdigkeit auch beim Reinigen von öffent-
lichen Münzfernsprechern mit einbezogen werden. 

Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staassekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeifer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7 3258 Fragen B 63 und 64) : 
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Was hat das Bundesministerium für das Post- und Fernmelde-
wesen zu der Anordnung veranlaßt, nach welcher die Ausbil-
dungsstelle der Deutschen Bundespost in Reutlingen, die in den 
vergangenen Jahren oft mehr als 70 Ausbildungsplätze angebo

-

ten hat, im Jahr 1975 nur noch 16 Ausbildungsplätze zur Ver-
fügung stellen darf, und wie vereinbart die Bundesregierung 
diese Beschränkung des Ausbildungsplatzangebots mit ihren 
gegenwärtigen Aufforderungen an die Wirtschaft, mehr Ausbil-
dungsplätze im Bereich der Berufsbildung zur Verfügung zu stel-
len? 

Wird das Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen 
entsprechend dem von der CDU/CSU im Bundestag eingebrach-
ten Antrag betr. Dringlichkeitsprogramm zur Überwindung des 
Lehrstellenmangels und zur Verringerung der Jugendarbeitslo-
sigkeit — Drucksache 7'3196 - diese Anordnung widerrufen? 

Zu Frage B 63: 

Der Einstellungsbedarf an Auszubildenden wird 
durch die Ämter und Oberpostdirektionen im Rah-
men einer langfristigen Personalplanung ermittelt. 
In  die  Planung fließen alle wichtigen Informationen 
wie z. B. die Entwicklung des Bedarfs an Arbeits-
plätzen, die zu erwartenden Personalabgänge und 
der vorhandene Bestand an Auszubildenden ein. Die 
regionalen Planungen werden untereinander und 
mit der Gesamtplanung des Unternehmens abge-
stimmt. Hierbei wird berücksichtigt, daß die Deut-
sche Bundespost auftragsgemäß und in ihrer Ver-
antwortung gegenüber Parlament, Regierung und 
Offentlichkeit zu wirtschaftlichem Personaleinsatz 
verpflichtet ist. 

Bei allen Entscheidungen über die künftigen Aus-
bildungskapazitäten wird die öffentliche Diskus-
sion um das Angebot an Ausbildungsplätzen von der 
Deutschen Bundespost sehr aufmerksam verfolgt. 
Sie bildet jetzt den gesamten Nachwuchsbedarf für 
den einfachen und mittleren technischen Dienst 
selbst aus und verzichtet auf die Einstellung von 
Arbeitskräften aus artverwandten Elektroberufen. 
Damit leistet sie einen beachtlichen Beitrag zur Er-
haltung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen. 

Eine gerade abgeschlossene Untersuchung im 
Rahmen der Personalplanung für den fernmelde-
technischen Dienst der Deutschen Bundespost hat 
ergeben, daß aus der Unternehmenssicht für das 
Jahr 1975 kein akuter Bedarf an Neueinstellungen 
von Auszubildenden im Fernmeldehandwerk be-
steht. 

Dennoch wird die Deutsche Bundespost - unter 
Berücksichtigung unternehmerisch noch vertretba-
rer Belastungen 1975 etwa 1 800 Neueinstellun-
gen für den Beruf des Fernmeldehandwerks vorneh-
men. Diese Einstellungsquote ist über das ganze 
Bundesgebiet verteilt worden mit dem Ziel, dadurch 
fast alle Ausbildungsstätten im Bereich der Deut-
schen Bundespost zu erhalten. 

Für den Bereich der Oberpostdirektion Tübingen 
habe ich für 1975 eine Einstellungsquote von 64 Aus-
zubildenden für das Fernmeldehandwerk vorge-
sehen; diese verteilen sich wie folgt: 

Ravensburg: 16, 

Reutlingen: 16, 

Rottweil: 	32. 

Darüber hinaus ist die Deutsche Bundespost 
grundsätzlich bereit, anderen Ausbildungsträgern 
gegen Kostenerstattung freiwerdende Ausbildungs-
kapazitäten vorübergehend zur Verfügung zu stellen. 

Solche Maßnahmen sind bereits in Einzelfällen 
eingeleitet worden und können auf örtlicher Ebene 
mit Interessenten, z. B. den Kammern vereinbart 
werden. Diese Problematik ist auch Gegenstand von 
Gesprächen mit den hierfür zuständigen Ressorts. 

Zu Frage B 64: 

Personaleinstellungen über den Bedarf hinaus 
führen zu Kostensteigerungen und wären damit ur-
sächlich für Gebührenerhöhungen im Post- und 
Fernmeldewesen. Die Deutsche Bundespost sieht 
sich daher nicht in der Lage, über die unter 1. ge-
nannten Maßnahmen hinaus weitere Regelungen 
zu treffen. 

Aufgrund der eingeleiteten Maßnahmen hofft die 
Deutsche Bundespost, daß bei einer Zusammenarbeit 
aller Beteiligten im Interesse der betroffenen Ju-
gendlichen Ergebnisse erzielt werden, die die gegen-
wärtigen Schwierigkeiten mildern helfen. 

Anlage 57 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Dübber (SPD) (Druck-
sache 7/3258 Frage B 65) : 

Hält es die Bundesregierung für angebracht, die Fernseh-
anschlüsse jener Haushalte in Berlin-Wilmersdorf zu verkabeln 
oder anderweitig wieder benutzbar zu machen, die durch den 
Neubau des Hochhauses der Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte am Hohenzollerndamm in ihren Empfangsmöglichkeiten 
beeinträchtigt werden? 

Über den Umfang der durch den Neubau der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in Ber-
lin-Wilmersdorf zu erwartenden Störungen des 
Ton- und Fernseh-Rundfunkempfangs wird erst nach 
Fertigstellung des Neubaus eine Aussage möglich 
sein. 

Für die Wiederherstellung des Rundfunkempfangs 
in Gebieten, die durch den Neubau beeinträchtigt 
werden, ist eine kabelgebundene Ersatzversorgung 
eine geeignete Lösung. 

Nach dem geltenden Recht ist weder der Bund 
— die Deutsche Bundespost noch der Verursa-
cher der Störung verpflichtet, die Kosten der Ersatz-
versorgung zu tragen. Die Deutsche Bundespost 
könnte die Verkabelung nur dann durchführen, 
wenn der Verursacher, die betroffenen Fernsehteil-
nehmer oder ein Dritter die Kosten übernehmen 
würden. 

Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 66): 
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Nachdem die Zahl der Bewilligungen im Sozialwohnungsbau 
von 1972 (182 000) bis 1973 (126 000) — also um rund 31 Pro-
zent — gesunken ist, frage ich die Bundesregierung, ob sie auf 
Grund des ihr vorliegenden Zahlenmaterials des Jahres 1974 und 
des ihr sicherlich bekannten Neubaubedarfs beabsichtigt, das 
Förderungsvolumen für den sozialen Wohnungsbau zu erhöhen? 

Nach den Schnellmeldungen der Länder sind im 
Jahre 1974 rd. 153 000 Wohnungen im sozialen Woh-
nungsbau gefördert worden; das sind rd. 21 v. H. 
mehr als 1973. Zu diesem relativ günstigen Förde-
rungsergebnis haben nicht zuletzt die zusätzliche 
Zinsverbilligung des Bundes für 50 000 Sozialwoh-
nungen und die 1974 im Rahmen von Konjunktur-
programmen beschlossenen zusätzlichen Mittel-
bereitstellungen des Bundes beigetragen. Die Bun-
desregierung hat im übrigen wiederholt in woh-
nungspolitischen Stellungnahmen zum Ausdruck ge-
bracht, daß es angesichts des erreichten Standes der 
quantitativen Wohnungsversorgung künftig nicht 
mehr primär auf hohe Förderungsergebnisse, son-
dern auf eine Ausrichtung der Förderung des sozia-
len Wohnungsbaues auf bestimmte Zielgruppen an-
kommt. Das künftige Volumen des sozialen Woh-
nungsbaues wird entscheidend von den finanziellen 
Leistungen der Länder abhängen. Die Frage nach 
den Förderungsnotwendigkeiten und -möglichkeiten 
wird letztlich in Kooperation zwischen Bund und 
Ländern entschieden werden müssen. 

Anlage 59 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Frage B 67) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß wegen des Vorbehalts 
des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
die im Rahmen des Städtebauförderungsgesetzes bereitgestellten 
Bundesmittel als Darlehen oder als Zuschüsse zu gewähren, viele 
Gemeinden aus Sorge um eine eventuelle Rückzahlung von den 
Bundesmitteln keinen Gebrauch machen, und wann wird die Bun-
desregierung die sichere Finanzplanung der Gemeinden durch 
die Behandlung der Bundesmittel als Zuschüsse ermöglichen? 

Die Frage berührt ein förderungstechnisches Detail 
aus dem Bereich der von Bund, Ländern und Ge-
meinden gemeinsam getragenen Städtebauförde-
rung. Zum besseren Verständnis des Gesamtzusam-
menhanges erscheint eine eingehendere Erläuterung 
notwendig. 

Die vom Bund im Rahmen des Bundesprogramms 
nach § 72 Städtebauförderungsgesetz bereitgestell-
ten Sanierungs- und Entwicklungsförderungsmittel 
werden den Ländern — wie es § 39 Abs. 5 StBauFG 
vorsieht — als zins- und tilgungsfreie Vorauszah-
lungen gewährt. Diese Vorauszahlungen ergehen 
unter dem Vorbehalt einer späteren Bestimmung, 
ob sie als Darlehen oder Zuschuß gewährt werden. 
Für welche Zwecke später eine Umwandlung als 
Zuschuß oder als Darlehen in Betracht kommt, ist 
in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über den 
Einsatz von Förderungsmitteln nach dem Städtebau-
förderungsgesetz vom 14. Februar 1975 näher ge-
regelt. Bereits vor Inkrafttreten dieser Vorschrift 
waren die diesbezüglichen Grundsätze zwischen 
Bund und Ländern abgestimmt. In der Regel wird  

für alle sog. unrentierlichen Kosten eine Umwand-
lung in einen Zuschuß vorgenommen werden. 

Das bisher gewählte Verfahren hat sich nach dem 
Urteil aller Fachleute bewährt, weil es ein flexibles 
und unbürokratisches Förderungsverfahren ermög-
licht. Bei Beginn einer Sanierungs- oder Entwick-
lungsmaßnahme kann in aller Regel nicht vorausge-
sehen werden, ob oder in welcher Höhe die Förde-
rungsmittel als Zuschuß oder als Darlehen benötigt 
werden. Die endgültige Bestimmung über die als 
Vorauszahlung gewährten Finanzhilfen wird gegen-
über den Ländern spätestens nach Abschluß der 
Maßnahme getroffen werden. Der Bestimmung wird 
in aller Regel eine Abrechnung vorausgehen müs-
sen, die sich auf die gesamte Sanierungs-/Entwick-
lungsmaßnahme bezieht. Die Daten für die Umwand-
lung der Vorauszahlungen in Zuschüsse oder Dar-
lehen werden dem Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau also von den Län-
dern geliefert werden. 

Unmittelbare Beziehungen zwischen dem Bund 
und den Gemeinden bestehen bei der Förderung von 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen nach dem 
Städtebauförderungsgesetz nicht. Soweit also Rege-
lungen aus dem Verhältnis Bund—Länder auf das 
Verhältnis Länder—Gemeinden übertragen worden 
sind, beruht dies auf Entscheidungen der Länder. 
Der Bundesregierung ist allerdings bekannt, daß in 
allen Bundesländern auch im Verhältnis Land—Ge-
meinde die Finanzhilfe des Bundes ebenso wie die 
ergänzenden Landesmittel der Sache nach als Vor-
auszahlungen unter dem späteren Vorbehalt einer 
endgültigen Bestimmung ausgereicht werden. 
Schwierigkeiten sind der Bundesregierung bisher 
nur aus dem Freistaat Bayern bekanntgeworden. 
Diese Schwierigkeiten beruhen offensichtlich darauf, 
daß der Freistaat Bayern das Institut der „Voraus-
zahlung" nicht ausdrücklich übernommen hat, son-
dern die Bundes- und Landesmittel den Gemeinden 
als zins- und tilgungsfreie Darlehen gewährt. Der 
Sache nach entspricht ein zins- und tilgungsfreies 
Darlehen einer Vorauszahlung. Die Einstufung als 
Darlehen hat im Freistaat Bayern die Frage aufge-
worfen, ob die Förderungsmittel des Bundes und 
des Landes auf die gemeindliche Verschuldensgrenze 
anzurechnen sind. Diese Zweifelsfrage ist inzwischen 
nach einem Schriftwechsel zwischen Bundesminister 
Ravens und dem Bayerischen Staatsminister des 
Innern, Dr. Merk, durch einen klarstellenden Erlaß 
des Bayerischen Staatsministeriums des Innern aus-
geräumt. Danach werden die Förderungsmittel nicht 
auf die Verschuldungsgrenze angerechnet. Dies wird 
nach Überzeugung der Bundesregierung die Finanz-
planung der Gemeinden erleichtern. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß wegen 
des bisher gewählten Förderungssystems bereitste-
hende Mittel des Bundes nicht in Anspruch genom-
men worden wären; im Gegenteil: Die Nachfrage ist 
größer als im Haushaltsrahmen zunächst vorgese-
hen. Die Bundesregierung kann jedoch nicht aus-
schließen, daß in einzelnen Gemeinden noch unklare 
Vorstellungen darüber bestehen, in welchem Umfang 
die Förderungsmittel des Bundes und der Länder 

I endgültig als Zuschuß oder als Darlehen eingesetzt 
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werden können. Es wird Aufgabe der Länder sein, 
anhand der vorliegenden Allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften diesen Unklarheiten durch verstärkte 
Information und Beratung zu begegnen. 

Anlage 60 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 68) : 

Wie hoch beläuft sich nach den Erkenntnissen der Bundesregie-
rung gegenwärtig die Gesamtstärke der Betriebskampfgruppen in 
der DDR, und mit welchen Waffen sind diese Kampfgruppen aus-
gerüstet? 

Die gegenwärtige Gesamtstärke der „Kampf-
gruppen" (1953 bis 1956 „Betriebskampfgruppen") 
der DDR beläuft sich nach den der Bundesregierung 
vorliegenden Erkenntnissen auf 350 000 Mann. Offi-
ziell gehören die Kampfgruppen zur Territorial-
verteidigung. Sie sind in bewegliche und objekt-
gebundene Einheiten gegliedert. Die Grundeinheit 
ist die Hundertschaft, die wiederum untergliedert ist 
in drei Züge von je drei Gruppen. 

Zur Ausrüstung der Kampfgruppen gehören leichte 
und mittlere Infanteriewaffen, Fahrzeuge und tech-
nische Geräte, die der Aufklärung, der Herstellung 
von Nachrichtenverbindungen und der Durchführung 
leichter Pionierarbeiten dienen. 

Karabiner und Pistole gehören zur Grundbewaff-
nung. Teilweise sind darüber hinaus die leichten 
Kampfgruppen-Bataillone mit Maschinenpistolen, 
Sturmgewehren, Handgranaten, Nebelhandgranaten 
und leichten Maschinengewehren ausgerüstet. 

Die schweren Kampfgruppen-Bataillone sind mit 
Lastkraftwagen motorisiert, die von den örtlichen 
Betrieben gestellt werden. In den letzten Jahren 
haben diese Einheiten auch Schützenpanzerwagen 
und Panzerspähwagen erhalten. Zum Teil verfügen 
die schweren Kampfgruppen-Bataillone außerdem 
über schwere Maschinengewehre, leichte und mitt-
lere Granatwerfer, Panzerbüchsen und Pak sowie 
vereinzelt auch Fla-MG. 

Anlage 61 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3258 Frage B 69) : 

Welche Mengen an Plutonium werden in den nächsten 10 und 
30 Jahren voraussichtlich anfallen, wo werden sie wiederaufge-
arbeitet, wie werden sie verwendet und gelagert? 

Durchschnittlich 200 kg Plutonium werden in 
einem 1 000 MWe-Leichtwasserreaktor (LWR) jähr-
lich erbrütet. Damit ergibt sich bis 1985 eine kumu-
lierte Pu-Produktion in der Bundesrepublik von 
rund 34 t, wenn man den im Energieprogramm der 

Bundesregierung vorgesehenen Einsatz von Kern-
energie zugrundelegt. Eine Aussage über die in den 
nächsten 30 Jahren in deutschen Reaktoren erzeugte 
Plutoniummenge ist nur für eine modellmäßig zu-
grundegelegte Reaktorstrategie möglich. Die Erzeu-
gung von Plutonium bis zum Jahre 2000 ist sehr 
stark abhängig vom Umfang des Einsatzes von Hoch-
temperatur- und Schnellbrutreaktoren (SBR) sowie 
generell vom Zuwachs der installierten Kraftwerks-
leistung. 

Bei der Diskussion dieser Plutoniummenge ist zu 
beachten, daß das Plutonium wegen seines hohen 
Wertes als Kernbrennstoff unmittelbar nach seiner 
Rückgewinnung aus der Wiederaufarbeitung wieder 
als Spaltmaterial in thermische und schnelle Reakto-
ren zurückgeführt wird. In den nächsten 10 Jahren 
wird diese Rezyklierung von Plutonium überwie-
gend in Leichtwasserreaktoren erfolgen, danach zu-
nehmend in Schnellbrutreaktoren. 

Das Plutonium kann dabei im Gleichgewichts-
zustand bis zu 20 % des angereicherten Urans er-
setzen und damit zu einer erheblichen Entlastung 
bei der Versorgung mit diesem Material führen. Die 
Möglichkeit der Rezyklierung des Plutoniums in 
Leichtwasserreaktoren wird bereits seit einigen Jah-
ren in der Bundesrepublik Deutschland erfolgreich 
demonstriert. 

Durch den Wiedereinsatz in Reaktoren wird das 
Plutonium gleichzeitig durch die Sicherheits- und 
Schutzeinrichtungen der Reaktoren geschützt. Auf 
diese Weise wird der bestmögliche technische Schutz 
der Umwelt vor einer unkontrollierten Freisetzung 
von Plutonium erreicht. 

Entsprechend dem Konzept der Rezyklierung 
kommt eine Lagerung von Plutonium nur für relativ 
kurze Zeiträume in Verbindung mit der Fertigung 
von Brennelementen in Betracht. Das Plutonium 
kann für diese Zwischenlagerung entsprechend dem 
Stand der Verarbeitung in flüssiger (Nitrat) oder 
fester Form (Oxid-Pulver, gepreßte Sinterkörper, 
fertige Brennelemente) vorliegen. Die Zwischenlager 
werden entsprechend den Sicherheits- und Schutz-
anforderungen ausgelegt. 

Anlage 62 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3258 Fragen B 70 und 71) : 

In welchem Umfang ist es möglich, bei der Prüfung von For-
schungsmitteln für Projekte, die der Bund fördert, Kriterien, wie 
Effektivität, optimale technische Lösung und garantierte Sicher-
heit, zu berücksichtigen im Vergleich zu der bisherigen Praxis, 
die vorrangig nur reine Kostenaspekte in Betracht zieht? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht der Finanzie-
rungsschwierigkeiten im Bereich der Forschung, dem Bundestag 
einen Prioritätenkatalog für unverzichtbare Forschungsprojekte 
und Forschungsinstitutionen vorzulegen, damit bei den Betrof-
fenen ein Überblick über die Forschungsschwerpunkte des Bundes 
existiert? 

Zu Frage B 70: 

Den Entscheidungen über die Vergabe der Förder-
mittel liegen von jeher sowohl Aspekte des wirt- 
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schaftlichen und sparsamen Mitteleinsatzes („Kosten-
aspekte") als auch fachliche Kriterien zugrunde. 

In den Rahmen dieser fachlichen Prüfung fallen 
insbesondere 

— die Bewertung der forschungspolitischen Zielset-
zung der Vorhaben und ihres Beitrages zu den 
Förderprogrammen der Bundesregierung 

— der Vergleich verschiedener technologischer Al-
ternativen für ein Projekt mit dem Ziel der Aus-
wahl der optimalen Alternative 

— die Beurteilung der Erfolgschancen langfristiger 
risikoreicher Entwicklungsprojekte sowie der 
daran anschließenden Innovations- und Nut-
zungsphase 

die Auseinandersetzung mit den technologischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen ge-
förderter Projekte und schließlich 

— die Prüfung der Sachkunde und Erfahrungen der 
Auftrags- oder Zuwendungsnehmer. 

Ergänzende Ausführungen zu den Fragenkomple-
xen der Kontrolle von Großprojekten sowie der 
Kosten- und Erfolgskontrolle im Bundesministerium 
für Forschung und Technologie hat die Bundesregie-
rung in der Antwort auf Frage 4 auf die Große An-
frage der SPD, FDP betr. Forschungspolitik vom 
23. November 1973 -- BT-Drucksache 7/688 — und in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU 
betr. Rationalisierung, Kosten- und Erfolgskontrolle 
im Bundesministerium für Forschung und Technolo-
gie vom 16. Mai 1974 — BT-Drucksache 7/2036 — 
dargelegt. 

Zu Frage B 71: 

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundes-
tag in Kürze — wie angekündigt - den Bundesbe-
richt Forschung V vorlegen. Aus diesem Bericht wird 
der aktuelle Stand der Aufgaben, der Maßnahmen 
und der künftigen Entwicklung der öffentlich ge-
förderten Forschungsschwerpunkte und Forschungs-
institutionen in der Bundesrepublik Deutschland 
hervorgehen. Damit wird ein eingehender Überblick 
über die Forschungsschwerpunkte und Forschungs-
ziele des Bundes vorhanden sein. 

Anlage 63 

Antwort 

des Bundesminister Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Probst (CDU /CSU) 
(Drucksache 7/3258 Fragen B 72 und 73) : 

In welchem Umfang werden deutsche Firmen bei der Auftrags-
vergabe durch das Kernforschungszentrum CERN berücksichtigt, 
und wie hoch ist der Anteil der Aufträge an deutsche Firmen im 
Vergleich zu den Beiträgen der Bundesrepublik Deutschland 
an den Gesamtausgaben von CERN? 

Nach welchen Kriterien erfolgt die Ausschreibung von Projek-
ten des Kernforschungszentrums CERN, und wie erfolgt die An-
gebotsauswahl, und trifft es insbesondere zu, daß nur sogenannte 
„billige Angebote" berücksichtigt werden ohne Rücksicht auf 
technische, wirtschaftliche und technologische Aspekte? 

Zu Frage f3 72:  

Sämtliche Ausschreibungen der Europäischen Or-
ganisation für Kernforschung (CERN) in Genf im 
Wert von über 200 000 sfr werden im „Bundesan-
zeiger" angekündigt; sie werden auch einer großen 
Zahl von Einzelfirmen unmittelbar mitgeteilt, und 
zwar aufgrund von Listen, die die zuständigen In-
dustrieverbände aufgestellt haben. 

Der Anteil der  Aufträge deutscher Firmen seit 
Gründung von CERN im Jahre 1952 beträgt 12,5 % ; 
der Anteil der technisch interessanten Aufträge beim 
Bau des Großbeschleunigers beträgt 29,75 %. Der 
Beitragsanteil der Bundesrepublik Deutschland be-
trägt 25 % für das CERN-Laboratorium I (Grund-
programm) und 25,4 % für das CERN-Laboratorium 
II (Großbeschleuniger). 

Außer den technologisch fortgeschrittenen Auf-
trägen fallen bei CERN in erheblichem Umfang kon-
ventionelle Arbeiten an, die überwiegend an lokale 
Unternehmen gehen und an denen deutsche Unter-
nehmen vielfach weniger interessiert. gewesen sind. 

Zu Frage B 73: 

Die Finanzordnung von CERN sieht vor, daß Aus-
schreibungen im allgemeinen auf Firmen aus den 
Mitgliedstaaten beschränkt werden und daß der 
Auftrag dem billigsten Anbieter zu erteilen ist, der 
die technischen und terminlichen Anforderungen er-
füllt. Die Aufträge für fortgeschrittene technologische 
Güter und Dienstleistungen für den Großbeschleu-
niger sind allerdings angemessen auf die Mitglied-
staaten zu verteilen. 

Anlage 64 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU 
CSU) (Drucksache 7/3258 Frage B 74) : 

Entsprechen Naßkühltürme bei der Errichtung von Kernkraft-
werken noch dem neuesten Stand der Technik, oder gibt es nach 
Kenntnis der Bundesregierung Entwicklungen, bei denen die Ab-
warme der Kraftwerke zum Beispiel für die Städtebeheizung ge-
nutzt werden kann? 

Naßkühltürme entsprechen nach wie vor dem 
Stand der Technik, um die bei thermischen Kraft-
werken jeder Art erforderliche Kühlung vorzuneh-
men. 

Das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie bemüht sich im Sinne einer rationellen 
Energieverwendung, die für eine breite Einführung 
der Heizkraftkopplung notwendigen Forschungs- 
und Entwicklungsprobleme zu lösen. Heizkraftkopp-
lung bedeutet gleichzeitige Erzeugung von Elektri-
zität und Wärme auf nutzbarem Temperaturniveau. 
Die so anfallende Wärme wird zur Einspeisung in 
Fernheiznetze verwendet, wodurch die eingesetzten 
Primärenergien besser ausgenutzt werden. 

Um das dafür vorhandene Potential in der Bun-
desrepublik zu ermitteln, wurde ein Studienwerk 
zur Fernwärmeversorgung in Auftrag gegeben. 
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Mit den Fernwärmeschienen Ruhr und Saar sollen 
Entwicklungen gefördert werden, die durch Ver-
bundnetze zu einer weiteren Verbreitung der Heiz-
kraftkopplung führen. Darüber hinaus werden wei-
tere Untersuchungen, etwa der Abgabe der Wärme 
in den Boden, durchgeführt. 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 7/3258 Frage B 75): 

Ist es im Sinne der Bemühungen der Bundesregierung, die Ar-
beitslosigkeit der Jugend zu beseitigen, wenn einzelne Berufs-
gruppen ihren Mitgliedern unter Strafandrohung nur die Beschäf-
tigung einer beschränkten Anzahl von Lehrlingen erlauben, 
auch wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind? 

Die Bundesregierung hat sich in jüngster Zeit 
mehrfach, zuletzt am 22. Januar 1975, mit konkreten 
Maßnahmen für ein verstärktes Ausbildungsangebot 
befaßt. Sie ist mit allen Beteiligten der Meinung, 
daß angesichts der gegenwärtigen Mangellage im 
Ausbildungsplatzangebot vorhandene Ausbildungs-
kapazität nicht ungenutzt bleiben darf. 

Andererseits müssen ungeachtet der gegenwärti-
gen Schwierigkeiten die berechtigten Ansprüche der 
Jugendlichen auf eine qualifizierte und zukunfts-
orientierte Berufsausbildung ernst genommen wer-
den. Das aus bildungs-, sozial- und arbeitsmarkt-
politischen Gründen gleichermaßen wichtige Aus-
bildungsniveau muß auch bei den jetzt notwendigen 
Sofortmaßnahmen zur Schaffung neuer Ausbildungs-
plätze gesichert bleiben. 

Das Ausbildungsniveau hängt nach allen Erfah-
rungen wesentlich von dem Zahlenverhältnis zwi-
schen ausbildenden Fachkräften und Auszubilden-
den ab. Deshalb macht das geltende Berufsbildungs-
gesetz die Einstellung von Auszubildenden davon 
abhängig, daß insoweit „ein angemessenes Verhält-
nis" vorliegt (§ 22 Abs. 1 Nr. 2 b BBiG). Eine ähn-
liche Vorschrift wird in dem Entwurf zur Neufas-
sung des Berufsbildungsgesetzes vorgesehen. Sicher 
kann man hier keine für alle Branchen geltenden 
zahlenmäßigen Relationen schematisch festlegen, 
vielmehr müssen die jeweiligen Gegebenheiten in 
den einzelnen Ausbildungsberufen und -stätten be-
achtet werden. Davon geht auch das geltende Recht 
aus. 

Auf dieser Linie liegt auch die Empfehlung des 
Bundesausschusses für Berufsbildung über die Eig-
nung der Ausbildungsstätten, in der das Zahlenver-
hältnis konkretisiert ist (Beschlußauszug vgl. An-
lage). Danach ist ein Abweichen von dein dort fest-
gelegten Zahlenverhältnis möglich, wenn die Be-
rufsausbildung nicht gefährdet wird. 

Darüber im Einzelfall zu entscheiden ist Aufgabe 
der zuständigen Stellen (Kammern). 

Die Entscheidungen sind im Rechtswege überprüf-
bar. 

Anlage 

Empfehlung über die Eignung der 
Ausbildungsstätten 

— Auszug — 

(Beschluß des Bundesausschusses für Berufsbildung 
vom 28./29. März 1972) 

2.5 

Als angemessenes Verhältnis der Zahl der Auszu-
bildenden zur Zahl der Fachkräfte im Sinne der 
§§ 22 Abs. 1 Nr. 2 BBiG, 23 Abs. 1 Nr. 2 HwO gilt 
in der Regel 

eine bis zwei Fachkräfte 
1 Auszubildender 

drei bis fünf Fachkräfte 
2 Auszubildende 

sechs bis acht Fachkräfte 
= 3 Auszubildende 

je weitere drei Fachkräfte 
1 weiterer Auszubildender 

Als Fachkraft gelten der Ausbildende, der be-
stellte Ausbilder oder wer eine Ausbildung in einer 
dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung 
abgeschlossen hat oder mindestens das Zweifache 
der Zeit, die als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, 
in dem Beruf tätig gewesen ist, in dem ausgebildet 
werden soll, 

Diese Kriterien beziehen sich nicht auf einzelne 
Ausbildungsmaßnahmen, sondern auf den gesamten i 

 Ausbildungsgang. Die Relation von Ausbildern und 
Fachkräften zu Auszubildenden kann überschritten 
bzw. unterschritten werden, wenn dadurch die Aus-
bildung nicht gefährdet wird. 

Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Schmitz (Baeswei-
ler) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3258 Fragen B 76 
und 77): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Arbeitsmarkt der dies-
jährigen Absolventen der Studienrichtung „Landwirtschaft" an 
den deutschen Universitäten und die künftigen Berufsaussichten 
der diesjährigen Studienanfänger? 

Ist die Bundesregierung bereit, zusammen mit den Bundeslän-
dern darauf hinzuwirken, daß das nach Ermittlungen des Bundes-
ministeriums für Bildung und Wissenschaft zweitteuerste Stu-
dium (33 600 DM p.a./Student) durch eine praxisorientierte Stu-
dienreform, wie z. B. die Einführung eines 1jährigen Pflicht-
praktikums und die Reduzierung der Examensqualifikationen auf 
wenige Schwerpunktfächer, qualitativ verbessert und durch eine 
derartige Reform verhindert wird, daß das Studium der Land-
wirtschaft als Ausweich- oder „Parkfach" für Numerus-Clausus- 
Geschädigte in Anspruch genommen wird, und die Ausbildungs-
kosten pro Student noch stärker steigen? 

Zu Frage B 76: 

Aufgrund der arbeitsmarktstatistischen Informa-
tionen der Bundesanstalt für Arbeit (Statistik der 
Fachvermittlung) kann von einer nachhaltigen Ver- 
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besserung der Arbeitsmarktsituation der landwirt-
schaftlichen Hochschulabsolventen nicht gesprochen 
werden. Gemessen an der Zahl der Bewerbergesuche 
reichen die Stellenangebote der privaten Bedarfs-
träger und die Personalanforderungen der öffent-
lichen Hand sowie der Landwirtschaftskammern und 
-verbände nicht aus. 

In den letzten Jahren sind verschiedene Bedarfs-
berechnungen über Hochschulabsolventen veröffent-
licht worden, in denen auch die Frage des Bedarfs 
an Hochschulabsolventen des agrarwissenschaft-
lichen Fachbereichs behandelt wurden. Die Bedarfs-
schätzungen für 1980 schwanken zwischen 23 000 
und 27 000. Der Bestand an erwerbstätigen Hoch-
schulabsolventen der Agrarwissenschaften betrug 
bei der Volks- und Berufszählung 1970 17 300. Auf-
grund der voraussichtlichen Bedarfsentwicklung und 
unter Berücksichtigung der Altersstruktur der gegen-
wärtig tätigen Agrarwissenschaftler ergibt sich ein 
jahresdurchschnittlicher Bedarf an Studienanfängern 
in der Zeit zwischen 1970 und 1980 von 1 200 bis 
1 800. Die tatsächliche Studienanfängerzahl lag be-
reits 1973 bei dem oberen Wert von 1 800. Ein An-
stieg der Studienanfängerzahlen in den kommenden 
Jahren ist nicht auszuschließen. 

Angesichts der starken Konzentration der Agrar-
wissenschaftler auf den öffentlichen Bereich (28 % 
im Schul- und Hochschulbereich, 24 % in der öffent-
lichen Verwaltung, 7 % bei Kammern und Verbän-
den) kann eine wesentliche Ausweitung des Bedarfs 
nicht erwartet werden. Im Gegenteil: da vor allem 
der öffentliche Dienst in den letzten Jahren einen 
großen Teil verhältnismäßig junger Bewerber ein-
gestellt hat, wird sich die Nachfrage in diesem Be-
reich eher verlangsamen. Ohne eine Verbreiterung 
des Einsatzbereichs von Agrarwissenschaftlern in 
andere Tätigkeitsfelder hinein dürfte es somit in 
Zukunft für die Absolventen der Agrarwissenschaf-

ten schwieriger werden, einen ihrer Ausbildung 
entsprechenden Arbeitsplatz zu finden. 

Zu Frage B 77: 

Der Wissenschaftsrat bereitet z. Z. neue Empfeh-
lungen zur agrarwissenschaftlichen Ausbildung vor, 
die seine entsprechenden Empfehlungen aus dem 
Jahre 1969 überprüfen und fortschreiben sollen. In 
seinen Empfehlungen aus dem Jahre 1969 hatte sich 
der Wissenschaftsrat u. a. für eine Verkürzung des 
landwirtschaftlichen Praktikums von 12 auf 6 Mo-
nate ausgesprochen, da diese Dauer für die Ausbil-
dung als ausreichend angesehen wurde. Dieser Emp-
fehlung ist von den Hochschulen in der Folgezeit 
weitgehend entsprochen worden. In der mit dem 
Entwurf für die neuen Empfehlungen befaßten Ar-
beitsgruppe des Wissenschaftsrates wird z. Z. ge-
prüft, ob es nicht doch zweckmäßiger ist, zu dem 
früher geforderten einjährigen Praktikum zurück-
zukehren. Dabei werden auch die gleichen Überle-
gungen angestellt, die Sie als Gründe für die Ein-
führung eines einjährigen Praktikums anführen. 

Ebenso beschäftigt sich die Arbeitsgruppe auch mit 
der Frage der Einrichtung von stärker spezialisierten 
Studiengängen im Bereich der agrarwissenschaft-
lichen Ausbildung. Hier muß sie sich mit dem Pro-
blem auseinandersetzen, daß eine Spezialisierung 
mit der Folge der stärkeren Schwerpunktbildung 
möglicherweise die Gefahr einer Einengung der be-
ruflichen Verwendungsmöglichkeiten von Absolven-
ten solcher Studiengänge nach sich zieht. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß zu-
nächst einmal das Ergebnis der Beratungen im Wis-
senschaftsrat abgewartet werden sollte, ehe sie sich 
eine abschließende Meinung zu den von Ihnen auf-
geworfenen Fragen bilden kann. Vom Ergebnis ihrer 
Überlegungen werde ich Sie zu gegebener Zeit un-
terrichten. 
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